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Vorwort 


Der unglückliche Verlauf der Gmünder Geschichte zwischen 1648 und 1802 hat eine we¬ 
sentliche Ursache in den zerrütteten Beziehungen zwischen den Bürgern und Untertanen 
einerseits und dem Rat der Stadt andererseits, aber auch in den ebenso zerrütteten finanziel¬ 
len Verhältnissen der Stadt. Über beide Themen und ihren inneren Zusammenhang liegt mit 
Ausnahme der Magisterarbeit Hans Jürgen Jünglings über den Konflikt des Rats mit dem 
Landgebiet (1775- 1792) bisher keine eingehende Untersuchung vor. Diese soll in der vorlie¬ 
genden Arbeit erfolgen und zugleich die Frage mit beantworten, warum Schwäbisch Gmünd 
um 1800 nach Aussage eines damals erschienenen Lexikons über Schwaben dem Umfang 
nach eine der größten Reichsstädte in Schwaben war, aber „auch die, die mit Augsburg am 
tiefsten gesunken war“. 

Ich bin der Stadt Schwäbisch Gmünd außerordentlich dankbar, dass sie die vorliegende 
Arbeit veröffentlicht und danke hier besonders herzlich dem Stadtarchiv Schwäbisch Gmünd 
mit Herrn Stadtarchivoberrat Dr. Klaus Jürgen Herrmann, Frau Brigitte Mangold und Herrn 
Michael Schwarz für ihre außerordentliche Unterstützung, viele sachliche Anregungen, ste¬ 
te Hilfsbereitschaft und manche Ermunterung. Ohne dies wäre diese Arbeit nicht zustande 
gekommen. 

Sehr herzlich danke ich Frau Leitender Archivdirektorin Dr. Nicole Bickhoff, die mir die 
notwendigen Akten des Hauptstaatsarchivs Stuttgart in freundlicher Weise zur Verfügung 
gestellt hat. 

Dem Museum im Prediger in Schwäbisch Gmünd danke ich für die Erlaubnis zur Wieder¬ 
gabe von Gemälden des Gmünder Porträtmalers Johann Georg Strobel und Herrn Johannes 
Schüle für die gelungenen Aufnahmen in diesem Buch. 

Ich widme dieses Buch meiner Frau, die manche Stunde mit den „Gmünder Unruhen“ 
verbracht hat. 

Ellwangen, im Oktober 2007 


Dr. Hans-Helmut Dieterich 


1. Kapitel: Neuaufbau nach 1648 


„Wie wunderlich der Allerhöchste diese 
Stadt durch die grausame, unselige, höchst 
beschwerliche und über 30 Jahre gedauerte 
Kriegszeit, Hunger, Pest, Teurung... also mi- 
rakulös und väterlich und ohne Zweifel durch 
die Fürbitte der seligsten Jungfrau Maria 
gnädiglichst beschützt und erhalten... “ 1 


I - Kriegsende 

Als der Dreißigjährige Krieg im Oktober 1648 sein Ende gefunden hatte, feierten auch die 
Einwohner der Reichsstadt Schwäbisch Gmünd ein großes Dankfest. Am 14. Dezember er¬ 
klangen alle Glocken der Stadt. Ein Hochamt zu Ehren der Heiligsten Dreifaltigkeit wurde in 
der Pfarrkirche gehalten und das Tedeum wurde gesungen. Von den Türmen der Stadt feuerte 
all das Geschütz, das Freund und Feind in den Kriegsjahren noch übrig gelassen hatten, seine 
Salven gegen den Himmel. 2 3 Die Überlebenden mochten bei aller Freude und Dankbarkeit da¬ 
ran denken, dass von der Bevölkerung der Gmünder Dörfer zeitweise nur noch 36 Untertanen 
diese bewohnt hatten und dass in der Stadt bei der großen Epidemie der Jahre 1635 und 1636 
wohl ein Drittel der Einwohner verstorben war. 57 Wohnhäuser waren in den Kriegsjahren 
niedergebrannt worden, von denen nur die wenigsten 150 Jahre später wieder aufgebaut wa¬ 
ren. Scheuern und Gärten traten an ihre Stelle.' Groß waren auch die Kriegskosten gewesen, 
welche die Stadt mit Hilfe der Bürger und durch Anleihen aufbringen musste: Der Rat der 
Stadt veranschlagte sie auf 1 627000 II. 4 5 So waren die schlimmsten Jahre in der Geschichte 
der Stadt zwar zu einem gnädigen Ende gekommen, aber Bürger und Untertanen waren per¬ 
sonell und finanziell erschöpft und die Gmünder Dörfer mussten neu besiedelt werden. Ein 
Neubeginn stand bevor. 


II - Die Rahmenbedingungen: Verfassung der Stadt 

Bei diesem Neubeginn stand die überkommene Verfassung und Ordnung der Stadt nicht 
ernsthaft in Frage, ja ihre bloße Existenz mochte bei all ihren Mängeln doch für die Wie¬ 
derherstellung eines geordneten Zusammenlebens jetzt von Vorteil sein. Positiv kam für 
die Reichsstädte hinzu, dass der Westfälische Friede des Jahres 1648 in IPO Art. 8 §4 den 
Reichsstädten gleich den anderen Reichsständen das Stimmrecht'' auf den Reichstagen zu¬ 
erkannt und so auch ihren Status als Reichsstände und über IPO Art. 5 §29 6 auch als Träger 
der Landeshoheit bestätigt hatte. Doch waren die Reichsstädte den anderen Reichsständen 
nicht in allem gleich. Ein kaiserliches Reskript an den Rat der Reichsstadt Frankfurt a.M. 


1 Bürgermeister und Rat im Jahr 1667 bei Stiftung des neuen Hochaltars, zil. bei Hermann Kissling: Der Hoch¬ 
altar des Gmünder Münsters 1670-1801 und der Gmünder Frühbarock in: Gmünder Studien (2) 1979. S. 9 

2 Franz Xaver Debler, Kronologische Nachrichten, S. 73 

3 F.X.Debler. aaO, S. 247 

4 Emil Wagner, Schicksale der Reichsstadt Schwäbisch Gmünd während des Dreißigjährigen Kriegs in: WVjH 
N.F. XXIV, S. 204, Anm. 100 

5 Votum decisivum 

6 IPO: Teil der Verträge des Westfälischen Friedens: instrumentum Pacis Caesareo-Suecicum Osnabrugis anno 
1648 erectum, s. Conrad. Deutsche Rechtsgeschichte, Bd. II. Karlsruhe 1966, S. 29 
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vom 1 1.10.1746 7 formuliert dies so. dass der Rat der Stadt „sich einbilde“, die Landeshoheit 
„über die kaiserliche und des Reichs freie Stadt Frankfurt“ zu haben und die Bürger seine 
Untertanen seien. Der Rat führe sich als ein Mitstand des Reiches auf und maße sich die 
Vorrechte der Fürsten und anderen Stände des Reiches an. Der Kaiser befahl dem Rat, in 
seinen Grenzen zu bleiben und sich den Ständen des Reichs nicht gleich zu achten. Er sei 
ein Kollegium von Männern, die kraft kaiserlicher Autorität erwählt worden seien und daher 
nicht kraft eigenen Rechtes regierten. Vielmehr stehe der Rat als bestellter Administrator 
dem Gemeinwesen vor. Diese knappen Feststellungen umreißen eine Problematik, die in 
den Reichsstädten immer wieder Thema von Diskussionen. Beschwerden und daraus her¬ 
vor gegangenen kaiserlichen Kommissionen war. Sie hatte ihre Wurzeln in der besonderen 
Beziehung der Reichsstädte zu Kaiser und Reich. Aus dieser folgte, dass Träger der Reichs¬ 
standschaft die Kommune als Ganzes war und der Rat die Reichsstandschaft für sie nur 
ausübte, während ansonsten die Reichsstände Einzelpersonen waren. x Das freilich meist von 
den Städten mittlerweile abgelöste Recht des Reichs, Reichsschultheißen und Reichsvögte 
in den Reichsstädten zu unterhalten, war ein Zeichen dieser besonderen Beziehung. Die Kai¬ 
ser waren nach ihrem Selbstverständnis daher nicht Lehensherren der Reichsstädte, wie bei 
den anderen Reichsständen, sondern ihr Haupt und ihre Obrigkeit.*' Die Anstrengungen der 
Reichsstädte hiervon freizukommen, waren erfolglos. Für die Stadt Gmünd spielten diese 
Umstände bei den kaiserlichen Kommissionen des 17. und 18. Jahrhunderts eine besondere 
Rolle. Auch die genossenschaftliche Verfassung der Reichsstädte ist in diesem Zusammen¬ 
hang zu erwähnen. Diese Sachverhalte waren bei Bürgern und Untertanen auch im Grundsatz 
präsent. Dazu trug bei, dass in den Reichsstädten gewählt und nicht ernannt wurde. Doch wie 
wurde gewählt und wie wurde vor allem der Rat der Städte gewählt? 

Bei den oberdeutschen Reichsstädten, zu denen Gmünd gehörte, ist dabei auf die Reform 
von Kaiser Karl V. im Jahre 1552 zurückzugehen, ln Gmünd fand diese am 23. Januar 1552 
statt. 10 Vor dieser Reform standen der Stadt ein Bürgermeister und zwei Oberstättmeister vor, 
die ein „scharfes Regiment“ führten und auf „genaue Ordnung“ sahen." Der Bürgermeister 
war auf ein Jahr gewählt. Eine Wiederwahl erfolgte in Gmünd grundsätzlich erst nach einer 
einjährigen Pause des Betreffenden. Nun, nach der Reform, regierte die Stadt ein Rat von 
21 Bürgern, bestehend aus den drei Bürgermeistern und den zwei OberstättmeiStern und 16 
weiteren Bürgern. 17 Diese 21 Bürger wurden anfänglich auch als „Kleiner Rat“ bezeichnet. 
Teil dieses Gremiums, das eigentliche Machtzentrum der Stadt, war der Geheime Rat mit 
den drei Bürgermeistern und den zwei Oberstättmeistern. Der Geheime Rat sollte, wie auch 
sein Name zum Ausdruck brachte, insbesondere geheime, also vertrauliche Angelegenheiten 
behandeln, aber auch solche, deren Behandlung keinen Aufschub leiden durfte. Der Kleine 
Rat mit seinen 21 Mitgliedern wurde später auch als der Ganze Rat bezeichnet, was mit dem 
Schwinden der Bedeutung des Großen Rats zusammenhing. Dem Großen Rat gehörten vor 


7 Johann Jacob Moser, Neues Teutsches Staatsrecht, Bd. 18, Von der Reichs-Stättischen Regimentsverfassung 
1772, Neudruck Osnabrück 1967, S. 64 

8 Axel Gotthard, Das Alte Reich 1495-1806, Darmstadt. 2. Auf!., 2005, S. 16 

9 s. dazu Andre Krischer, Reichsstädte in der Fürstengesellschaft - Politischer Zeichengebrauch in der Frühen 
Neuzeit, Darmstadt 2006, S. 327 

10 Eberhard Naujoks, Kaiser Karl V. und die Zunftverfassung, Ausgewählte Aktenstücke zu den Verfassungsände¬ 
rungen in den oberdeutschen Reichsstädten (1547-1556), Stuttgart 1985, S. 247 ff. 

11 Jeger, Periphrasia, S. 232 f 

12 zu den Ämtern im 18. Jahrhundert s.: Christoph Riess. Die Juristen der Reichsstadt Schwäbisch Gmünd im 
18. Jahrhundert, Diss. Hannover 1993 
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Der Ratskonsulent Johann Eustachius Jeger verfasste im Jahr 1707 zwei Rechtsbücher der Stadt Schwä¬ 
bisch Gmünd. Das eine trägt den Titel „Gamundia Rediviva. Das ist die in die tiiejfe weith gesunckene 
und nun wider empor erhöhte Statt Gmündt deren Regiments , Staat, Öeconomie und künfftig guethfü- 
rend, nutzbare Würthschafft, gantz einfälitig, jedoch guetsmainendt et per modum consilii entworffen“ 
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der kaiserlichen Reform 96, nunmehr 64 Mitglieder an. Die acht Zünfte der Stadt stellten sie 
in gleicher Zahl. Kraft Amtes waren die Achtmeister, vorher Zunftmeister, Mitglieder des 
Großen Rats. Die alte Zunft Verfassung des Mittelalters und damit der Einfluss der Meister 
war bei dieser Reform anders als in anderen Reichsstädten zunächst äußerlich erhalten ge¬ 
blieben. 13 Der Geheime Rat war auf Lebenszeit gewählt und seine Mitglieder übten ihr Amt 
im allgemeinen auch lange aus. Der Bürgermeister Karl Seyboldt starb 1667 im Amt und 
102. Lebensjahr, Bürgermeister Ziegler starb 1789 im 90. Lebensjahr und Bürgermeister 
Johann Mayer 1792 im 92. Lebensjahr, beide im Amt. 

Kleiner Rat und Großer Rat kooptierten sich neue Mitglieder durch Wahl ohne Beteiligung 
der Bürger, doch war beim Großen Rat zunächst ein indirekter Einfluss der Handwerker 
über die Zunftversammlungen noch gegeben. Doch schon 1556 wurde durch kaiserliche An¬ 
ordnung bestimmt, dass in Zukunft der Kleine Rat ohne Beteiligung des Großen Rats neue 
Ratsmitglieder kooptieren dürfe. Zugleich bestimmte der Kaiser, dass der Große Rat dem 
Kleinen Rat in allem Gehorsam schulde und von diesem nach Belieben einberufen, „gesetzt 
und entsetzt“ werden könne. Damit war die Bedeutung des Großen Rats auf die eines Kon¬ 
sultativgremiums reduziert, das noch dazu nach Belieben einberufen und personell ergänzt 
werden konnte. Sein weiteres Schicksal ist den Quellen nicht klar zu entnehmen, doch taucht 
der Große Rat im Jahre 1645 plötzlich nochmals auf, was ohne Zweifel dafür spricht, dass 
damals in Gmünd große Not herrschte, ln der Tat war Landgraf Lriedrich von Hessen vor den 
Toren aufgezogen und begehrte, in der Stadt sein Hauptquartier zu nehmen, was sicher Er¬ 
innerungen an die Besetzung der Stadt durch hessische Truppen 99 Jahre vorher im Schmal- 
kaldischen Krieg weckte. 

Vor einer schweren Entscheidung stehend berief der Kleine Rat den Großen Rat mit den 
Achtmeistern ein. Doch mündete die Diskussion, für den Rat wohl überraschend, in den Vor¬ 
schlag ein, man solle den Einlass verweigern und sich zur Wehr setzen, was freilich schon an¬ 
gesichts des desolaten Zustands der Stadtmauer, die erst kurz vorher auf einer Länge von ca. 
70 Metern eingestürzt war, 14 kaum verständlich war. Insbesondere ein Mitglied des Großen 
Rats namens Johann Scheuffele soll sich dabei „zimblich insolent“ gezeigt haben, was dem 
Rat Anlass genug war, von weiteren Einberufungen des Großen Rats zukünftig abzusehen.' 2 
Es ist so davon auszugehen, dass der Große Rat in der Folge nicht mehr ergänzt wurde und 
so allmählich i.S. des Wortes ausstarb. Lediglich in einer Formulierung des damaligen Rats¬ 
konsulenten Jeger im Jahre 1707 erscheint der Begriff nochmals, 16 doch ohne substantielle 
Bedeutung. 

Es verblieb der Ganze Rat, der bis 1758 aus 21 Männern bestand, nämlich dem Geheimen 
Rat mit seinen fünf Mitgliedern und weiteren 16 Bürgern, vier auf der Bürgerbank, drei 
Stättmeister und neun „Senatores“ oder „Ratsverwandte“, ln seiner „Gamundia Rediviva“ 
schreibt Jeger im Unterschied zu seiner Periphrasia aus dem gleichen Jahr, der Rat bestehe 
aus 18 Ratspersonen und nennt hier statt der neun „Senatores“ sechs des „Großen Rats“. Doch 
ist der Widerspruch, der sich hier ergibt, kein echter, denn es war dem Ganzen Rat. wiederum 
nach Jeger 17 Vorbehalten, „die Zahl der Ratsglieder zu vermehren oder etwa durch Absterben 


13 Naujoks, aaO. S. 246 

14 K.J. Herrmann: Politik. Krieg und Reichsstadt - Strukturen im 17. Jahrhundert in: Geschichte der Stadt Schwä¬ 
bisch Gmünd, hrsg. v. Stadtarchiv Schwäbisch Gmünd, Stuttgart 1984. S. 239 

15 Jeger, Periphrasia, S. 249 

16 Jeger, Gamundia Rediviva, S. 250 

17 Periphrasia, S. 250 f. 
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zu restringieren und zu vermindern“. Bestand also 1707 der Rat aus 18 Ratspersonen, so war 
dies nur eine Zustandsschilderung. Ein Blick auf die Zeit nach 1750 zeigt schließlich, dass 
im sog. Vereinigungsrezess von 1758 das Plenum des Rats auf eine Stärke von 12 Personen 
festgelcgt wurde. Zu den fünf Geheimen kamen noch die drei Stättmeister, drei Kassiere und 
ein Senator, der in der Regel die Bauverwaltung unter sich hatte. 

Geht man von der Einführung der Kooptierung des Großen Rats durch den Kleinen Rat 
im Jahr 1556 aus, so ist diese Entwicklung nicht verwunderlich, sondern folgerichtig. Sie 
widersprach aber vollkommen dem genossenschaftlichen Element, das zur Prosperität der 
Reichsstädte im Mittelalter wesentlich beigetragen hatte und sie barg, wie die Geschichte der 
Reichsstadt nach 1648 zeigen w ird, erhebliche Gefahren in sich. Die Stadt Gmünd stand frei¬ 
lich mit dieser Tendenz zur Oligarchisierung nicht allein. Diese war aber auch nicht zwangs¬ 
läufig, denn in anderen Reichsstädten wurden gravierende Mängel der Reform Karls V. sehr 
rasch mit Zustimmung des Reichsoberhaupts geändert. 

Kaum praxisnah war auch die Einführung von drei Bürgermeistern, von denen jeder vier 
Monate federführend als „Amtsbürgermeister“ der Stadt Vorstand. Ein kontinuierliches Han¬ 
deln in der Stadtspitze erscheint so nicht vorstellbar. Der Wahlmodus konnte diese Schwa¬ 
chen nicht mildern. Starb einer der Bürgermeister, so rückte der älteste Oberstättmeister in 
sein Amt nach. Das Amt des Oberstättmeisters wurde aus den restlichen 16 Ratspersonen 
besetzt. Diese 16 Ratsmitglieder wiederum wurden im Zeitraum von vier Jahren wdedcrge- 
wählt. Jedes Jahr standen ein Mitglied der Bürgerbank und drei von der Gemeinen Bank zur 
Wiederwahl oder Abwahl. 18 Bereits zu Beginn des 18. Jahrhunderts w'ar die Wiederw ahl, an¬ 
ders als zuvor, die Regel. Eine Abwahl erfolgte nur noch bei strafbarem oder ungebührlichem 
Verhalten des Ratsmitglieds oder einem Verstoß gegen den Amtseid. 

Der Geheime Rat tagte um 1700 regelmäßig mittwochs und samstags, um während der 
Wochenmärkte ansprechbar zu sein. Die Sitzungen des Ganzen Rats fanden dienstags und 
donnerstags statt. 19 Ratsfähig, also wählbar, war der sechs Jahre in Gmünd eingesessene Bür¬ 
ger. 20 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass spätestens nach 1648 der Rat mit seinen 21 Mit¬ 
gliedern allein das aktive Wahlrecht hatte. Eine Bürgerbeteiligung erfolgte nicht mehr, ein 
Wahlrecht der Bürger gab es nicht. Eine sehr beschränkte Autonomie hatten allein noch die 
Zünfte in ihren Angelegenheiten. Dieses Wahlverfahren war in den Reichsstädten nicht all¬ 
gemein üblich. Reichsstädte mit nur einem Ratskollegium wie in Gmünd pflegten sich aller¬ 
dings die neuen Mitglieder zu kooptieren. 21 Freilich war dieses Verfahren umstritten. Man 
bezweifelte zu Recht, dass auf diese Weise zu gewährleisten war, dass die Tüchtigsten in die 
öffentlichen Ämter kamen. 

III - Die Aufgaben des Rats 

„Der Magistrat einer Reichsstadt ist dasjenige Collegium von Personen, welche ordentlicher 
Weise das Stattregiment führen und der gemeinen Statt Angelegenheiten besorgen.“ Diese 


18 Jeger. Periphrasia. S. 242 ff. 

19 Jeger, aaO, S. 297 

20 Jeger. aaO. S. 296 

21 Moser. aaO, S. 45 








Feststellung Johann Jakob Mosers 22 kann als gültig für alle Reichsstädte bezeichnet werden 
und galt auch für Schwäbisch Gmünd. Die Reichsstädte konnten dabei allerdings nicht von 
gleichen Verfassungen ausgehen, weil kaiserliche Privilegien, Entscheidungen der Reichsge¬ 
richte, Verträge zwischen Rat und Bürgern und schließlich das Herkommen zu einem Stadt¬ 
recht führten, das in den einzelnen Reichsstädten unterschiedlich war. 23 Der Rat der Stadt 
Schwäbisch Gmünd war für Verwaltung und Gesetzgebung zuständig, das Gericht, das neun 
Mal im Jahr tagte, bildeten die zwölf ältesten des Rats, unter ihnen die fünf Geheimen. Die¬ 
se zwölf Männer waren auch für die freiwillige Gerichtsbarkeit zuständig. Zwei Mitglieder 
des Rats, die sogenannten „Zweier“ richteten in kleineren Handwerkssachen. Bürgermeister 
und Oberstättmeister waren in der Regel entsprechend ihrem Verständnis von der weltli¬ 
chen Oberaufsicht auch die Pfleger der frommen Stiftungen, der „pia corpora“. Diese waren 
zahlreich in Gmünd. Bei der Mediatisierung im Jahre 1802 gab es fünfzehn Kassen, die von 
städtischen Bediensteten verwaltet wurden, zwölf davon waren solche der pia corpora. Da 
war die Hochwürdige Bruderschaftskasse, die Leonhards-Pflege, die Salvator-Pflege, die Ar- 
menleute-Pflege, die Colomani-Pflege in Wetzgau, um nur einige zu nennen. Ohne Zweifel 
die wichtigsten von ihrer Aufgabe und ihrem Vermögen her waren die Hospital-Pflege zum 
Hl. Geist und das Katharinen-Hospital im Westen vor den Toren der Stadt. All diesen Pflegen 
war zu eigen, dass sie Aufgaben hatten, die solche der Gemeinschaft waren und dass sie hier¬ 
für von wohlmeinenden Bürgern im Lauf der Jahrhunderte mit einem stattlichen Vermögen 
ausgestattet worden waren. Die sieben wichtigsten frommen Stiftungen wurden 1802 von 
den Bürgermeistern und Oberstättmeistern verwaltet. 

Die Allzuständigkeit der Stadt spiegelte sich in ihren Ämtern wider. Neben denen der fünf 
Geheimen waren die wichtigsten die des ersten und zweiten Ratskonsulenten, was auch in 
deren Besoldungen seinen Niederschlag fand. Der erste Ratskonsulent war für alle wich¬ 
tigen rechtlichen Angelegenheiten zuständig und hatte deshalb eine Konsultativstimme im 
Geheimen Rat. Der zweite Ratskonsulent stand ihm zur Seite und war oft zugleich auch 
Stadtschultheiß, ein Amt. das in den ersten Zeiten der Stadt ihr wichtigstes war, weil der 
Stadtschultheiß zugleich das Reichsoberhaupt in der Stadt vertrat. Am 26. August 1430 folg¬ 
te jedoch die Stadt dem Beispiel anderer Reichsstädte und erwarb das Amt pfandweise von 
Kaiser Sigismund. 24 Das Pfand wurde bis 1802 nicht mehr eingelöst und der Stadtschultheiß 
wurde in Gmünd allmählich insbesondere für polizeiliche Aufgaben zuständig. 

Wichtige Aufgaben übten weiter die drei Stättmeister, die drei Kassiere sowie der Ratsak¬ 
tuar aus. Der Grätmeister und der Visierer, welcher das Umgeld, die städtische Getränkesteu¬ 
er, festsetzte und erhob, hatten Aufgaben, mit welchen die Bevölkerung fast täglich in Berüh¬ 
rung kam, weshalb es dabei häufig auch zu Ärger kommen konnte. In den Diensten der Stadt 
standen ferner Kanzlisten, „deutsche“ Schulmeister, drei Hebammen, Ratsdiener, Stättmeis- 
terdiener, Amtsknechte, vier Torwarte entsprechend der Anzahl der Tore, drei Wächter auf 
dem Johannisturm sowie einer auf dem Königsturm, ein Nachtwächter, vier Scharwächtcr, 
zehn Wächter auf den Mauern, Flurhaie, Holzwarte, sowie durchschnittlich acht Taglöhner 
für Tiefbau- und Hochbauaufgaben. Die Verwaltung trat zahlreich auf: Feuerschau, Gassen¬ 
schau oder Säckvisitation, um Beispiele zu nennen, fanden unter Beteiligung von sechs oder 
sieben städtischen Bediensteten statt, ohne dass ein sachlicher Grund hierfür erkennbar war. 

22 aaO, S. 30 

23 aaO, S. 5 

24 Urkunden und Akten der ehemaligen Reichsstadt Schwäbisch Gmünd 777-1500, bearb. von A. Nitsch, II. Teil 
1451-1500, hrsg. v. Stadtarchiv Schwäbisch Gmünd 1967 (UAG II) - Nachträge 29 
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Da es für die jeweilige Schau Präsenzgelder gab, waren die Kosten auch verhältnismäßig 
hoch. 25 

Auf dem Land war die Verwaltung schwächer ausgeprägt. Die Vögte der Ämter vertraten 
hier den Rat. 1648 war das städtische Territorium in die zwei Ämter Spraitbach und Bargau 
aufgeteilt. In Mögglingen, das zuvor auch Sitz eines Amtes gewesen war, gab es einen Schult¬ 
heißen, ebenso in Oberbettringen und Mutlangen. Die Schultheißenämter waren Ehrenämter 
mit geringen Aufwandsentschädigungen. In der Stadtrechnung von Lucia 1650 26 finden sich 
erstmals auch Vögte in Iggingen und Oberbettringen auf der Besoldungsliste. 

Vier Ämter schienen Jeger 2 im Jahre 1707 bei damals gerade mal 856 Untertanen auf dem 
Land entschieden zuviel. Er meinte, vier Ämter hätten „eine große Figur und einen ansehn¬ 
lichen Namen“. Im Württembergischen oder im Gebiet der Fürstpropstei Ellwangen aber 
gebe es für ein Gebiet vergleichbaren Umfangs nur ein Amt. Die vier Ämter hätten auch in 
der Vergangenheit zu großen Belastungen bei den Einquartierungen geführt, weil man gesagt 
habe, die Stadt habe vier Ämter, also auch genügend Geld. 28 

Die Vögte hatten kein leichtes Amt, weil sie zwischen dem Rat und den Untertanen stan¬ 
den. Verschwiegen sie aus Rücksicht auf die Untertanen gegenüber dem Rat Vorgänge, die an 
sich meldenswert waren, zogen sie sich Rügen des Rats zu. Meldeten sie solche Vorgänge, so 
galten sie bei den Untertanen als „delatores und Verräter“. 29 Jeger zieht daraus den Schluss, 30 
den Vögten ihre fixe Besoldung zu kürzen und ihnen dafür einen Teil der Strafen zukommen 
zu lassen, um so ihre Bereitschaft zu erhöhen, Delikte auch zu verfolgen. 

IV - Ordnungen für das Zusammenleben auf dem Land 

Die Reichsstadt hatte als Reichsstand die Landeshoheit in ihrem Gebiet und war daher auch 
dazu verpflichtet, „eine gute Polizei“ zu erhalten, wie man dies damals formulierte. Allzu¬ 
ständigkeit führt erfahrungsgemäß zu einem Regelungsanspruch bis ins Kleinste und ihn 
erhob der Rat wie auch die Magistrate anderer Reichsstädte. Er konnte im Bereich des Poli¬ 
zeiwesens unmittelbar nach dem langen Krieg auch auf die Notwendigkeit hierzu verweisen. 
Vieles war vergessen worden, manches war den neuen Bürgern und Untertanen, welche die 
entvölkerten Bereiche der Reichsstadt neu besiedelten, schlicht nicht bekannt. 

Gegenüber den Untertanen erging zunächst am 11. November 1650 eine Verordnung über 
die „Reform der infolge des Dreißigjährigen Krieges bei den Gmünder Landuntertanen ein¬ 
gerissenen Unordnungen und Missbräuche“. 31 Der Rat verwies darin einleitend darauf, dass 
nach dem grausamen, langen Krieg allerhand Laster und Unordnungen, besonders auch im 
politischen Wesen eingerissen seien. Man müsse daher nun handeln. Es folgten sodann Gebo¬ 
te zur Religionsausübung, wie zum regelmäßigen Besuch der Gottesdienste, zur Einhaltung 
der Sonn- und Feiertage und zum Verhalten nach dem Ave-Maria-Läuten. Die Untertanen 
wurden auf das Verbot des Fleischesscns an Fasttagen hingewiesen und ermahnt, sich des 
Fluchens und der Gotteslästerung zu enthalten. Es wurde zur Ehrerbietung gegenüber den 
Geistlichen aulgefordert und in diesem Zusammenhang auch auf die Verpflichtung zur Ent¬ 
richtung des Kirchenzehnten hingewiesen. 


25 Dominikus Debler, Chronica, V.l, S. 188 ff. 

26 Stadtarchiv Schwäbisch Gmünd 

27 Periphrasia, S. 437 

28 aaO, S. 438 

29 Gamundia Rediviva, S. 388 ff. 

30 ebd. 

31 StALB 178, Bü 114 
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Den Gastwirten untersagte der Rat, an Fasttagen Fleisch zu reichen und ermahnte sie. zu 
verhindern, dass sich ihre Gäste betranken. 

Ausführlich waren auch die Gebote zum sittlichen und sonstigen Verhalten. Bei Strafe un¬ 
tersagt waren Üppigkeit. Prasserei, Hurerei, Herumspringen und Geschrei, wobei der Begriff 
Hurerei in jener Zeit jede sexuelle Gemeinschaft außerhalb der Ehe meinte. Außerehelicher 
Geschlechtsverkehr wurde daher mit einer Geldstrafe von 20 fl, unter Umständen sogar mit 
Gefängnis im Turm bestraft. Das Verbot der Kunkelstuben, in denen sich seit jeher junge 
Leute trafen, war für den Rat daher folgerichtig, er sah in ihnen „einen Herd der Buhlerei“. 
Der Rat wies zur Begründung dieser Gebote die Untertanen darauf hin, dass sie ja vernunft¬ 
begabte Menschen mit einer unsterblichen Seele und keine wilden Tiere seien. 

Schließlich folgten Gebote, die das Verhalten gegenüber dem Rat betrafen, wozu auch 
Regelungen gehörten, die eine Gefährdung des kleinen Gmünder Territoriums verhindern 
sollten. Verboten war daher die Entfremdung von Gütern, also der Verkauf an „Ausländische“ 
ohne Zustimmung des Rats. Als ausländisch wurden auch Bewohner des eigenen Dorfs be¬ 
zeichnet, wenn sie einem anderen Reichsstand, etwa Württemberg oder Ellwangen unterstan¬ 
den. Erwarben sie ein Gmünder Anwesen, so gerieten Gerichtsbarkeit und Abgaben gegen¬ 
über der Reichsstadt in Gefahr. Eindringlich wurden die Untertanen auch auf die pünktliche 
Ablieferung aller Zehnten, Gülten und Gefälle hingewiesen. 

Diese Verordnung, die durch die Gmünder Vögte im November 1650 und im Januar 1651 
den Untertanen bekannt gegeben wurde, zeigt zweierlei: Zum einen gab es ohne Zweitel 
so kurz nach einem verheerenden Krieg Missbräuche aller Art. gegen die in Friedenszeiten 
eingeschritten werden musste. Zum andern wird auch hier deutlich, dass der Rat sich als Ob¬ 
rigkeit verstand, die strafbewehrte Gebote und Verbote auch im Bereich des religiösen und 
sittlichen Verhaltens erlassen durfte. 

Der Rat erließ auch in rascher Folge für seine Dörfer Ruggerichts- und Dorfordnungen. Er¬ 
wähnt seien als Beispiel für viele die Ruggerichtsordnung für Spraitbach und Mutlangen im 
Jahre 1658 ,: und die Bargauer Dorfordnung vom 1. August 1700. 33 Die Ruggerichtsordnung 
war dabei fast wörtlich an solche aus dem Württembergischen angelehnt« was besonders da 
deutlich wird, wo das württembergische Vorbild übernommen wurde, obwohl es nicht auf 
Gmünder Verhältnisse passte. 

Die nach den Privilegien Karls V. und Ferdinands I. von 1556 und 1557 erstellten Rugge- 
richtsordnungen enthielten in Verbindung mit dem sogenannten Rugzettel die Delikte, wel¬ 
che in örtlicher Zuständigkeit „gerügt", also bestraft werden konnten und legten die Beset¬ 
zung und das Verfahren des Ruggerichts fest. 

In Spraitbach waren für die Besetzung des Ruggerichts fünf Männer aus dem Sprengel 
des Spraitbacher Amts vorgesehen. Es sollten die eifrigsten und angesehensten des Amtes 
sein. Der Vogt hatte den Prozesstag vorzubereiten und die Rugrichter zu beraten. Schreiber 
des Ruggerichts war der städtische Kanzleischreiber. Das Gericht tagte in der Regel zweimal 
im Jahr im Spraitbacher Amtshaus. Der Sitzungstermin wurde acht Tage zuvor angekündigt, 
damit die Untertanen rügbare Vergehen anzeigen konnten. Die Zuständigkeit des Gerichts 
endete bei Strafen von 30 fl, ab dieser Summe war das Gericht des Rats der Stadt zuständig. 
Die Delikte, die laut Rugzettel in die Zuständigkeit des Ruggerichtes fielen, entsprachen in 
Struktur und Inhalt im wesentlichen den Geboten des Rats in seiner Verordnung vom 1 1. 


32 Publiziert 28729.11.1660 - StAL B 180. Bii 294 

33 StAL B 181, Bü 302 
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November 1650. Hinzu kamen Delikte wie Felddiebstahl, Verschwendung, Zauberei, Falsch¬ 
spiel, Wucher, aber auch Verstöße gegen das Gebot, nur Gmünder Maße und Gewichte zu 
verwenden. Strafbewehrt war, wie auch in anderen Reichsstädten' 4 das Gebot, bestimmte 
Kenntnisse der Obrigkeit weiterzugeben. Dazu gehörten die Kenntnis drohender Schäden für 
kirchliche und städtische Einrichtungen, die Kenntnis von Kunkelstuben, in denen es unzüch¬ 
tig oder üppig zuging, sowie das Wissen um geheime Zusammenkünfte oder von Geschäften, 
die nicht vor dem Vogt abgeschlossen wurden. Dies hat Denunziationen Tür und Tor geöffnet 
und war auch durchaus gewünscht, auch wenn mutwillige unbegründete Anzeigen unter Stra¬ 
fe standen. - Neben dem Ruggericht gab es auch das Gericht des Vogtes. 

Die Dorf Ordnungen, welche der Rat nach und nach für die Ortschaften erließ, waren fast 
ausschließlich dem täglichen Ablauf des bäuerlichen Lebens und den Pflichten der Unterta¬ 
nen gegenüber Rat urtd Vogt gewidmet. Die Bargauer Dorfordnung beginnt mit der zeitüb¬ 
lichen Vorrede über den Sinn einer guten Ordnung, die üble Laster ausrotte und gute Sitten 
stifte, zu Friede, Einigkeit und Harmonie führe und der Herrschaft wohlgefällig sei. Sodann 
folgen Vorschriften über die Leistung von Hand- und Spanndiensten sowie Frondiensten, 
weiter solche über die Beherbergung von Fremden, über den Abschluss von Kaufverträgen 
und über Grenzsteine, Feuerschauen und Ausstockungen im Wald. Die Gemeindeversamm¬ 
lung war ebenso „fleißig“ zu besuchen, wie heimliche „conventicula“ ohne Beisein oder 
Wissen des Vogts verboten waren. 

Eine Gelte Wasser in der Küche für den Fall, dass Feuer ausbricht, war Pflicht. Dorf- und 
Walduntergänge sollten fleißig gehalten werden, und auf die Äcker durlte man erst treiben, 
wenn die Zehntgarben von dort weggebracht worden sind. Auch der Viehtrieb im Frühjahr 
und die Nutzung der Wiesen hierfür in ihrer Reihenfolge wurde geregelt. Erlaubt war die 
Haltung von Geißen und Gänsen, aber nur im Umfang des alten Herkommens. 

ln den Dorfordnungen war ohne Zweifel viel Vernünftiges geregelt, was dem Stand dama¬ 
liger Kenntnisse und Möglichkeiten, aber auch dem Wissen entsprach, welche Verhaltens¬ 
weisen regelmäßig zu Streit führen konnten. Dennoch fällt aut. dass die dortigen Gebote und 
Verbote in Verbindung mit der Ruggerichtsordnung ein sehr engmaschiges Netz von Vor¬ 
schriften geknüpft hatten, welche den Untertanen wenig Raum zur eigenen Entfaltung boten. 
Mit dem Hinweis, dass im 17. Jahrhundert die Welt klein, die Menschen arm und daher auch 
kleine Dinge wichtig und daher zu regeln waren, ist diese Regelungsdichte allein nicht zu er¬ 
klären. Man darf sich daher nicht ohne Neugierde fragen, wie es denn mit der „Rechtstreue" 
der Untertanen gegenüber diesen Geboten und Verboten bestellt war. 

Ein Blick in das Klagbuch Spraitbach von 1769-1772 3r ' zeigt, dass die Ordnungen des Rats 
jedenfalls dann präsent waren, wenn es um das Verhalten anderer ging. Eine Fülle kleiner 
Ärgernisse ist dort ausgebreitet: vom Obstdiebstahl, Holzdiebstahl bis zur üblen Nachrede 
und der mangelhaften Haltung des Gemeindefarren. 


34 s. etwa Ernst Ziegler. Sitte und Moral in früheren Zeiten. Zur Rechtsgeschichte der Reichsstadt und Republik 
St. Gallen. Sigmaringen 1991. S. 157 

35 Stadtarchiv Schwäbisch Gmünd 








V - Ordnungen für das Zusammenleben in der Stadt 

Auch den Bürgern gegenüber erließ der Rat nach dem Dreißigjährigen Krieg eine stattli¬ 
che Zahl von Verordnungen. Jeger zählt in seiner Periphrasia von 1707 rund 80 geltende 
„statuta“ auf, wie er sie nennt. Nicht miterfasst sind dabei die zahlreichen Regelungen zur 
Berufsausübung der Goldschmiede und der anderen Zünfte. 36 Diese rund 80 Verordnungen 7 
dürften nach Inhalt und Formulierungen nahezu ausschließlich aus der 2. Hälfte des 17. Jahr¬ 
hunderts stammen. Die Verordnungen betreffen nach heutiger Einordnung Sachverhalte des 
Zivilrechts, des Strafrechts und besonders oft des Verwaltungsrechts und hier vor allem Auf¬ 
forderungen an den polizeipflichtigen Normadressaten. 

Stattlich sind auch die Vorschriften zum Verhalten in Wald. Flur und Gärten. 

Sicher nicht minder zahlreich waren schließlich Verordnungen zum religiösen und sittli¬ 
chen Verhalten der Bürger, wobei hier der Rat immer wieder zu erkennen gibt, dass Welt¬ 
geistlichkeit und Klöster ihn zum Erlass einzelner Vorschriften drängten. Namentlich zu 
nennen ist hier insbesondere der Stadtpfarrer und Landdekan Johann Michael Schleicher, 
der von 1693 bis 1717 im Amt war und dem nicht nur große Tatkraft, sondern auch große 
Wohltätigkeit nachgesagt wurde. 3S Allgemein erwähnt der Rat die Geistlichkeit etwa in ei¬ 
ner Verordnung zu „Buhlerei, Büberei und Unzucht“. 39 Hier bemerkt er einleitend, dass es 
im ganzen Augsburger Bistum nicht soviel Buhlerei, ärgerliche Unzucht und voreheliche 
Schwängerungen gebe wie im Gmünder Gebiet, dies, obwohl die Geistlichen das ganze Jahr 
hindurch dagegen von den Kanzeln „predigen und schreyen“ würden. Bürgermeister und Rat 
setzten daher 21 fl Geldstrafe für Fälle vorehelicher Schwängerung fest und verboten ferner 
generell das „Zusammenschlupfen“. 

Im Jahre 1682 40 untersagte der Rat ferner der Jugend das Gehen auf den Stadtmauern. Die 
Jugend tue so, als ob sie dort arbeite, treibe aber in Wirklichkeit in den Stadttürmen Unzucht. 
Sie errege damit Anstoß bei Kapuzinern, Seelschwestern und Augustinern, die ja an der inne¬ 
ren Stadtmauer ihre Niederlassungen hatten. Im Jahr 1687 wurde das Stricken am Tor bei 30 
kr Strafe verboten, 41 weil die Frauen beim Stricken nur Klatsch verbreiten würden. Zugleich 
wurde den Strickerinnen untersagt, am hellen Tag im Klosterweiher und an anderen Orten 
zu baden. 

Ein besonderes Anliegen war die Heiligung der Sonn- und Feiertage. Wiederum auf Ver¬ 
anlassung von Stadtpfarrer Johann Michael Schleicher erließ der Rat 1706 4: für Bürger und 
Untertanen Vorschriften zum Verhalten an Sonn- und Feiertagen. Insbesondere während des 
vormittäglichen Gottesdienstes und der Vesper am Mittag wurden handwerkliche und land¬ 
wirtschaftliche Arbeiten außer in Notfällen ebenso untersagt wie Spielen. Tanzen, unnötige 
Zusammenkünfte und der Besuch von Kunkelstuben. Den Eltern wurde eingeschärft, dass 


36 s. zu Jegers Werk Pascal Kolb: Policeyrecht in der Reichsstadt Schwäbisch Gmünd - Nach Regelwerken bis zur 
Mitte des 18. Jahrhunderts, Diss. Tübingen 2003, S. 18-24, 30-36 

37 sie sind bei Jeger in den wenigsten Fällen mit Datum versehen, werden aber von ihm ausdrücklich als gültig 
bezeichnet. 

38 Mager, Das Heilig-Kreuz-Münster in Schwäbisch Gmünd und seine Gemeinde. Stuttgart 1951. S. 82 

39 Jeger, Periphrasia, S. 1086-1089 

40 8.6.1682, Periphrasia. S. 1090 f. 

41 12.7., aaO.S. 1092 f. 

42 30.9.. Jeger. Gamundia Rediviva. S. 826 ff 


ihre Kinder, auch die „erwachsenen“ während der Kinderlehre und der Vesper nicht spie¬ 
len oder kegeln dürften. Außerhalb der Überschrift der Verordnung wurde untersagt, dass 
erwachsene Söhne und Mägde in einer Kammer und Kinder beiderlei Geschlechts in einem 
Bett schliefen. Schließlich untersagte der Rat nachdrücklich „das ärgerliche Fluchen und 
Schwören“ und „das verdambliche Sacramentieren und Gotteslästern“. 

Für die Untertanen auf dem Land ging der Rat in der für sie bestimmten Verordnung noch 
auf einen Brauch der Pfingstwoche ein, bei dem die unerwachsene Jugend von Haus zu Haus 
Eier. Mehl und Schmalz sammle, solches im Wirtshaus backen lasse, verzehre und darüber 
den Gottesdienst versäume. Überdies würden die Mädchen sich bei dieser Gelegenheit ihren 
zukünftigen Mann aussuchen und mit diesem das Jahr über bei allen Tänzen, die Woche für 
Woche in den Scheuern abgehalten würden, auftauchen. Angesichts der dabei vom Rat be¬ 
fürchteten Weiterungen verbot er diesen Brauch gänzlich. 

ln diesem Zusammenhang ist auch eine Verordnung zum Spielen zu erwähnen. 4. Der Rat 
weist dabei darauf hin. dass das Spielen bei Tag und Nacht so überhandnehme, dass es für 
manche schon die „Hauptprofession“ sei. Auch bei dieser Verordnung wie bei vielen ande¬ 
ren wird die nicht nur für Gmünd typische Gewohnheit jener Zeit deutlich, in Gesetzen und 
Verordnungen sich nicht darauf zu beschränken, Gebote und Verbote zu erlassen, sondern 
diese sehr ausführlich zu erklären und zu begründen. Möglicherweise spielte dabei auch die 
überwiegend mündliche Verkündungspraxis eine Rolle. 

Immer w ieder wurde der drohende Zorn Gottes als Begründung des Erlasses von Verord¬ 
nungen zum religiösen und sittlichen Verhalten der Bürger und Bürgerinnen genannt. Auf die 
drohende Kriegsgefahr, insbesondere während der Türkenkriege, wurde im Zusammenhang 
damit oft hingewiesen. 

Bei Verordnungen anderer Art w'ar zeitüblich der Appell an die Vernunft der Bürger ein 
wichtiges Argument für ihren Erlass. 

Jeger, in dessen Ausführungen sich Realismus, Gesetzestreue und Moral in oft wunderli¬ 
cher Weise vermischen, sah in manchen Verordnungen vor allem eine gute Gelegenheit, über 
Strafen für die Stadtkasse Geld zu erlösen. Damit sprach er eine Intention an. die auch heute 
noch, 300 Jahre später, Verwaltungen, zumal bei Verkehrsdelikten, gerne nachgesagt wird. 
Allerdings spricht die Höhe der Einnahmen des Haushaltstitels „Frevel und Strafen“ in den 
vorhandenen Stadtrechnungen des 17. Jahrhunderts nicht dafür, der damaligen Verwaltung 
diese Absicht zu unterstellen. Auffällig gering sind nämlich diese Einnahmen Jahr für Jahr. 
Bis 1678 bewegen sie sich pro Halbjahr stets unter 400 fl, meist sogar weit darunter. Erst bei 
der Rechnung Lucia 1689 wird eine Summe von 1 114 11 als Einnahme verzeichnet, 44 jedoch 
ist gerade diese Einnahme nicht repräsentativ, weil sie auch die Strafen der Falschmünzer¬ 
affäre um Johann Michael Maucher, den Schöpfer der Orgelempore im Münster beinhaltet. 

Soweit die Strafen in den Rechnungen des 17. Jahrhunderts aufgeschlüsselt sind, ist lest- 
zustellen, dass die sog. Fornikationsstrafen, also Strafen w'egen vorehelicher Schwängerung, 
in der Summe den weitaus größten Anteil der Einnahmen ausmachten. So entfallen bei der 
Rechnung von Jakobi 1698 auf Gesamteinnahmen von 250 fl etwa 60 % auf diese Stralen, 
bei der Rechnung Lucia 1709 sind es 220 11 von der Gesamteinnahme von 286 fl. Ansonsten 
sind die Angaben wenig konkret; Strafen der Zünfte, Verstöße gegen Fasttage und gegen das 
Gebot der Sonntagsheiligung sind zu nennen. 


43 Jeger, Periphrasia o.D., S. 992-994 
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Diese Feststellungen deuten daraufhin, dass die Verletzung von Geboten und Verboten des 
Rats überwiegend weder verfolgt noch geahndet wurde. Hierfür spricht Jegers Bemerkung 
über die Möglichkeit, der städtischen Kasse durch Festsetzung oder Beitreibung von Strafen 
aufzuhelfen, aber auch seine Äußerung, dass die Verordnungen wegen der Goldschmiede 
und Handelsleute, die er auf gut 40 Seiten seiner Periphrasia wiedergibt, nicht gehalten und 
observiert würden. 

Wahrscheinlich ist, dass im übrigen Gebote und Verbote des Rats von einiger Bedeutung, 
die von der Vernunft und damit auch von der öffentlichen Meinung getragen waren, von der 
großen Mehrheit befolgt wurden, weil sonst das Zusammenleben in Stadt und Land nicht 
funktioniert hätte. Dagegen wurden andere Gebote je nach persönlicher Auffassung befolgt 
oder auch nicht. Hier ist etwa an die Gebote zum Besuch der Wirtshäuser, zur Sperrstunde, 
zum Spiel und zum Lärm auf den Gassen zu denken. Sehr wahrscheinlich ist auch, dass Bür¬ 
germeister und Rat Verstöße gegen die Gebote der Stadt nicht in allen Fällen mit gleicher In¬ 
tensität verfolgten, sondern von ihrem Ermessen, einzugreifen. Gebrauch machten. Niemand 
lässt sich gerne lächerlich machen und auch dem Rat war ohne Zweifel bewusst, wie es wir¬ 
ken musste, wenn man die Jugend auf den Stadtmauern oder die Strickerinnen am Stadttor 
oder im Klosterweiher dingfest machte. So beließ man es in solchen Fällen beim Verbot. 

Dagegen wusste sich der Rat bei den Fornikationsstrafen mit der öffentlichen Meinung 
weitgehend einig. Eheliche und familiäre Gemeinschaft waren das traditionelle Verhaltens¬ 
muster. Zu ihm hatten Glaube, Moral und praktische Erwägungen geführt. Wer dagegen ver¬ 
stieß, handelte gegen religiöse Grundprinzipien und Grundregeln des Zusammenlebens. Dass 
insoweit beim Verhalten des Rats auch Motive der sozialen Disziplinierung der Bürger und 
Untertanen eine Rolle spielten, ist durchaus nicht unwahrscheinlich, aber wohl nicht das 
Hauptmotiv gewesen. 

Das Leben von Bürgern und Untertanen in der Reichsstadt Schwäbisch Gmünd w'urde im 
17. und 18. Jahrhundert in einer Weise geregelt, die nicht auffällig von den Verhältnissen 
in anderen Reichsstädten abweicht. Die Reichsstädte machten von ihrer Reichsstandschaft 
genauso Gebrauch, wie dies andere Reichsstände auch taten. Der von den Magistraten er¬ 
hobene Anspruch, Obrigkeit wie jeder andere Reichsstand zu sein, spielte dabei eine Rolle. 
Die Reichsgesetze waren allerdings zu beachten. Dies war im allgemeinen der Fall, was man 
auch daraus ersieht, dass die Klagen von Untertanen und Bürgern in den letzten 150 Jahren 
des Reichs sich auf ganz andere Sachverhalte bezogen. 


„ Viele 100 Bürger haben nicht ein 
Federlinbett, worauff sie ihr Haubt 
legen und ruhig schla ffen können “ 45 

VI - Der Haushalt der Reichsstadt im 17. Jahrhundert 
1) Systematik des Haushalts 

Stadtrechnungen spiegeln die Finanzlage und den Aufgabenumfang einer Stadt wider. Die 
zwischen 1648 und 1698 erhaltenen 31 Stadtrechnungen und weitere Auszüge aus den Stadt¬ 
rechnungen zwischen 1500 und 1700 geben ein zuverlässiges Bild hiervon. 


45 Sehr, des Rats. 28.12.1724 - St AL B 178, Bü 142 
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Die Stadtrechnungen wurden jeweils auf Jacobi (25. Juli) und Lucia (13. Dezember) er¬ 
stellt. Die Abrechnungszeiträume waren also nicht gleichlang und liefen auch nicht parallel 
zum Kalenderjahr. Die in Einnahmen und Ausgaben gegliederten Rechnungen umfassten 
jeweils 18-20 Rubriken. Den Einnahmen des aktuellen Haushaltshalbjahres wurden die aus¬ 
stehenden Forderungen der Stadt aus den Vorjahren und der Bargeldbestand in der Kasse als 
sog. Rezess zugeschlagen. Der Bargeldbestand war hierbei der bei weitem geringere Teil. Er 
betrug meist weit unter 1 000 fl. Da der Kassenbestand stets nur eine Momentaufnahme ist, 
lässt dies allerdings nur begrenzt Schlüsse auf die Finanzkraft der Stadt zu. Die ausstehen¬ 
den Forderungen resultierten hauptsächlich aus Sleuerrückständen, in geringem Umfang aus 
nicht bezahlten Strafen, sowie aus den sog. Bestandgeldern, die an sich bei der Verleihung 
eines Bauernhofs vom Pächter oder Hintersassen zu bezahlen waren, aber in der Regel wegen 
der Höhe des Bestandgeldes in 10 Jahresraten entrichtet wurden. Es ist nicht festzustellen, 
dass diese Einnahmen auch darauf überprüft wurden, ob sie überhaupt noch beizutreiben 
waren. Es scheint eher so zu sein, dass sie häufig durch die Bücher der Stadt mitgeschleppt 
wurden und so die finanzielle Situation der Stadtkasse günstiger darstellten, als sie w'ar. 

Ab dem Jahr 1700 wurden zwei Kassen geführt: die Stadtkammerkasse der traditionellen 
Art und die Kontributionskasse, welche die Einnahmen und Ausgaben erfasste, die für Kaiser 
und Schwäbischen Kreis erforderlich waren. Damit sollte nach dem Willen der kaiserlichen 
Kommission, die dies anordnete, mehr Transparenz gegenüber Bürgern und Untertanen in 
das städtische Finanzwesen kommen. Wie sich zeigen wird, war dies allerdings nicht der 
Fall. 

2) Die Einnahmen 

Die bedeutendsten Einnahmen flössen aus dem Umgeld, aus den Schatzungen, aus der Mar¬ 
tini- und Johannis-Steuer, aus dem Bürger- und Wachtgeld, sowie den Stadtzöllen. Eher un¬ 
bedeutend waren die Einnahmen aus dem Straßenzoll bei Mögglingen, einer für die Straßen¬ 
unterhaltung zweckbestimmten Abgabe. Auch die Zölle an den vier Stadttoren, dem Unteren 
Tor, dem Leonhardstor, sowie dem Waldstetter und dem Rinderbacher Tor, waren nicht be¬ 
deutend, was besonders für Waldstetter und Rinderbacher Tor gilt. Deutlich am höchsten 
waren die Zolleinnahmen am Unteren Tor, wo die Warenströme aus dem Unteren Remstal 
ankamen. Auch die Hellergelder, also die festen Einnahmen aus der Vergabe der städtischen 
Fallgüter, die v.a. in Bargau und Weiler in den Bergen lagen waren mit ca. 210 fl pro Jahr 
gering: Die Stadt hatte auf dem Land wenig eigene Güter. 

a) Das Umgeld 

Das Umgeld war eine Getränkesteuer, die in Stadt und Land auf die gewerbliche Abgabe von 
Wein. Bier und Branntwein erhoben wurde. Sie war lange Zeit die einzige Steuereinnahme 
der Stadt von beachtlicher Höhe und hatte an den gesamten Kameraleinnahmen in der Regel 
einen Anteil von 35 bis 50%. Diese große Bedeutung des Umgelds ist keine Gmünder Beson¬ 
derheit, sie war auch in anderen kleineren Reichsstädten anzutreffen. 

b) Johannis- und Martinisteuer, Bürger- und Wachtgeld 

Die Johannis- und Martinisteuer, welche auf 24. Juni bzw. 11. November erhoben wurden, 
waren die traditionellen Steuern, welche zum Steuerfindungsrecht der Stadt gegenüber den 
Bürgern gehörten. Sie erbrachten ca. 600 11 pro Halbjahr, also etwa 10% der gesamten Ka¬ 
meraleinnahmen. Mit dem Wachtgeld konnten die Bürger ihre Verpflichtung zum Dienst an 
Toren und Stadtmauern ablösen. Seine Höhe war gering. Das Bürgergeld mit etwa 250 fl an 
halbjährlichem Aufkommen erscheint erst nach 1700 in den Stadtrechnungen. 









Die Johannis und Martinisteuer wuide in den ersten Jahren nach 1648 wesen der immen¬ 
sen Belastung der Bürger im Dreißigjährigen Krieg nicht erhoben. Die Untertanen auf dem 
Land waren zur Bezahlung der Bürgersteuer nicht verpflichtet. Die Stadt versuchte im Jahr 
1710 dennoch, die Erhebung der Steuer auch bei den Untertanen durchzusetzen. Sie schei¬ 
telte damit im Jahre 1720 aul Grund des Eingreifens der damals eingesetzten kaiserlichen 
Kommission und musste die bereits erhobenen Steuern den Untertanen zurückzahlen. 46 

Die Johannis- und Martinisteuer war nach der Steuerordnung vom 7.7.1682 47 eine Vermö¬ 
genssteuer. die aut Immobilien. Kapital, Tierhaltung, Lebensmittel und den Bestand eines 
Gewerbes erhoben wurde. 1684 betrug der Steuersatz 0.5 %, ein Ansatz, der auch in an- 
deien Reichsstädten anzutieffen ist. Die Festsetzung der Steuern erfolste nach vorheriser 
Selbstveranlagung. Das steuerpflichtige Vermögen unterlag einer Einheitsbewertung in meh¬ 
reren Wertklassen. Ein Rückschluss vom Steueraufkommen auf das Vermögen der rund 1000 
Gmünder Bürger ist infolgedessen schwer möglich. Die Steuersumme von 1 200 fl im ganzen 
Jahr spricht zunächst für ein eher geringes Vermögen. 

c) Die Stadtzölle 

Die Stadtzölle waren bei Zugrundelegung heutiger Begriffe keine Zölle, sondern Gebüh¬ 
ren für Leistungen der städtischen Verwaltung gegenüber Bürgern und Fremden. Zu nennen 
sind das Silberschaugeld und das Fleischschätzgeld, der Grätzoll, Standgelder, Gelder für 
Inanspruchnahme der Mehlwaage, des Waagstocks und des Kornhausstocks. 48 Die Stadtzölle 
erbrachten nach Ablauf der ersten, schlechteren Nachkriegsjahre durchschnittlich etwa 500- 
600 fi im Halbjahr, waren also etwa so hoch wie eine einfache Biirgersteuer. 

3) Die Schatzungen - Der Schwäbische Kreis 

Die Schatzungen, welche die Stadt bei Bürgern und Untertanen erhob, gaben bis zur Media- 
tisierung im Jalue 1802 immer wieder Anlass zu Ärger und bitteren Klagen der Betroffenen. 
Diese Klagen waien verständlich, da mit den Schatzungen erhebliche Summen beisetrieben 
wurden und da über dies die Höhe dieser Summen sich jedes Jahr ändern konnte, so dass 
verlässliche Grundlagen für Bürger und Untertanen fehlten. 

Schatzungen waren dazu bestimmt, die Umlagen von Reich und Schwäbischem Kreis 
gegenüber der Stadt Schwäbisch Gmünd abzudecken. Sie konnten seit 1489 auch auf die 
Untertanen auf dem Land umgelegt werden und Gmünd machte davon auch Gebrauch. 49 
Die Stadt war nach dem Westfälischen Frieden von 1648 mit Sitz und Stimme im Reichstag, 
der seit 1663 in Permanenz in Regensburg tagte, vertreten. Sie hatte dort im Reichsstädti¬ 
schen Kollegium mit seinen 5 I Reichsstädten ihren Platz an der 13. Stelle der Schwäbischen 
Bank."” Folgerichtig war sie auch im Schwäbischen Kreis vertreten, einem der 10 Kreise, 
in welche das Reich seit dem Kölner Reichstag von 1512 eingeteilt war. 51 Der Schwäbi¬ 
sche Kreis wiederum war in vier Viertel, das Württembergische, Badische, Konstanzische 
und Augsburgische abgeteilt. Schwäbisch Gmünd gehörte dem Württembergischen Viertel 


46 Sladtrechnung 1721 

47 StALB 178, Bü 113 

48 s. Stadtrechnungen. Stadtarchiv Schwäbisch Gmünd 

49 s. UAG II. aaO. Nr. 2234. 18.7.1495, Worms, Maximilian I. wegen Beitraas der Untertanen zur Reichshilfe der 
Stadt 

50 Hofer, Kurzer Unterricht über die äußere und innere Verfassung der Reichsstadt Rottweil, neu aufaeleat von 
Eugen Mack, Rottweil 1925, S. 28 

51 Conrad, Bd. II, aaO. S. 102 ff. 


an. dessen Direktorium traditionell bei Württemberg lag. Das Kreisausschreibamt lag beim 
Bischof von Konstanz und beim Herzog von Württemberg. Das Amt lenkte und erledigte 
die gemeinschaftlichen Angelegenheiten entsprechend den Beschlüssen der Stände. Darüber 
hinaus hatte das Kreisausschreibamt Kompetenzen in reichsgesetzlich oder vom Herkom¬ 
men her bestimmten Fällen oder aber auf Grund kaiserlicher Anordnung. Die Kreiskasse 
hatte ihren Sitz in Ulm. Der Schwäbische Kreis fasste seine Beschlüsse, auch Kreisrezess 
oder Kreisabschied genannt, in fünf Kollegien oder Bänken, dem der geistlichen Fürsten, der 
weltlichen Fürsten, der Prälaten, der Grafen und Herren, sowie der Reichsstädte. In diesem 
fünften und letzten Kollegium war die Stadt Gmünd an 10. Stelle eingruppiert. 52 

Der Schwäbische Kreis hatte nach der Wormser Reichsmatrikel von 1521 den sechsten Teil 
der Reichsarmee zu stellen. 1521 wurde die Stärke des Reichsheers im Normalfall auf 24000 
Mann festgelegt, davon 4000 Reiter und 20000 Mann Fußvolk. Diese Heeresstärke wurde 
das Simplum genannt. Das Heer war so von den damaligen 405 Reichsständen zu stellen. 
Eine Ablösung in Geld war zunächst grundsätzlich nicht zugelasscn. Schon damals wurde an 
der Verteilung auf die Reichsstände Kritik geübt, weil sie deren wirtschaftliche Leistungsfä¬ 
higkeit nicht genügend berücksichtige. 53 Im 17. Jahrhundert ging man dann in Kriegszeiten 
von 120000 Mann aus. Der Schwäbische Kreis stellte davon den sechsten Teil oder 20000 
Mann. 54 Seit 1669 stellte der Schwäbische Kreis nur noch den zehnten Teil oder 12000 Mann 
in Kriegszeiten und seit 1732 den 15. Teil oder 8000 Mann in Kriegszeiten. 55 Bis 1714 wurde 
üblicherweise die gesamte Mannschaft in Friedenszeiten entlassen, ab dieser Zeit unterhielt 
der Schwäbische Kreis ein stehendes Heer von knapp 4000 Mann. 56 Ein Drittel davon w'ar 
Kavallerie, zwei Drittel Infanterie. Die Kosten der vom Kreis zu stellenden Mannschaft wur¬ 
den auf die Stände des Kreises nach einem festen Satz umgelegt, der jeweils ein Teil der Kos¬ 
ten des sog. „Römermonats“ war. Der Begriff des Römermonats war uralt und stammte aus 
dem Jahr 1521. Er bezeichnete die Kosten, die man benötigte, um ein kaiserliches Heer von 
4000 Reitern und 20000 Mann Fußvolk auf den Feldzügen nach Italien einen Monat lang zu 
unterhalten. Der Betrag eines einfachen Römermonats belief sich am Ende des 18. Jahrhun¬ 
derts nach mancherlei Moderierungen, die den geänderten Zeitläuften allerdings nur unvoll¬ 
kommen gerecht wurden, für den Schwäbischen Kreis auf 8193 fl. 42 kr. 57 Die Reichsstadt 
Gmünd hatte hiervon von 1521-1669 den festen Matrikularbeitrag von 240 fl aufzubringen. 58 
Dies war ein hoher Satz, der günstige Rückschlüsse auf die Wirtschaftskraft der Stadt zu 
Beginn des 16. Jahrhunderts zulässt, aber mit dem Nachlassen dieser Wirtschaftskraft schon 
bald völlig überzogen war. Erst ab 1669 wurde aber dieser Matrikularbeitrag nach ständigen 
Beschwerden auf 176 fl herabgesetzt, 59 nach 1683 betrug er dann noch 115 fl . 60 Auch dieser 
Betrag war aber in Friedenszeiten noch sehr beachtlich. Friedenszeiten waren aber auch in 
der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts selten. Erinnert sei an den Pfälzischen Erbfolgekrieg 
und die immer wiederkehrenden Türkenkriege. 


52 Hofer. aaO. S 34 

53 Conrad II, aaO, S. 122 ff 

54 Johann Jacob Moser. Neues Teutsches Staatsrecht. Bd. 10. Von der Teutschen Crays-Verfassung 1773. Nach¬ 
druck Osnabrück 1967. S. 634 

55 Hofer. aaO, S. 38 

56 ebd., S. 40 

57 Hofer. aaO, § 80 

58 Moser, Crays-Verfassung. aaO. S. 680 

59 ebd. 

60 ebd. 
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Die Matrikularbeiträge waren im 18. Jahrhundert Gegenstand heftigster Kritik. Sie wurden 
ganz offenbar weder von der Fläche des Schwäbischen Kreises noch von seiner Bevölke¬ 
rungszahl her den tatsächlichen Verhältnissen gerecht. Dabei hätten sich diese Meßgrößen 
am ehesten für eine halbwegs gerechte Verteilung der Lasten angeboten. Hofer weist dies in 
seinen Untersuchungen am Ende des Alten Reiches für Rottweil nach/' 1 Damals wurden im 
Schwäbischen Kreis rund 1,4 Mio. Menschen zur Veranlagung herangezogen. Gmünd wird 
dabei mit 7000 Pflichtigen also 0,5 % aller Veranlagten aufgeführt. Tatsächlich betrug der 
Matrikularbeitrag von Gmünd aber etwa 1,5 % des Gesamtbeitrags, den der Schwäbische 
Kreis aufzubringen hatte. Eine Veranlagung über die Fläche, sicherlich die weniger einleuch¬ 
tende, hätte die Benachteiligung der Reichsstadt ebenfalls gezeigt. Angesichts der Tatsache, 
dass die zu zahlenden Römermonate im 17. und 18. Jahrhundert Zunahmen, war damit die 
Stadt noch mehr benachteiligt. Insgesamt entsteht der Eindruck, dass die größeren Einheiten, 
etwa das Herzogtum Württemberg bei der Verteilung der Beiträge bevorzugt waren, wobei 
dies auch daher rührt, dass diese Territorien sich günstiger entwickelten als viele Reichsstäd¬ 
te. 


Die Kosten der Mannschaft des Kreises wurden in unterschiedlicher Weise verteilt. Be¬ 
stimmte anfallende Beträge wurden auf alle Stände umgelegt. Dagegen behielt jeder Stand 
sein von ihm zu stellendes Kontingent an Soldaten zu Haus und verpflegte es auch, bis der 
Befehl zum Ausrücken erfolgte. 62 In Gmünd waren dies im Siebenjährigen Krieg 113 Infan¬ 
teristen und 22 Dragoner. 63 Der einzelne Reichsstand konnte sein Kontingent selbst anwer¬ 
ben. Für einen Musketier fielen 1704 rund 32 fl als Werbekosten an, für einen Reiter 187 fl. 
Hiervon kostete allein das Pferd 105 fl, weshalb die Reiterei in Friedenszeiten meist entlassen 
wurde. 64 Solange die vom Reichsstand zu stellenden Soldaten zu Hause waren, wurden sie 
auch bei anderen Tätigkeiten, die zu den öffentlichen Aufgaben gehörten, eingesetzt. Die 
Friedensordnung des Schwäbischen Kreises von 1736 erlaubte dies ausdrücklich. 65 Solche 
Tätigkeiten waren Wachdienst und Verwahrung der Tore, aber auch Streifen in Stadt und 
Land zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit. Freilich wurden diese Soldaten auch 
für Zwecke eingesetzt, die nicht ursprünglich zu ihrem Auftrag gehörten, etwa zum Beitrei¬ 
ben von Schatzungen bei den Untertanen. Wurden die Truppen „kantoniert“, also zusammen¬ 
gezogen, stellte sich rasch das Problem der Quartiere. Moser 66 weist hierzu daraufhin, dass 
die „vielen Soldatenweiber und ihre Kinder“ hier viel Ungelegenheit verursachten und daher 
die Anwerbung von Ledigen grundsätzlich zu bevorzugen sei. Die Quartiergeber, also die 
Zivilbevölkerung hatten eine warme Stube, nicht notwendig eine eigene, sowie Holz, Licht 
und Liegestatt in der Qualität zu stellen, wie sie auch der Quartiersmann hatte. Quartiere 
brachten viele Ungelegenheiten und waren daher auch bei den Gmünder Untertanen, welche 
die Hauptlast dabei hatten, sehr unbeliebt. Moser 67 bemerkt hierzu, dass eine der „verderb¬ 
lichsten Plackereyen“ sei, dass die Quartierleute den Quartiergebern weitere Leistungen ab¬ 
pressen würden. 


61 S. auch Adolf Laufs, Die Verfassung und Verwaltung der Stadt Rottweil 1650-1806, Stuttgart 1963, S. 18 f. 

62 Moser, aaO, S. 525 

63 ebd., S. 500 

64 ebd., S. 521 

65 ebd., S. 566 

66 ebd., S. 563 

67 ebd.. S. 548 
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Das zweite Rechtsbuch des Ratskonsulenten Johann Eustachius Jeger von 1707 trägt die Überschrift 
„Periphrasia Compendiosa sive Kurzer Begriff unnd Beschreibung des Heiligen Römischen Reichsstatt 
Schwäbisch Gmiinde “. 
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Der Schwäbische Kreis hatte aber auch noch weitere Aufgaben, vor allem im Bereich 
der inneren Sicherheit, bei gemeinschaftlichen Angelegenheiten von Kaiser und Reich und 
schließlich auch bei der Vollstreckung reichsgerichtlicher Urteile. Der Kreis war nach heu¬ 
tigen Begriffen einer Mittelinstanz vergleichbar, die Aufgaben erledigte, welche über den 
Zuständigkeitsbereich der Stände hinausgingen. Auch diese Aufgaben mussten aber von den 
Ständen finanziert werden, da die Reichskreise kein eigenes Steuerheberecht hatten. 

Verteilt wurden die anfallenden Kosten auch hier nach dem Verhältnis der Matrikularan- 
schläge, die in Reich und Kreis in der Regel gleich hoch waren. All das hatte zur Folge, dass 
in Friedenszeiten die einzelnen Stände ihren Anteil an einem Römermonat 20 bis 50 Mal im 
Jahr erbringen mussten, in Kriegszeiten aber oft bis zu 150 oder gar 200 Mal. Hinzukamen 
direkte Umlagen des Reiches, die ebenfalls nach dem System der Römermonate erhoben 
wurden. 

4 ) Die Ausgaben des Haushalts 

Bei den Ausgaben waren naturgemäß die Umlagen an Reich und Kreis als Spiegelbild der 
Schatzungen von großer Bedeutung. Ein gewichtiger Posten waren ferner die Ausgaben für 
die Besoldung der städtischen Verwaltung einschließlich der Taglöhner, Turmwächter und 
Torwarte. Erwähnenswert sind schließlich die Ausgaben für die Handwerker, die Aufträge im 
Bereich des Hoch- und Tiefbaus zu erledigen hatten. Ausgaben, die den einzelnen Titeln der 
Stadtrechnungen nicht zugeordnet werden konnten, wurden unter der Rubrik „Insgemein“ 
aufgeführt. Die dort verbuchten Summen waren oft sehr hoch. 

a ) Personalausgaben 

Die Besoldungen für die Kernverwaltung bewegten sich in den Jahren von 1648 bis 1698 
zwischen 1330 fl und 1730 fl pro Halbjahr, ohne dass dabei von einer kontinuierlich an¬ 
steigenden Tendenz gesprochen werden könnte. Die Besoldungen wurden quartalsweise an 
Aschermittwoch, Pfingsten, Kreuzerhöhung (14. September) und Lucia ausbezahlt. Die zu 
diesen Beträgen hinzukommenden Gesamtvergütungen für die Taglöhner waren in der Sum¬ 
me sehr unterschiedlich, der niedrigste Wert belief sich zwischen 1648 und 1698 auf 107 fl 
im Halbjahr, der höchste auf 467 fl. Die Stadt beschäftigte um 1700 acht Taglöhner. Jeder 
verdiente 20 Kreuzer am Tag. War er voll beschäftigt, also 273 Werktage im Jahr, so verdiente 
er 91 11 jährlich. 

Eine Beurteilung der Frage, ob die Ausgaben der Stadt für Verwaltung, Taglöhner, Turm¬ 
wächter und Torwarte bezogen auf die erfüllten Aufgaben zu hoch waren, ist aus heutiger 
Sicht nicht möglich. Schon die Tätigkeit der 33 Beschäftigten im Bereich der Mauern, Tore 
und Türme kann mit heutigen Maßstäben überhaupt nicht beurteilt werden. Auch ist schwer 
abzuschätzen , wie groß der sicher nicht geringe Zeitaufwand für die Beitreibung der Schat¬ 
zungen war. Nicht zuletzt ist auch die Höhe des gesamten Personalaufwands gar nicht ge¬ 
nau zu beziffern, weil zu den festen Besoldungen eine Fülle von Nebeneinnahmen in Form 
von Präsenzgeldern und Naturaleinkünften, wie Holz und Früchte kamen, die heute nicht 
mehr präzise zu errechnen sind. Letzteres sieht man an einer Aufstellung von Dominikus 
Debler in seiner Chronik 68 über die Besoldungen der städtischen Verwaltung. Diese nennt 
erhebliche höhere Zahlen als die Stadtrechnungen, was, die Richtigkeit von Deblers An¬ 


68 aaO, V.2. S. 526 I'. 
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gaben unterstellt, nur mit den Neben- und Naturaleinkünften Zusammenhängen kann. Zum 
zahlenmäßigen Umfang des Personals kann man für das Ende der Reichsstadtzeit auf eine 
Untersuchung des damaligen städtischen Syndikus und späteren letzten Amtsbürgermeisters 
Alois Beiswinger verweisen. Er vertrat die Auffassung, dass das Personal im technischen 
Bereich zahlenmäßig zu groß sei. 

Damit bewegte sich Beiswinger auf der Linie der öffentlichen Meinung in der Stadt Gmünd, 
dass die Stadt zuviel Personal habe. Allerdings ist dies auch heute eine landesweit verbreitete 
Meinung. Aus heutiger Sicht verbleibt die Feststellung, dass die Anstellung von drei Bürger¬ 
meistern, die je vier Monate die Gesamtverantwortung für das kleine Gemeinwesen trugen, 
sicherlich fragwürdig war, aber zunächst nicht aus finanziellen Gründen. Die Bürgermeister 
hatten seit der Reform Karls V. erstmals kleine feste Bezüge, 69 die 1624 mit Erlaubnis Kai¬ 
ser Ferdinands II . auf 150 fl im Jahr erhöht wurden. Die Besoldung der Oberstättmeister 
wurde bei dieser Gelegenheit auf 76 fl und die der Stättmeister auf 40 fl im Jahr erhöht. Die 
Ratsmitglieder erhielten fortan 24 fl im Jahr. Bei dieser festen Besoldung verblieb es für das 
gesamte 17. Jahrhundert. Aus finanzieller Sicht war daher im 17. Jahrhundert die Anstellung 
dreier Bürgermeister eher unproblematisch, sie wurde dies allerdings mit den verschiedenen 
Besoldungserhöhungen des 18. Jahrhunderts. 

Die Naturaleinkünfte und Sitzungsgelder waren für die Bevölkerung verständlicherwei¬ 
se ständig ein Stein des Anstoßes. 70 Die Lieferung der Naturaleinkünfte war für jeden stets 
deutlich sichtbar, aber niemand wusste genau, ob diese Einkünfte nun Teil des Einkommens 
waren, also berechtigt, oder nicht, also unberechtigt. Dies fördert Gerüchte. Die Natural¬ 
einkünfte waren überdies umfangreich, sodass die Bürger an sie oft erinnert wurden. Beim 
Brennholz, beliefen sie sich auf bis zu 18 Klafter, also 18 Wagenladungen pro Ratsmitglied. 
Dieses Holz wurde von Untertanen gehauen, vom Albuch oder Bargau her in die Stadt gefah¬ 
ren und im Haus des Ratsmitglieds oder Bediensteten abgeliefert. Hinzu kam die Lieferung 
von Früchten, von Heu und von Stroh, wiederum als „pars salarii“, als Teil des Gehalts also. 
Aus der finanziellen Sicht der Stadtkammer konnten Naturaleinkünfte als Teil des Gehalts 
dann ein Vorteil sein, wenn sie im Preis sanken und man sie seitens der Stadt nicht kaufen 
musste. Von ihrer Außenwirkung waren sie vor allem in schlechten Zeiten verheerend. Dies 
galt auch für die Nebeneinkünfte, wie Präsenzgelder. Auch sie waren „pars salarii“, aber es 
leuchtete niemandem ein. dass sie wie etwa bei Ratssitzungen unabhängig von der Teilnahme 
des Betreffenden an der Ratssitzung gezahlt wurden. Auch die Vergütungen für die Verwal¬ 
tung der Pflegen an die Bürgermeister, Oberstättmeister und Ratsmitglieder, die ebenfalls mit 
Naturaleinkünften verbunden waren, stießen auf Missfallen. 

Vor der Reform Kaiser Karls V. im Jahr 1552 beschränkte sich die „Besoldung“ von Bür¬ 
germeister und Rat auf „accidentalia“, nämlich Sitzungsgelder von 1 Schilling pro Sitzung, 
ferner 10 Mahlzeiten pro Jahr, bestehend aus Brot, Käse und Wein, 8 Klafter Holz pro Jahr 
und ein Weihnachtsgeschenk von 1 Gulden. 71 Diese „Vergütung“ entsprach in hohem Maß 
den Begriffen vom Ehrenamt. Sie führte allerdings schon vor der Reform von 1552 dazu, 
dass viele Handwerker sagten, sich ein solches Ehrenamt mit Rücksicht auf ihren Hauptberuf 
nicht „leisten“ zu können, zumal die Ratsarbeit zunahm und professioneller wurde. Verständ- 


69 Jeger, Periphrasia, S. 111 

70 zum folgenden, Jeger, Periphrasia. S. 238 

71 ebd. 
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liehe Folge war, dass zunächst kleine feste Besoldungen ausgesetzt wurden, die bisher gege¬ 
benen kleinen Vergütungen aber unverändert verblieben. Dies wurde im wesentlichen auch 
weiterhin so gehandhabt, obwohl die festen Besoldungen der Bürgermeister und Stättmeister 
im Lauf der Zeit größer wurden, dies vor allem im 18. Jahrhundert. 

Von den anderen Ämtern der Stadtverwaltung war das höchst besoldete Amt das des Rats¬ 
konsulenten und Registrators. Johann Eustachius Jeger bekleidete dies um 1700 und erhielt 
dafür jährlich 200 fl, also 50 11 mehr als der Bürgermeister. 72 Der Stadtphysikus (160 fl jähr¬ 
lich) und der weitere Ratskonsulent, zugleich Stadtschreiber (150 fl jährlich) hatten weitere 
Spitzenämter inne. Steuerschreiber und Grätmeister mit jeweils 130 fl jährlich sind hier eben¬ 
falls zu nennen. Die Vögte hatten feste Besoldungen zwischen 60 und 80 fl jährlich. 

b ) Ausgaben für Handwerker 

Neben der Beschäftigung städtischer Taglöhner wurden im Hoch- und Tiefbau auch Werk¬ 
verträge mit Handwerkern abgeschlossen. Ihr Umfang war sehr unterschiedlich, in den erhal¬ 
tenen 31 Stadtrechnungen aber regelmäßig gering. In der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts 
überstieg er nur einmal mit 1 662 11 die Summe von 1 000 fl ganz erheblich und zwar 1650. In 
diesem Jahr wurde wegen der Errichtung der Igginger Vogtei dort das Amtshaus errichtet und 
in Bargau wurde der 1638 niedergebrannte Pfarrhof von der Stadt wieder aufgebaut, wozu 
sie als Dorf- und Pfarrherr verpflichtet war. Die Kosten von Baumaßnahmen in jener Zeit 
zeigt ein Vergleich mit dem sicher nicht sehr stattlichen Neubau des Gmünder Seelhauses 
von 1657. Er kostete 1 480 li. Die Zahlen der Stadtrechnungen weisen also nicht auf größere 
Investitionen der Stadt zwischen 1648 und 1700 hin. 


„Eine Reichsstatt ohne 
Schulden ist ein seltenes 
Exempel “ 7i 


5 - Finanzielle Situation der Stadt im 17. Jahrhundert 

Bedenkt man, dass die Stadt Gmünd bis zum Jahr 1669 einen einfachen Anteil von 240 fl an 
einem Römermonat zu erbringen hatte, so ergab sich bei 150 Römermonaten in einem Jahr 
eine Summe von 36000 11, die durch Umlagen bei Bürgern und Untertanen oder aus dem 
städtischen Haushalt zu erbringen waren. Eine solche Summe war gewaltig, wenn man ihr 
die durchschnittlichen sonstigen Einnahmen zweier Halbjahre mit zusammen etwa 10000 fl 
gegenüberstellt. Daher war die Herabsetzung des Matrikularbeitrags auf zunächst 176 und 
später 115 fl ein Fortschritt. Doch waren bei einem Beitrag von 115 fl und 150 Römermo¬ 
naten immer noch 17 250 fl in einem Jahr zu erbringen, also immer noch deutlich mehr als 
die regelmäßigen Einnahmen. Es liegt auf der Hand, dass Bürger und Untertanen ebenso 
chronisch überfordert waren wie der städtische Haushalt. 


72 Stadtrechnung 1698 Lucia, Stadtarchiv Schwäbisch Gmünd 

73 Moser, Reichs-Stättische Regimentsverfassung, aaO, S. 293 
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In den Jahren 1701 74 und 1724 75 fertigte die Verwaltung der Stadt Gmünd für die kaiser¬ 
lichen Kommissionen wegen der Streitigkeiten mit den Gmünder Untertanen Aufstellungen 
über die Höhe der an Reich und Kreis geleisteten Umlagen. Die erste betraf dabei das ge¬ 
samte 17. Jahrhundert, die zweite von 1724 dagegen auf besonderen Wunsch des Reichs¬ 
hofrates das 16. und 17. Jahrhundert. Die württembergisch/konstanzische Kommission, die 
von Kaiser Leopold I . im Jahr 1704 eingesetzt worden war, war dabei zwar der Auffassung, 
dass die Aufstellung von 1701 etwas pauschal sei, hielt es auch für ausreichend, sich auf 
die letzten 30 Jahre zu stützen, hatte aber keine besonderen Bedenken gegen die Richtigkeit 
der Aufstellung, sodass diese auch jetzt, 300 Jahre später, unterstellt werden kann. Dagegen 
ist die Aufstellung von 1724 lückenhaft und weist auch Fehler auf, stimmt allerdings im 
wesentlichen im Ergebnis, nämlich der Höhe der Verschuldung um 1700. Diese Aufstellung 
ist daher nur insoweit interessant und wohl zutreffend, als sie aussagt, dass bereits 1503 die 
Stadt Schulden in Höhe von 23000 fl hatte und dass es dabei in etwa bis zur Besetzung der 
Stadt im Schmalkaldischen Krieg blieb. Der während dieser Besetzung entstandene Schaden 
scheint die Finanzlage der Stadt weiter erheblich verschlechtert zu haben und konnte auch 
nicht durch die von Karl V. angeordneten Ersatzleistungen anderer Reichsstädte an Gmünd 
ausgeglichen werden. Dies zeigen die Stadtrechnungen jener Zeit mit ihrer deutlichen Zu¬ 
nahme von Zinszahlungen durch die Stadt. Hinzu kommt, dass 1540 Waldau und Pfersbach. 
1544 Bargau mit den umliegenden Höfen und 1581 Weiler in den Bergen für eine Summe 
von insgesamt 43500 fl erworben wurde. 

In den ersten 50 Jahren des 17. Jahrhunderts setzte sich diese Tendenz dann massiv fort. 
Schatzungen wegen der Türkengefahr bestimmten vor allem die ersten Jahre bis 1625. Ab 
1620 kamen Schatzungen wegen des Dreißigjährigen Kriegs an den Kaiser, die Kasse der 
Union, sowie vor allem wegen der französischen und schwedischen Truppen. An Reich und 
Kreis wurden insgesamt bis 1650 Umlagen in Höhe von 546000 fl abgeführt, wovon Bürger 
und Untertanen 474000 fl aufbrachten. 76 Mit dieser Summe waren allerdings die Verpflich¬ 
tungen der Stadt noch nicht erfüllt. Es kamen Direktzahlungen an kaiserliche, spanische, 
französische, schwedische Truppen, sowie solche der Liga und der Union dazu, die von die¬ 
sen im Dreißigjährigen Krieg erpresst wurden. Dabei fragten diese Truppen wenig danach, 
auf welcher Seite die Stadt nun eigentlich stand. Es gab Sachschäden, die zu beheben waren, 
sowie Raub und Plünderung. Die Stadt selbst bezifferte in verschiedenen Stellungnahmen 
ihre Leistungen von 1619-1654 insoweit auf 1 586459 fl. 7 Diese Summe erscheint glaub¬ 
würdig unter der Annahme, dass dabei auch Zinsleistungen für kriegsbedingte Darlehen mit 
enthalten waren. Die von der Stadt für das Jahr 1654 genannte Verschuldung in Höhe von ca. 
200000 fl, die rückständige Zinsen sicher nicht umfasste, dürfte ebenso zutreffend sein, dies 
auch unter dem Aspekt der Schuldenhöhe von 1700. Da die Aufstellung der Stadt hierüber 
aus dem Jahr 1724 stammt, 78 ist im übrigen anzunehmen, dass die Schulden der Stadtkam¬ 
merkasse hier unberücksichtigt geblieben sind. Sicher waren sie allerdings weitaus geringer, 
wie Stadtrechnungen des 18. Jahrhunderts zeigen. 

Auch in den Jahren bis 1700 verbesserte sich die finanzielle Situation der Stadt nicht. Zu 
vielfältig waren die Belastungen durch die Türkenkriege und die Kriege auf dem Boden des 


74 HStAS A 232. Bü 200, Nr. 66, Anl. A, Stellungnahme der Stadt an den Reichshofrat, März 1701 

75 StAL B 178, Bü 142, Stellungnahme der Stadt v. 28.12.1724 zum kaiserlichen Reskript v. 13.6.1722 

76 wie Anm. 74. HStAS A 232. Bü 200, Nr. 66. Anl. A 

77 wie Anm. 75, 28.12.1724 

78 s.o., Anm. 75 
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Reichs. Es ist zwar festzustellen, dass die Stadt ihre möglichen Einnahmequellen konsequent 
ausschöpfte, was v.a. die Bevölkerung auf dem Land sehr zu deren Unwillen betraf, aber die 
finanziellen Belastungen durch die Umlagen an Reich und Kreis waren nahezu gleich hoch 
wie die in der ersten Hälfte des 17. Jahrhunderts. Die Entwicklung der Schulden stagnierte 
daher lediglich. Sie betrugen im Jahr 1700 etwa 205 000 fl. Hinzu kamen rückständige Zinsen 
in Höhe von etwa 103000 fl. Die Gesamtverschuldung betrug also 308000 fl., 7 *' wobei auch 
hier davon auszugehen ist, dass die Schulden der Stadtkammerkasse hierin nicht enthalten 
sind. Diese Summe entsprach in jener Zeit dem 30-fachen Volumen eines Haushaltsjahres 
der Stadtkammerkasse. Ist diese Zahl schon sehr aussagekräftig, so spricht auch die Höhe der 
rückständigen Zinsen für sich. Sie sagt aus, dass die Stadt bei jährlichen Zinsverpflichtungen 
in Höhe von 8275 fl im Durchschnitt mit den Zinszahlungen 12 Jahre im Rückstand war. 

Da dies auch vor 300 Jahren kein Gläubiger gerne sah. ist die Frage von Interesse, wo die 
Reichsstadt ihre Darlehen aufnahm. Aufschluss darüber gibt der „Extrakt aus dem Zinsbuch“ 
vom Jahre 1705. 8(1 Er zeigt, dass ein wesentlicher Teil der Darlehen bei den frommen Stif¬ 
tungen (pia corpora), bei Bruderschaften und Spitälern aufgenommen wurden. Die Verschul¬ 
dung bei diesen Institutionen betrug I 13000 fl, die Zinsrückstände waren 70000 fl, wobei 
gerade die pia corpora Darlehen im Einzelfall auch zinslos gaben. Bevorzugte Gläubiger der 
Stadt waren ferner die Gmünder Klöster, ihre Orden sowie die Gmünder Geistlichen. Auch 
Bedienstete und Ratsangehörige der Stadt traten als Gläubiger mit Forderungen von zusam¬ 
men 18 000 fl auf. 

Dieser Kreis von Gläubigern zeigt, dass Bürgermeister und Rat vorzugsweise bei Insti¬ 
tutionen und Personen Darlehen aufnahmen, die der Stadt in irgendeiner Weise verpflichtet 
waren. Beispielhaft zeigt dies die Aufnahme von Darlehen bei den Geistlichen, die häufig 
von der Stadt mit der Erfüllung frommer Meßstiftungen beauftragt waren und daher schlecht 
nein sagen konnten, wenn es um die Aufnahme von Darlehen ging. Am deutlichsten wird dies 
aber bei den Spitälern und den pia corpora, die ja die Hauptlast mit über 60% der Forderun¬ 
gen an die Stadt zu tragen hatten. Häufig verwalteten Bürgermeister und Rat als Pfleger diese 
Einrichtungen, so dass die Aufnahme von Darlehen nichts anderes als ein Insichgeschäft war. 
an dessen Zulässigkeit nicht umsonst heute hohe Anforderungen gestellt werden. Doch war 
eine Kontrolle solcher Darlehensaufnahmen kaum vorhanden und wirtschaftliche Schwie¬ 
rigkeiten entstanden für die betroffenen Gläubiger solange regelmäßig nicht, als sie zur Er¬ 
füllung ihrer stiftungsmäßigen Verpflichtungen dennoch in der Lage blieben. Dies zeigen 
etwa die Vermögensverhältnisse des Hospitals zum Hl. Geist, von St. Katharina und von St. 
Leonhard, bei denen besonders hohe Darlehen aufgenommen wurden. Da es sich bei den ge¬ 
nannten Einrichtungen aus heutiger Terminologie um solche handelte, die Bürgerstiftungen 
vergleichbar sind, war die Darlehensaufnahme weniger problematisch, solange die Stiftung 
dennoch ihre Aufgaben erfüllen konnte. Problematisch war aber der willkürliche Umgang 
mit den Zinsverpflichtungen. So sollte auch diese Praxis der Stadt im 18. Jahrhundert für sie 
zu massiven Schwierigkeiten führen. 

6 - Zusammenfassung 

Die Struktur der Einnahmen und Ausgaben zeigt, dass die Stadt Schwäbisch Gmünd schon in 
der ersten Hälfte des 17. Jahrhunderts nicht mehr über die nötigen Finanzmittel verfügte, um 
ihre Verpflichtungen ohne erhebliche Darlehensaufnahmen erfüllen zu können und dass sie 
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auch nach 1648 zu beträchtlichen Schuldaufnahmen genötigt war, ihre finanzielle Situation 
in dieser Zeit aber nicht verbessern konnte. Dies zeigen auch die Investitionen der Stadt auf 
dem Land und innerhalb der Mauern. Sie waren gering und wurden im wesentlichen vom 
Hospital zum Hl. Geist getragen, wozu dieses übrigens als Grundherrschaft mit beachtlichem 
Eigentum und als Inhaber verschiedener Pfarreien auch verpflichtet war. Die letzte große 
bauliche Investition der Stadt stammte aus dem Jahr 1591, als die Schmalzgrube erbaut wur¬ 
de. Salvator und Herrgottsruhkapelle wurden ohne Zweifel im wesentlichen aus Spenden 
und Geldern von kirchlichen Einrichtungen finanziert. Dies war auch bei der Vergrößerung 
des Leonhardsfriedhofes 1623 der Fall. Als nennenswerte Investition der Stadt bleibt einzig 
der schon erwähnte Bau des Bargauer Pfarrhofs und der Bau des Amtshauses in Iggingen im 
Jahre 1650 . 

Jeger kommentierte in seiner „Gamundia rediviva“ im Jahre 1707 die Situation so: „Man 
steckt in Schulden bis über die Ohren“ 81 und fuhr fast schelmisch fort, er wisse die Höhe der 
Schulden schon, behalte es aber bei sich, weil er niemand damit betrüben und kleinmütig 
machen wolle. Er glaube eigentlich auch nicht, dass diese Schulden jemand bezahlen könne. 
Man solle aber den Mut nicht sinken lassen, „ohnmöglich ist es nicht“ und sich „inskünftig 
auf Gott verlassen“. 

Für Bürger und Untertanen war dieser Zustand der Finanzen zu Beginn des 18. Jahrhun¬ 
derts keine erfreuliche Perspektive. Die Stadt hatte sich von Glaubensunruhen und Dreißig¬ 
jährigem Krieg nicht erholen können. Andererseits hatte die Stadt im Jahre 1694 nur 1029 
steuerbare Bürger 82 und im Jahre 1703 gar nur noch 895, 8: welch letzteres damit Zusammen¬ 
hängen mag, dass nach dem Storr'sehen Aufstand 1701 zahlreiche Bürger die Stadt zumin¬ 
dest vorübergehend verließen, um der Einkerkerung zu entgehen. Untertanen gab es im Jahr 
1703 auch nur 856. 84 Da Schulden der öffentlichen Hand auch vor 300 Jahren am Ende der 
Bürger oder der Untertan zu bezahlen hatte, war dies zahlenmäßig eine sehr schmale Basis, 
um bessere Zeiten erhoffen zu können. 

Die Stadt stand mit diesen Problemen nicht allein, denn diese hatten ihre Ursachen zu¬ 
nächst in dem konstruktiven Mangel eines veralteten Steuer- und Umlagensystems aus dem 
frühen 16. Jahrhundert, das bis zum Ende des Reiches nicht durchgreifend geändert wurde 
und die Klagen insbesondere der Reichsstädte über dieses System ziehen sich daher wie ein 
roter Faden durch das 17. und 18. Jahrhundert. So ist die Auffassung des Rottweiler Amts¬ 
bürgermeisters Johann Baptist von Hofer sicher zutreffend, dass „das Steuerwesen des Rei¬ 
ches immer in der mangelhaftesten Verfassung blieb.“ 85 Weitere Ursachen der Finanzlage der 
Reichsstädte waren aber auch die Kosten der Kriege, sowie hausgemachte Gründe wie innere 
Unruhen, deren Erledigung häufig mit hohen Kosten verbunden waren. 

Der kaiserlichen Regierung in Wien blieben diese Probleme der Reichsstädte nicht ver¬ 
borgen. Sie setzte zu ihrer Behebung auf Moratorien mit den Gläubigern, auf eine Herab¬ 
setzung der Zinshöhe und auf eine sorgfältige Überwachung und Rechnungsprüfung durch 
den Reichshofrat und den häufig damit beauftragten Reichskreis. 86 Dies waren methodische 
Ansätze, die es bis heute gibt. Ob sie ausreichend waren, die grundsätzlichen Probleme zu¬ 
mal auch in wirtschaftlich schwierigen Zeiten zu lösen, sollte sich bei der Stadt Schwäbisch 
Gmünd im weiteren Verlauf des 18. Jahrhunderts sehr rasch zeigen. 

81 s. 911 ff. 
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2. Kapitel - Weltgeistlichkeit, Klöster, pia corpora und der Rat 
der Stadt Schwäbisch Gmünd 


I - Stadtbildprägung 

Das alte Gmünd war eine Stadt der Kirchen, Klöster und Kapellen. Hinter der ersten - älte¬ 
ren - Stadtmauer, die ein Areal von 16 ha umschloss, 1 konnte man um 1700 die fünf Klöster 
der Dominikaner, Franziskaner, Augustiner, Kapuziner und der Franziskanerinnen mit ihren 
Kirchen finden. Innerhalb des ersten Mauerrings standen auch die Nikolauskapelle in der 
Kappelgasse, St. Veit auf dem nördlichen Johannisplatz und St. Michael am südlichen Müns¬ 
terplatz. Mittelpunkt der Stadt aber war das Münster. Den Marktplatz prägten die Johannis¬ 
kirche und die weit in den Marktplatz hineinragende alte Spitalkirche. Außerhalb der ersten 
Stadtmauer standen als Abschluss des Sebaldplatzes die Sebaldkapelle und in der Ledergasse 
die Josenkapelle. St. Leonhard und Herrgottsruhkapelle waren Auftakt zum Stadteingang 
am Friedhof, im Westen war weithin der Salvator zu sehen. Weiter südlich kamen die Ka¬ 
tharinenkapelle und ab 1678 die Josefskapelle hinzu. Weit außerhalb der Stadt waren noch 
Dreifaltigkeitskapelle und die kleine Margarethenkapelle am Georgishof zu nennen und vor 
allem das weitläufige für die Stadt so wichtige Kloster Gotteszell. 

So bot die Stadt mit ihrer nahen Umgebung um 1700 das Bild einer sakralen Landschaft. 
Den Klöstern und Kirchen waren aber in der Stadt auch große Flächen Vorbehalten: Das 
Grundstück der Kapuziner im Bereich des heutigen St. Loreto grenzte an das Klösterle der 
Franziskanerinnen, deren Grundstück w ieder unmittelbar dem der Augustiner benachbart 
war. Das Münster und die Johanniskirche mit den dortigen Friedhöfen und der Bereich der 
Dominikaner lagen fast ähnlich nah zueinander. Hinzu kamen das große Spitalgrundstück 
vom Marktplatz bis zur heutigen Remsstraße und das Grundstück der Franziskaner an der 
östlichen inneren Stadtmauer. Zahlreiche weitere fromme Stiftungen mit Grundbesitz in 
Stadt und Territorium sowie Heiligenpflegen in den einzelnen Dörfern der Reichsstadt ka¬ 
men hinzu. Da ist die Frage berechtigt, wie sich diese starke kirchliche Präsenz in der Stadt 
selbst und dann auch im Bereich der Dörfer der Reichsstadt auswirkte, hier hinsichtlich der 
Hintersassen der geistlichen Grundherren, der Pfarrrechte in Stadt und Land und auch der 
Zehntrechte. 

II - Präsenz der geistlichen Institutionen im Territorium 

1) Geistliche Grundherrschaften im Territorium der Reichsstadt 

In den vier Ämtern der Reichsstadt mit ihren gut achtzig Dörfern, Flecken und Höfen leb¬ 
ten um 1700 nach den Angaben Jegers 2 1182 schatzungspflichtige Menschen. Zählt man 


1 Richard Strobel. Die Kunstdenkmäler der Stadt Schwäbisch Gmünd. Bd. 1 -4, München. Berlin 1995, 2003, Bd 
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hierzu die Familienangehörigen, wird man auf etwa sechstausend Bewohner kommen. 836 
Untertanen hiervon hatte die Reichsstadt Gmünd. 326 unterstanden anderen Herrschaften, 
sie waren „Ausherrische“. Von den 856 Gmünder Untertanen w ieder waren 667, also 78 %, 
Hintersassen von geistlichen Gmünder Grundherrschaften. Für das Jahr 1771 nennt Franz 
Xaver Dehler 1344 Untertanen.’ Es ist allerdings mangels weiterer beachtlicher Grunderwer- 
be nicht anzunehmen, dass infolgedessen die Steuerkraft erheblich gestiegen war. Die Stadt 
war schon im Mittelalter Schutz- und Schirmherr der geistlichen Gmünder Institutionen ge¬ 
worden und hatte für sie infolgedessen auch die mit der Grundherrschaft verbundene Nie¬ 
dergerichtsbarkeit über die Hintersassen ausgeübt. Im Jahre 1556 kam durch Privileg Karls 
V. das Recht hinzu, in den eigenen Flecken und Dörfern über das Blut zu richten und Stock 
und Galgen aufzurichten und im Jahr 1557 erlangte die Stadt durch Privileg Ferdinands I. 
diese Erlaubnis auch in den vermischten Dörfern - wo es also noch andere Dorfherrschaften 
gab - wie Dewangen, Lautern. Mögglingen, Iggingen. Durlangen, Mutlangen und Sprait- 
bach. Die Stadt übte schließlich den eigenen Hintersassen wie denen der geistlichen Grund¬ 
herrschaften gegenüber die Hoch- und Niedergerichtsbarkeit aus. Wenn man nun zu Recht 
von einem kleinen Territorium sprechen konnte, so war dies ausschließlich der Existenz der 
geistlichen Grundherrschaften zuzuschreiben. Daher war es für die Stadt auch schockierend 
gewesen, dass 1633 die schwedische Krone die Gmünder Klöster an Christoph Martin von 
Degenfeld übereignete. 


Gut die Hälfte der 856 Gmünder Untertanen, nämlich 445, waren im übrigen um das Jahr 
1700 sogenannte Söldner und Häusler, also bitterarme Leute. 

2) Inkorporation von Pfarreien 

Pfarreien wurden seit dem 12. Jahrhundert häufig Klöstern und andern geistlichen Einrich¬ 
tungen inkorporiert. Diese Inkorporation gab ihrem Inhaberdas Recht auf die Einnahmen der 
Pfarrei und auf die Präsentation des Pfarrers und verpflichtete ihn andererseits zur Besoldung 
des Pfarrers und zur Instandhaltung der Pfarrkirche. 

Mit der Inkorporation war so auch Einfluss in der jeweiligen Gemeinde verbunden. 
Außerdem überstiegen die Einkünfte vieler Pfarreien die notwendigen Ausgaben deutlich. 
Darin lag ja auch der ursprüngliche Grund für viele Inkorporationen: Man wollte mit ihnen 
die finanzielle Leistungsfähigkeit desjenigen stärken, dem die Pfarrei inkorporiert wurde. Die 
Rechte aus der Inkorporation wurden auch als Patronats- oder Pfarr-Rechte bezeichnet. 

Inkorporiert waren dem Spital zum Heiligen Geist in Schwäbisch Gmünd seit 1544 die 
Pfarrkirche in der Stadt, 4 ferner auf dem Land seit 1420 die Pfarreien in Lautern, Dewangen, 
Weiler i.d.B., 5 seit 1449 in Mögglingen, 6 seit 1464 in Oberbettringen, schließlich seit 1552 
in Wetzgau.* In all diesen Pfarreien vertrat der Rat das Spital in vollem Umfang, eigene 
Entscheidungsbefugnisse hatte das Spital schon seit Mitte des 14. Jahrhunderts nicht mehr. 
Es hatte seit dieser Zeit weit mehr den Charakter einer Bürgerstiftung als einer geistlichen 
Stiftung. 


3 Franz Xaver Debler, Kronologische Nachrichten, S. 146 

4 Das Spitalarchiv zum Heiligen Geist in Schwäbisch Gmünd, bearb. v. Alfons Nitsch, Karlsruhe 1965, Nr. 997 
f.. im folgenden: UASp. 

5 UASp Nr. 247 

6 UASp Nr. 433 

7 UASP Nr. 486 

8 UASp Nr. 1844 
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Dem Kloster Gotteszell waren inkorporiert die Pfarreien zu Iggingen, Zimmerbach, Tanau, 
Herlikofen 9 und in Mutlangen. 10 Die Einflussnahme des Rats in diesen Pfarreien war sicher¬ 
lich wesentlich geringer. 

Die Stadt selbst hatte aus eigenem Recht nur die Pfarrei Bargau seit dem Erwerb Bargaus 
im Jahre 1544 inne, wo sie auch den Pfarrer mit 100 fl jährlich besoldete." 

Betrachtet man das gesamte auf Grund seines Zustandekommens ziemlich zerklüftete 
Gmünder Territorium, so kann man sagen, dass es vom Sprengel dieser Pfarreien im wesent¬ 
lichen erfasst wurde. 

3) Die Zehnten 

Bei der traditionellen Abgabe an die Pfarrei, den Zehnten, kann man sagen, dass überwiegend 
die Inhaber der Pfarr-Rechte auch Inhaber der Zehnten waren, was aus der Gründungsge¬ 
schichte der Pfarreien heraus verständlich ist. Entsprechend waren Gotteszell und das Spi¬ 
tal sehr häufig Inhaber der Zehnten und entsprechend hatte Gotteszell bei den Zehnten im 
Spraitbacher Amt ein Schwergewicht und das Spital war hier gar nicht vertreten, was wieder¬ 
um bei Gotteszell im Bargauer Amt der Fall war. Insgesamt lagen also die Zehntrechte des 
Gmünder Territoriums im wesentlichen auch bei Gmünder Institutionen. 

Zusammenfassend ist zu sagen, dass das Gmünder Territorium v.a. durch Eigentum, Pfarr- 
und Zehntrechte des Klosters Gotteszell und des Spitals zum Heiligen Geist bestimmt war. 
Des Spitals konnte sich dabei der Rat sicher sein. Beim Kloster Gotteszell, von dessen 174 
Anwesen zu Beginn des 17. Jahrhunderts die meisten auf Gmünder Territorium lagen, war 
die Lage bis zum Gotteszellischen Prozess 1650-1659 anders. 

III - Reichsstadt und geistliche Institutionen im 17. und 18. Jahrhundert 

Ein Blick auf die Verhältnisse im 17. und 18. Jahrhundert zeigt sehr unterschiedliche Bezie¬ 
hungen zwischen dem Rat und den geistlichen und frommen Institutionen. 

1 - Stadt und Weltgeistlichkeit: Pflegen und Benefizien 

Der Rat verwaltete durch seine Pfleger verschiedene geistliche Stiftungen und Pflegen, die 
an sich in den Bereich der Weltgeistlichkeit gehörten und zwar die Pfarrkirchen-Pflege als 
Vertreter des Patronatsherrn Spital, die vazierende Pflege, die Leonhards-Pflege, die Kager- 
sche Pflege, die Steinhäusersche Testamentspflege, die Salvator-Pflege und, wiederum für 
das Spital, die Kolomans-Pflege in Wetzgau. 

Probleme ergaben sich schon während des Dreißigjährigen Kriegs wegen der Verwaltung 
der Pflegen und der Benefizien. Benefizien waren kirchliche Ämter, die mit einem Einkom¬ 
men verbunden waren. In Gmünd hatten die Benefiziaten der Pfarrkirche im Krieg den Be- 
nefiziatkasten mit allen Stiftungsurkunden dem Rat übergeben, um dessen Erhalt dadurch zu 
sichern. 1 - Dies gelang zwar, trug aber nach Auffassung der Pfarrei mit dazu bei, dass der Rat 
sich infolgedessen Rechte und Befugnisse anmaßte, die ihm nicht zustanden. 


9 hier zusammen mit den Gmünder Dominikanern 

10 hier zusammen mit dem Spital 

11 Jeger, Gamundia Rediviva, S. 127 

12 Brief von Dekan Wolfgang Sebastian Jäger am 20. Oktober 1691 an den Augsburger Bischof, - DAR B 1.2a, Bü 
56, Um 2 
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Benefizien gab es in der Pfarrei in reichem Maße. Sie beruhten auf oft jahrhundertealten 
Stiftungen. Diese hatten Bürgerinnen oder Bürger getätigt, damit nach ihrem Tod Seelmes¬ 
sen für sie gelesen würden, um durch die Fürsprache in der Messe ihre irdische Sündenlast 
zu verringern. Diese Stiftungen, auch Seelgeräte genannt, bestanden oft darin, dass man aus 
praktischen Erwägungen heraus bei der Stadtkammer Zinse kaufte. Man gab. um ein Beispiel 
zu nennen, der Stadtkammer 100 fl und diese verpflichtete sich, an die bedachte geistliche 
Einrichtung je nach Zinshöhe 4-5 fl jährlich zu bezahlen, wofür deren Geistliche wiederum 
Seelmessen nach dem Tode des Stifters lasen. Der Priester, der die Messe feierte, erhielt vom 
Zinsertrag einen bestimmten Anteil, der einen Teil seiner Besoldung darstellte und worauf 
er daher angewiesen war. Hatte nun die Stadt den Benefiziatkasten mit den darin befind¬ 
lichen Stiftungsurkunden in ihrer Verwahrung, so kannte die Pfarrei sehr bald nicht mehr 
den Inhalt der Benefizien und damit auch den Umfang ihrer Verpflichtungen nicht, was die 
Einhaltung der Stiftungen und ihrer Bestimmungen gefährdete. Gerade dies war aber auch 
für die Bürgerschaft, zumal für die Nachkommen der Stifter, von Interesse. Außerdem konnte 
die Pfarrei nicht beurteilen, was mit dem Geld geschah, das nicht für die Erfüllung der Stif¬ 
tungsverpflichtungen benötigt wurde. Dabei konnte es sich je nach dem Inhalt der Stiftungen 
um eine beachtliche Summe handeln und es war selbstverständlich, dass dieses Kapital nur 
an weltliche Personen oder die Stadt ausgeliehen wurde, wenn es nicht gerade für kirchliche 
Zwecke benötigt wurde. 

Der Umfang der Problematik ergibt sich unschwer daraus, dass die zehn Kanoniker der 
Pfarrei um das Jahr 1800 nicht weniger als 2112 heilige Messen pro Jahr zu lesen hatten, 
welche in vielen Jahrhunderten gestiftet worden waren. 13 Die Vielzahl von Seelmessen, die 
bei den Gmünder Klöstern gestiftet worden waren, ist in dieser Zahl noch nicht einmal ent¬ 
halten. 

Nun war die Verwaltung geistlicher Pflegen und Benefizien durch den Rat einer Reichs¬ 
stadt, die auch noch das Patronat der Pfarrei für das Spital ausiibte, nichts Unübliches. 14 Es 
war auch nicht ungewöhnlich, dass Pflegen und Spitäler Gelder zum städtischen Haushalt 
beitrugen. So ordnete der Reichshofral 1752 an, dass die pia corpora, also die geistlichen Ein¬ 
richtungen der Reichsstadt Esslingen zur Erleichterung der städtischen Schuldenlast durch 
ein fünfjähriges Schuldenmoratorium beitragen sollten und dass das dortige Hospital 2000 
fl zur Schuldenkasse der Stadt geben sollte. 15 Die Geistlichkeit kannte auch die allgemein 
schlechte Zahlungsmoral der Zeit, 16 die auch der Adel und die Bürger als Schuldner zeigten. 
Für dieses Zahlverhalten war ein willkommener Vorwand der oft gute Vermögensstand der 
geistlichen Einrichtungen und außerdem die Tatsache, dass dieses Vermögen ursächlich auf 
Spenden zurückzuführen war. Vor allem aber hatte man bei säumiger Zahlung von diesen 
Gläubigern wenig Sanktionen zu befürchten. 

In Gmünd hatte das Bistum bereits 1637 darauf hingewiesen, dass der Rat seine Kom¬ 
petenzen bei der Verwaltung der Pfarreieinkünfte überschreite. So teilte 1641 Stadtpfarrer 


13 s. Brief des Stadtpfarrers Thomas Kratzer vom 12.4.1807, DAR B 1.2a. Bü 60. Um 15 

14 s. etwa Beate Iländer: Verfassung und Verwaltung der Reichsstadt Schwäbisch Hall vom Ende des Dreißigjähri¬ 
gen Krieges bis zum Ende der Reichsstadtzeit (1648-1806) - Schwäbisch Hall 2001. S. 218 ff und: Kurt Rothe; 
Das Finanzwesen der Reichsstadt Ulm im 18. Jahrhundert. Ulm 1991, S. 91 ff. und: Laufs. aaO, S. 103 ff. 

15 Moser. Reichs-Stättische Regimentsverfassung, S. 297 f. 

16 Rothe, aaO.S. 184 
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Schleicher 1 dem Bischof mit, 18 die Stadt habe ihm ein „sonderliches Fastenküchlein" zu¬ 
gedacht, indem sie seine Einkünfte von 400 fl auf 200 fl jährlich herabgesetzt habe. Dies 
widersprach freilich der Rechtslage und war allenfalls durch die Kriegsnöte zu begründen, 
denn der Rat war als Patronatsherr zur ausreichenden Besoldung des Pfarrers verpflichtet. 
Die nun anhebenden Diskussionen zwischen Bistum und Stadt wurden im Jahr darauf durch 
einen Vergleich beendet, nach dem der Rat sich verpflichtete, dem Stadtpfarrer künftig eine 
Besoldung von 300 fl jährlich zu reichen. Freilich war damit nicht alles zur Zufriedenheit 
erledigt, vor allem nicht die Frage, wie die Stadt mit den Erträgen der geistlichen Einrichtun¬ 
gen, die sie verwaltete, umging. 1655 klagte der Rat im Zusammenhang mit seinen Zahlungs¬ 
verpflichtungen gegenüber geistlichen Einrichtungen dem Bischof, die Schuldenlast durch 
die überspannte Reichsmatrikel hätte zu einer wahrhaften Unmöglichkeit der Zinszahlungen 
an die Gläubiger geführt. Man könne mit den städtischen Einnahmen kaum den halben Zins 
zahlen. 1 ' Durch die ganzen Lasten sei man „ad talem impossibilitatem solvendi“, also zur 
Zahlungsunfähigkeit gelangt Zugleich beklagte sich der Rat über die „schimpfliche“ Be¬ 
handlung seitens dei Piiester, wo doch Gmünd die einzige Reichsstadt im Bistum sei. wel¬ 
che bei dei katholischen Religion „ganz pur" verblieben sei.' 0 Diese Klage führte immerhin 
1657 zu einem weiteren Vergleich, bei dem die Priesterbruderschaft der Stadt etw'a 1700 fl 
an rückständigen Zinsen nachließ, ohne Zweifel wieder solche aus Stiftungen, dies mit der 
Begründung, dass die Stadt „in üblem Zustand" und „zahlungsunfähig“ sei. 21 1666 und 1687 
gab es neue Beanstandungen gegenüber der Stadt. 22 

Der Zorn der Gmünder Geistlichkeit entzündete sich vor allem am eigenmächtigen Fi¬ 
nanzgebaren der Stadt und ihrer eigenwilligen und nicht sachgerechten Art, die Benefizien 
mit Geistlichen zu besetzen. Doch wurde den Gepflogenheiten der Zeit entsprechend sehr 
grundsätzlich und damit zeitaufwendig disputiert. Dekan Jäger schrieb 1691, 23 der Rat ver¬ 
wechsle Patronats- und Schirmrecht mit der Verwaltung kirchlicher Einrichtungen. Der Rat, 
dem solche Diskussionen aus dem Gotteszellischen Prozess absolut vertraut waren, replizier¬ 
te, dass ei die Benefizien „libere in totum \ also praktisch nach Gutdünken besetzen dürfe 
oder auch nicht, und dass er auch die Dotierung der Benefiziaten selbst festsetzen dürfe. 
Dies tiug dem Rat nun wiederum den Vorwurf des Dekans Jäger ein, 24 der Rat verwende die 
den Benefizien zugrunde liegenden Stiftungsgelder „ad alios et suos usus“, zu anderen und 
eigenen Zwecken also. Der Rat trug zur Lösung der Probleme auch insofern nichts bei. als er 
sich zur Beantwortung bischöflicher Briefe unglaublich lange Zeit ließ. So schrieb er am 27. 

1 cbiuar 1700 ohne weiteies dem Oidmariat," infolge der „Kriegstroublen" und der „schier 
immerwährenden Absenz" des Ratskonsulenten könne er erst heute, nach neun Jahren, einen 
Brief des Bischofs beantworten. 

Das Verhalten des Rats hatte also wesentlich seine Ursache darin, dass er zur Deckung des 


17 er lebte von 1587-1666 

18 s. Mager, aaO. S. 72 f. und Emil Wagner, Schicksale der Reichsstadt Schwäbisch Gmünd während des Dreißig¬ 
jährigen Kriegs WVjH N.F. XXIV, S. 191 

19 Sehr, vom 30. Juni - DAR B I.2a. Bii 46. Um 5 

20 ebd. 

21 Quittung vom 19.4.1657, DARB 1. 2 a Bü 46, Um 2 

22 Dekan Jäger an das Ordinariat. 20.10.1691, DAR B I. 2 a Bü 56 Um 

23 ebd. 

24 Sehr, an Bischof vom 18.5.1691, DAR B I. 2a, Bü 56, Um 0 

25 DAR B I . 2 a. Bü 56. Um 2 
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städtischen Finanzbedarfs Darlehen aufnehmen musste, wo immer er sie bekommen konnte. 
Dies tat er auch bei den geistlichen Einrichtungen, die er verwaltete. Dies zeigte schon die 
Aufstellung der städtischen Schulden von 1705. 26 Pfarrkirchen-Pflege, vazierende Pflege, die 
Kagersche Stiftung, die Salvator-Pflege und die Steinhäusersche Testamentspflege waren so 
1705 Darlehensgläubiger des Rats mit einer Summe von etwa 25000 fl und stattlichen Zins¬ 
rückständen geworden. Vom Rat geliehene Kapitalien und von ihm nicht bezahlte Zinsen 
fehlten auch den Benefizien. Die Frage nach ihrer Besetzung und damit auch der Erfüllung 
der stiftungsgemäßen Verpflichtungen war daher berechtigt. 

Das Ordinariat in Augsburg war in einem Zwiespalt. Es wollte zw'ar „das gute Einver¬ 
nehmen zwischen der katholischen Stadt und der eingesessenen Geistlichkeit" 2 " nicht ohne 
Not zerstören. Es wurde auch offen gesagt, dass eine zu harte Linie gerade jetzt zur Zeit der 
Bürgerunruhen das kleine Gemeinwesen einschließlich der pia corpora zum völligen Zerfall 
bringen könnte. Zuletzt hatte 1703 Dekan Johann Michael Schleicher dem Bischof mitge¬ 
teilt, Stadt und Bürgerschaft seien verarmt: von 6000 fl geliehenen Kapitalien sei seit 20 
Jahren nur der halbe Zins bezahlt worden. 28 

Das Ordinariat wusste andererseits auch, wie oft es das Verwaltungsgebaren des Rats 
schon beanstandet hatte und war überdies auch dem Druck der örtlichen Geistlichen ausge¬ 
setzt, welche die Erfüllung der gestifteten Benefizien ebenso in Gefahr sahen wie ihre Besol¬ 
dung. Sie hatten sich mehrfach, zuletzt 1699. als sich der Rat gerade neun Jahre Zeit mit der 
Beantwortung bischöflicher Briefe gelassen hatte, in massiver Form beschwert, dass der Rat 
die Benefizien nicht zeitnah besetze und nicht stiftungsgemäß besolde. 20 

Der Rat hatte hierauf in seinem schon erwähnten Brief vom 27. Februar 1700 mit einem 
Schwall juristischer Ausführungen erwidert, die darin gipfelten, dass die Stadt die Adminis¬ 
tration der Benefizien ex iure superioritatis. patronatus, advocatiae, vel etiam ex iure cesso 
ausübe, also auf Grund der Landeshoheit, des Patronatsrechts, von Schutz und Schirm oder 
auch auf Grund der Abtretung von Rechten. Die Abtretung von Rechten an den Rat ergebe 
sich daraus, dass die Benefiziaten in der Vergangenheit erkannt hätten, dass ihre Mitverwal¬ 
tung den Benefizien mehr schade als nütze. Die Benefiziaten erhielten im übrigen genug 
Geld, wenn sie nur „hausen" wollten. Leider führten sie aber ihren Haushalt allzu „liberal", 
um nicht zu sagen, zum Teil „liederlich“. 

Für diese unfreundlichen Bemerkungen war sicherlich mit ursächlich, dass ein Teil der Be¬ 
schwerdeführenden, nämlich die Brüder Holzwarth deutlich der innerstädtischen Opposition 
angehörten, insbesondere engen Kontakt mit dem Maler Johann Georg Heberlen hatten. 

Mit seiner Stellungnahme war der Rat zwar darauf eingegangen, was ihn nach seiner Auf¬ 
fassung zum Handeln berechtigte, nicht aber auf die Vorwürfe, dass er die Stiftungsvermögen 
nicht pflicht- und ordnungsgemäß verwalte und dass er die Benefiziaten mangelhaft besol¬ 
de. 

Bei diesem Sachstand reagierte das Ordinariat milde und veranlasste, auch die eben in 
Gmünd weilende kaiserliche Kommission mit der Administration der pia corpora zu belas- 


26 s.o.: HStAS A 232. Bü 200. Nr. 87 

27 so schon in einem Schreiben v. 12.3.1692, DAR B 1. 2 a, Bü 56, Um 2 

28 10.10.1703 

29 18.5.1691, Dekan Jäger an Ordinariat; 27.10.1699, Sehr, von neun Benefiziaten an den Bischof. DAR B I. 2 a. 
Bü 56. Um 2 
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sen. 30 So trugen denn auch die Geistlichen am 5. Mai 1706 31 vor, dass der Rat die Zinsen 
aus den Stiftungen nicht an sie abfiihre. Die Kommission stellte daraufhin fest, der Rat solle 
bemüht sein, die ausständigen Zinsen nach und nach zu zahlen und wenigstens jedes Jahr 
einen alten samt einem neuen Zins abzutragen. Der Rat erwiderte am folgenden Tag. 32 man 
wolle „trachten , der Geistlichkeit wegen der ausständigen Zinsen „so viel möglich' 4 an die 
Hand zu gehen. 

Doch blieb es bei diesem Vorsatz. Bereits im April 1708 beklagten sich Weltgeistlichkeit. 
Franziskaner und Dominikaner in einem gemeinsamen Brief an den Bischof, dass nun seit 
1700 kein Heller Zins von der Stadt bezahlt worden sei. 33 Sie wiesen auch darauf hin. dass 
viele Bürger am Verhalten des Rats Anstoß nehmen und sagen würden, seit man den Kirchen, 
Klöstern und Geistlichen ihre „pia legata“, also die frommen Vermächtnisse nicht mehr ent¬ 
richte, sei kein Segen Gottes mehr in der Stadt. Sie warfen auch dem Rat vor. dieser habe zum 
Zweck dei Tilgung dei „geistlichen Zinsen eine einfache Schatzung öffentlich angekündigt, 

welche auch Biiigei und Untertanen „gutwillig ohne Widerrede“ geliefert hätten, nur sei 
der Ertrag der Schatzung dann nicht der Ankündigung gemäß verwandt worden. 34 Der Rat 
erwiderte daraul im Oktober 1708 ! " mit dem erneuten Hinweis auf die trostlose finanzielle 
Lage von Stadt und Territorium. Er wies daraufhin, dass man auf Grund der Matrikel derzeit 
130 Mann zu Fuß und 26 Mann zu Pferd unterhalten müsse. Alle Lasten ruhten auf der Stadt, 
während es sich der Klerus in seinen Häusern und Klöstern, was man ihm herzlich gönne, 
wohl sein lasse. Man könne durch Erhebung von zusätzlichen Schatzungen wohl mehr Zin¬ 
sen aufbringen, möge abei bedenken, dass dies dazu führen könne, dass Bürger und Unter¬ 
tanen. weil sie die Abgaben nicht mehr zahlen könnten, Haus und Hof verlassen müssten. 
Damit aber würden sich die Geistlichen nur selbst schaden, weil dann die Abgabenlast von 
ihnen zu tragen sei. 

Versuchte der Rat so mit einer fragwürdigen Argumentation, die fatale Lage zu seinem 
Vorteil zu nutzen, so setzte 1722 Stadtpfarrer und Dekan Seyboldt in einem Brief an den 
Augsburger Bischof weiteres aus seiner Sicht hinzu. 36 Er führte aus, von den 23 bestehenden 
Benefizien, die um 1500 mit zwanzig Kaplänen besetzt gewesen seien, seien heute nur noch 
dreizehn besetzt. Früher habe man den Benefiziaten dieser Stiftungen eine Besoldung von 
100 fi pro Jahr gereicht. Heute seien es nach „arbitrage“ 37 noch 60-100 fi. Sei der künftige Be- 
nefiziat ein „Vetter“, so sei er ein um das Publikum verdienter Mann und bekomme gleich 100 
11. Sei er kein „Vetter , habe er auch kein „merita“ und bekomme weniger. Die einträglichsten 
Benefizien s seien vakant, obwohl 1636 das Hospital als Patronatsherr über 2600 fi Einkünfte 
aus eben diesen Benefizien gehabt habe. Statt dessen habe die Stadt aus diesen Einkünften 
mittlerweile ca. 11 000 11 an Darlehen aufgenommen und erhebliche Zinsrückstände hieraus 
schon 1706 gehabt. Wenn cs so weitergehe, sei der gänzliche Ruin der „piarum causarum“. 


30 Entwurf o.D. DAR B I. 2 a. Bü 56,Um 2 

31 Ratsprotokollc - HStAS A 232. Bii 200, Nr 56 

32 ebd. 

33 17.4. - DAR B I. 2a, Bii 56, Um 6 

34 ebd. 

35 5.10., aaO 

36 DAR B I. 2 a Bü 56,Um 2 

37 = Gutdünken 

.18 zu Ehren der Heiligen Achatius, Barbara, Helena, Magdalena. Christophorus. Anna. Sebastian. Nikolaus in der 
Pfarrkirche, Petrus in der Johanniskirche und Unserer Lieben Frauen Kaplanei 


der milden Stiftungen also zu befürchten. Deutlich w ird daraus, dass die Geistlichkeit die Ur¬ 
sachen der Zahlungsunfähigkeit der Stadt nicht allein in deren unzweifelhaft sehr schlechten 
finanziellen Voraussetzungen, sondern auch in der mangelhaften Administration von Pflegen 
und Benefizien sah. 

So waren die Beziehungen zwischen Stadt und Weltklerus ausgerechnet zwischen 1700 
und 1725, als auch die Streitigkeiten zwischen Stadt, Bürgern und Untertanen einen Hö¬ 
hepunkt erreichten, in üblem Zustand. Hinzu kam, dass auch die Bauernschaft sich im Jahr 
1724 39 durch den Lindenhofbauer Gregori Krieg, einen ihrer Hauptsprecher für sämtliche 
„Pfründ- und Pfleguntertanen" an das Ordinariat wandte und um sein Eingreifen bat. weil die 
Bauernschaft durch die Stadt bis „aufs Blut ausgesaugt“ sei. 

Dennoch ließ eine Erledigung der Angelegenheit ebenso auf sich w'arten wie die gütliche 
Vergleichung der anderen anstehenden Probleme der Stadt und die Situation wurde für die 
Geistlichkeit nicht besser. 

Drastisch deutlich wurde das neben den Benefizien auch bei den Pflegen, etwa der St.- Le¬ 
onhards-Pflege. Diese Pflege war dafür zuständig, verschiedene Kapellen in der Stadt, insbe¬ 
sondere die Leonhardskirche, in Stand zu halten, die notwendigen Paramente zu beschaffen 
und die bei den Kapellen wirkenden Geistlichen und Kirchendiener zu besolden. 40 Die Pflege 
hatte durch viele Stiftungen allmählich elf Fallgüter 4l zu eigen bekommen und am Ende der 
Reichsstadtzeit Aktivkapitalien von 106000 fl und Schulden von lediglich 660 fl. Ihr jährli¬ 
cher Reinertrag betrug 1250 fl. An einer solchen Pflege musste eigentlich jede verarmte Stadt 
Gefallen finden. In Gmünd führte diese gute Vermögenslage dazu, dass die Pflege vom Rat 
allerlei Aufgaben zugewiesen bekam, die mit dem Stiftungszweck nichts zu tun hatten. So 
trug sie etwa jährlich zur Besoldung des Stadtpfarrers einen festen Betrag bei. Zum andern 
war St. Leonhard ein beliebter Gläubiger der Stadt, so dass bereits 1724 die rückständigen 
Zinsen der Stadtkasse dort rund 13 300 fl betrugen. 

In den folgenden Jahren zogen sich die Gespräche mit dem Rat dank dessen Verhandlungs¬ 
taktik weiter hin. Der Stadtpfarrer Kolb klagte über den „renitierenden Magistrat“, der die 
Geistlichen halte „wie die Knecht und Sklaven“ und fügte hinzu, das Vermögen der Benefizi¬ 
en sei „säkularisiert“. 42 Kolb verwies auch auf das Exempel des Augsburger Bischofs Johann 
Christoph, der 1666 anlässlich einer General Visitation dem Rat wegen der widerrechtlichen 
Administration die Exkommunikation angedroht habe. 43 

Schließlich riss dem Augsburger Bischof nach weiteren erfolglosen Mahnungen an die 
Stadt die Geduld und er wandte sich an die kaiserliche Regierung. Diese schrieb daraufhin 
prompt der Stadt und wies diese an. binnen zwei Monaten über die Administration der pia 
corpora nach Wien zu berichten. 44 Auch von der Einsetzung einer kaiserlichen Kommission 
war die Rede. Daran konnte der Stadt nicht gelegen sein und so teilte sie nach einigem Hin 
und Her der Wiener Regierung mit, man wolle sich auch ohne eine solche Kommission mit 
dem Ordinariat vergleichen. 45 

Am 18. April 1750 „bequemte“ sich dann auch der Rat, wie der Stiftspropst Franz Xaver 


39 24.1., DAR B I. 2a, Bü 56, Um 2 

40 Bericht von Bm. Ignaz Schedel an die württ. Regierung von 1803. zit. bei Deibele: St. Leonhard in Schwäbisch 
Gmünd und die ihm angeschlossenen Pflegen, bearb. v. Albert Deibele, Schwäbisch Gmünd 1971, S. 253 

41 Fallgüter wurden in der Regel auf Lebzeiten verliehen und fielen mit dem Tod wieder an den Verleihenden 
zurück. 

42 Sehr. v. 20.5.1737 an den Bischof - DAR B 1.2a, Bü 2, Um 8 

43 Sehr. v. 29.11.1737 an den Bischof, aaO 

44 Kaiser Franz I. an die Stadt, 13.10.1747. StAL B 183. Bü 426 

45 aaO, 22.3.1749 
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Debler schrieb, 46 die „kumulative“, also gemeinschaftliche Administration der frommen Stif¬ 
tungen anzunehmen und die Pfleger hinterlegten deshalb ihre Pflegschaftsgelder auf dem Ge¬ 
wölbe oberhalb der Sakristei. Es folgte die Abhörung der Rechnungen von Leonhards-Pflege, 
Pfarrkirchenpflege, vazierender Pflege, Kagerscher Pflege. Steinhäuserscher Testamentspfle¬ 
ge und Salvator-Pflege im ersten Halbjahr 1751. Dabei wurden der Stadt über die bereits ge¬ 
nannten Zinsen von St. Leonhard hinaus weiter rund 24000 fl. verfallener Zinsen nachgelas¬ 
sen. Doch bereits 1761 wurden Pflegen und Benefizien von einer bischöflichen Kommission 
erneut untersucht und am Ende der Reichsstadtzeit war festzustellen, dass bei den genannten 
Pflegen seit Jahren die Jahresrechnungen nicht mehr erstellt worden waren . 

Im Jahre 1754 47 schlossen auch Priesterbruderschaft und Rat einen Vergleich. Bei ihm ließ 
die Bruderschaft von den Zinsschulden der Stadt rund 5500 fl nach. Die Priesterbruderschaft 
oder Fraternität war eine Institution, die sehr zum Unwillen des Rats nicht seiner Aufsicht 
unterstand, sondern vom Stadtpfarrer verwaltet wurde. Sie wurde im Mittelalter gegründet. 48 
Ihr gehörten anfangs 10 Kapläne oder Benefiziaten an. später bis zu 24, im 18. Jahrhundert 
kehrte man wieder zur Zahl 10 zurück. 49 Zweck der Bruderschaft war stets, das Lob und die 
Ehre Gottes ebenso zu befördern, wie das Seelenheil der Menschen durch Unterricht, Pre¬ 
digt und die „Administrierung“ der Sakramente. 50 1761 51 wurde die Priesterbruderschaft im 
Zusammenhang mit der Erhebung der Pfarrkirche zur Stiftskirche in das Kollegiatstift umge¬ 
wandelt. Äußerer Anlass hierfür war die im Jahr 1753 erfolgte Wahl des Schechinger Pfarrers 
Schedel zum Dekan gewesen, nachdem zuvor 128 Jahre der Gmünder Stadtpfarrer das Deka¬ 
nat innegehabt hatte. 52 Schedel hatte im Auftrag des Augsburger Bischofs in den Jahren zuvor 
mehrfach in den Gmünder kirchlichen Verhältnissen als Kämmerer des Dekanats vermitteln 
müssen und sich dabei naturgemäß nicht nur beliebt gemacht. Jedenfalls wurde seine vorheri¬ 
ge Bewerbung um die Position des Stadtpfarrers nach dem Tod des Dekans Kolb 53 durch den 
Rat wohl deshalb nicht berücksichtigt. 54 Nun wurde durch die Einrichtung des Kollegiatstifts 
der Stadtbereich vom Landbereich getrennt und das Münster wurde Stiftskirche. 55 Ab 1765 
stand zusätzlich ein Stiftspropst an der Spitze des Stifts. Das Kollegiatstift ließ 1764 durch 
Johann Michael Keller das Kapitelhaus am Münsterplatz errichten, in dem sich Bibliothek, 
Fruchtkasten und eine Wohnung befanden. Das Stift war im Besitz von Teilen der großen 
Fruchtzehnten in Metlangen, Straßdorf, der Markung Eutighofen und des Sachsenhofs, über¬ 
wiegend zusammen mit dem Kloster Lorch, was wohl von dessen einstigem Patronat über 
die Gmünder Pfarrkirche herrührte. Außerdem war das Kollegiatstift Grundherr von 35 leib¬ 
fälligen Gütern im Gmünder Territorium und war so am Ende der Reichsstadtzeit zu einem 
durchaus ansehnlichen Vermögen mit einem Reinertrag von 313 fl jährlich gekommen. 56 Ein 
Blick auf die Aktivkapitalien dieses nicht städtisch verwalteten Stifts zeigt im übrigen für das 


46 Kronologische Nachrichten, S. 133 

47 9.I.. Mager. aaO.S. 80 

48 s. im Jahre 1478 die Bestätigung der Statuten durch Bischof Johannes von Augsburg, (JAG II. Nr. 1800 a 

49 Stadtpfarrer Thomas Kratzer 1802 in: Jährlicher Einnahmen- und Ausgabenetat nach den Bilanzen von 1792- 
1802, UASpA 13 

50 ebd. 

51 20.8.. ebd. 

52 Mager, aaO, S. 78 

53 1736-1753 

54 Brief Schedels v. 20.5.1753 an das Ordinariat in Augsburg. DAR B 1.2a. Bii 2, Um 3 

55 Anton Nägele. Die Heiligkreuzkirche in Schwäbisch Gmiind Ihre Geschichte und Kunstschätze. Schwäbisch 
Gmünd 1925, S. 251 f.. K. J. Herrmann in: Württembergisehes Klosterbuch, Stuttgart 2003, S. 447 f. 
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Dominikus Geiger (geh. 28.6. 1692 — gest. 14.4. 1769), reichsstädtischer Bürgermeister von 1751 bis 
1769 
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Jahr 1802, dass es verglichen mit St. Leonhard und den Spitälern den höchsten Kassenbe¬ 
stand hatte und die im Verhältnis zum Gesamtvermögen bei weitem geringsten Außenstände 
bei den Forderungen. 

Betrachtet man die Beziehungen zwischen Weltgeistlichkeit und Rat nur unter dem Aspekt 
des Finanzgebarens der Stadt, so würde dies den Blick auf das tägliche Leben sehr verengen. 
Dieses war gekennzeichnet von der Frömmigkeit und Anhänglichkeit der Gmünder Bevölke¬ 
rung. Das zeigte die große Teilnahme der Bevölkerung bei den Festlichkeiten der Erhebung 
der Pfarrkirche zur Stiftskirche. Diese Frömmigkeit erwies aber vor allem auch eine Vielzahl 
großer Spenden und die Gründung von Bruderschaften. 1660 stiftete Bürgermeister Johann 
Mößnang den zwei Jahre später aufgestellten Flerz-Jesu-Altar in der Pfarrkirche. 57 Dekan 
Johann Jakob Debler 58 stiftete den später Johannes Nepomuk geweihten Altar. 59 Dem Chor¬ 
altar von 1670 folgte 1671 die Stiftung des Sebastiansaltars durch die Bürgermeisterwitwe 
Bommas. 60 Die Witwe des Bürgermeisters Michael Klopfer stellte die Geldmittel für die 
Erbauung der Josefskapelle zur Verfügung und einer privaten Stiftung verdankte auch die 
Dreifaltigkeitskapelle ihre Entstehung. Mit mehreren großen Stiftungen von insgesamt 24 
800 fl wurde 1745 auf Grund des Testaments von Bürgermeister Johann Georg Stahl, 1769 
durch den Metzger Andreas Keller und 1770 durch das Ehepaar Johann Georg und Maria 
Theresia Debler die Wallfahrt auf dem Salvator durch Meßstiftungen und die Errichtung des 
Benefiziathauses erheblich gefördert. 

Die Spendenbereitschaft der Bevölkerung, getragen durch bekannte oder heute unbekann¬ 
te Namen, zog sich durch das ausgehende 17. wie durch das 18. Jahrhundert. Sie trug auch 
dazu bei. dass 1688 Orgel. Empore und Orgelprospekt für das Münster geschaffen werden 
konnten und dass um 1700 die Johanniskirche eine barocke Umgestaltung erfuhr. Die Mari¬ 
ensäule vor dem Chor des Münsters ist in diesem Zusammenhang ebenso zu nennen. 

Im 17. und 18. Jahrhundert entstanden aber auch bei Pfarrei und Klöstern zahlreiche neue 
Bruderschaften. Erwähnt seien die Marianische Bürgerkongregation, die Bruderschaft vom 
Allerheiligsten Altarsakrament, 61 die Maria-Hilf-Bruderschaft, 62 die Armen- Seelen-Bruder- 
schaft, 65 die Fünf-Wunden-Bruderschaft auf dem Salvator 64 die Herz-Jesu-Bruderschaft, 65 die 
Skapulier-Bruderschaft, 66 die Johann-Nepomuk-Bruderschaft 67 und schließlich bei den Au¬ 
gustinern 68 die Bruderschaft Maria vom guten Rate. 

Es ist kaum vorstellbar, dass eine so weit verbreitete Volksfrömmigkeit in einer Stadt hätte 
lebendig sein können, in der Geistlichkeit und Rat ständig im Streit miteinander gelegen 
wären. Es ist ebenfalls nicht vorstellbar, dass der Rat dies, hätte er es so gewollt, gegenüber 
den Bürgern lange durchgehalten hätte. So darf man die finanziellen Streitigkeiten zwischen 


57 Franz Xaver Debler, aaO. S. 79 
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59 Nägele. aaO, S. 234 

60 Mager, aaO, S. 76 

61 1682, Kratzer. UASp A 13, aaO 

62 1691 
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Weltgeistlichkeit und Rat eher als einen außerordentlich negativen und unerfreulichen Aspekt 
der beiderseitigen Beziehungen betrachten, der allerdings ebenso wenig tiefere substantielle 
Auswirkungen hatte wie einige Bemerkungen des Stiftsdekans Franz Xaver Debler über die 
Verwaltungskunst des Gmünder Rates in seiner Chronik am Ende des 18. Jahrhunderts. 

2 - Die Stadt und die Spitäler - Die Armenpflegen 

a) Überblick 

Das Hospital zum Heiligen Geist am Marktplatz nahm Kranke, Gebrechliche und alte Mit¬ 
bürgerinnen und Mitbürger auf. Das Spital St. Katharina unterhalb der Stadt beherbergte 
Menschen mit ansteckenden Krankheiten, ursprünglich vor allem wohl Aussätzige. In späte¬ 
ren Jahrhunderten nahm St. Katharina auch alte Menschen auf, die oft ärmsten Gesellschafts¬ 
schichten entstammten, war also zugleich auch Altersheim. So hatten die beiden Institutionen 
einen Aufgabenkreis, der für die Bevölkerung in hohem Maß wichtig war und es deshalb 
auch für die Verwaltung der Stadt sein musste. 

Daneben gab es insbesondere noch zwei Pflegen, die große Bedeutung bei der Hilfe für 
die vielen Armen der Stadt gewannen. Die eine war die Reichenalmosen- und Waisenpflege, 
welche die Hausarmen und die bedürftigen Kinder unterstützte. Entsprechend galt auch ein 
wesentlicher Teil der Ausgaben dem Kleider- und Kostgeld für arme Waisenkinder. Mit Hilfe 
der Reichenalmosen-Pflege und weiterer namhafter Spenden der Bevölkerung konnte auch 
1774 das Waisenhaus beim Spital errichtet werden. Große Bedeutung gewann außerdem die 
im späten 18. Jahrhundert gegründete Armenkassenpflege. Ihre Vermögensverhältnisse und 
festen Einkünfte sahen völlig anders aus als die der andern Pflegen, sie waren nämlich nahe 
bei Null. Dennoch konnte die Armenkassenpflege durch jährliche Spenden von knapp 4000 
fl, je etwa zur Hälfte von der Bevölkerung und von andern Pflegen, vor allem Stadtarme in 
den letzten Jahren der Reichsstadtzeit mit jährlichen Gaben von gut 3 500 fl jährlich unter¬ 
stützen. In der Notlage dieser Zeit, die auch etwa 100 Goldarbeiterfamilien betraf, war dies 
eine beachtliche zusätzliche Hilfe. 69 

b) Die Spitäler 

Das Hospital zum Heiligen Geist hatte eindeutig geistliche Gründer. Deibele 70 nennt das 
Kloster Lorch in Verbindung mit den Brüdern zum Heiligen Geist. Diese errichteten im 13. 
Jahrhundert in Gmünd nicht lange vor 1269, ihrer ersten urkundlichen Erwähnung, 71 ein klei¬ 
nes Hospiz. Dagegen ist die Errichtung des Aussätzigenhauses im Westen der Stadt wohl auf 
Bürger oder die Rechberger zurückzuführen, sie erfolgte wahrscheinlich ebenfalls im 13. 
Jahrhundert. 72 Infolgedessen wurden dort auch die Geschehensabläufe immer unbestritten 
vom Rat der Stadt bestimmt. 

Das Spital zum Heiligen Geist und St. Katharina waren reiche Pflegen, besonders in der 
Zeit nach dem Dreißigjährigen Krieg. 

St. Katharina nannte Zehntrechte sein eigen und hatte vor allem einen erstaunlich großen 


69 J.N. Denkinger: Das Hospital des hl. Geistes in der früheren Reichsstadt Schwäbisch Gmünd in: A. Wörner: 
Das Städtische Hospital zum hl. Geist in Schwäbisch Gmünd. Tübingen 1905. S. 183 

70 in: Das Spitalarchiv zum Heiligen Geist, aaO, S. 9 * 

71 UASp Nr. 1 

72 im einzelnen Deibele in: Das Katharinenspilal zu den Sondersiechen in Schwäbisch Gmünd 1326 bis zur Ge- 
genu'art. bearb. v. Albert Deibele, Schwäbisch Gmünd 1969, S. 10-18 
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Güterbesitz. Das Güterbuch 1759 nennt 83 Anwesen im Eigentum von St. Katharina. Joseph 
Alois Beiswinger, der letzte Bürgermeister der Reichsstadtzeit und damals auch Administra¬ 
tor der Katharinen-Pflegschaft errechnet in seinem Bericht für die württembergische Regie¬ 
rung vom 23. Dezember 1802 73 Aktivkapitalien der Pflege von 296729 fl und Schulden von 
3500 fl. Naturaleinkünfte, damals Fruchtgülten genannt, nahm St. Katharina in dieser Zeit in 
dem beachtlichen Umfang von 163 Malter ein. Dazu kamen wenigstens 90 Malter Früchte 
aus Zehnterträgen. Beiswinger berechnet den jährlichen „Überschuss und Zuwachs“ der Pfle¬ 
ge für ein „Gemeinjahr“ mit 1727 fl. Damals verpflegte St. Katharina 32 Pfründner. 

Bei Beiswingers Rechnung fällt auf. dass von den Aktivkapitalien nur die Flälfte verzinst 
wurde. Die unverzinslichen Geldforderungen bestanden vor allem in rückständigen Zinsen 
von 76 139 fl und unverzinslichen Darlehen und Vorschüssen an das „löbl. Kassieramt“ der 
Stadt in Höhe von 53362 fl. Nachdem die Gesamtschulden der Stadt bei St. Katharina schon 
im Jahr 1756 eine Summe von 110313 fl erreichten, geht man sicher nicht fehl in der An¬ 
nahme, dass auch die rückständigen Zinsen des Jahres 1802 im wesentlichen solche aus 
städtischen Darlehen waren. Hier sind wieder ähnliche Geschehensabläufe erkennbar wie bei 
der Pflege St. Leonhard, mit dem Unterschied, dass St. Katharina vermögender war und au¬ 
ßerdem der Rat mit St. Katharina eine Pflege beaufsichtigte, die nicht eine solche kirchlichen 
Rechts war. So war diese Pflege nach heutigen Maßstäben am ehesten einem Eigenbetrieb 
mit sozialem Zweck vergleichbar, dessen Überschüsse über Darlehensaufnahmen anderen 
sozialen Zwecken der Bürgerschaft im weitesten Sinn zugeführt wurde. 

Das zeigen auch die Ausgaben von rund 10000 11. die Bürgermeister Beiswinger für ein 
„Gemeinjahr“ aufführt. Es sind Beiträge zur Armenkassa, 74 zu Schul- und Erziehungsan¬ 
stalten. 73 für arme Studierende und Lehrjungen 76 darunter. Dies waren ohne allen Zweifel 
notwendige und vernünftige Ausgaben, die allerdings nicht Zweck der Pflege waren. Würde 
man ihre Summe zum Regelüberschuss rechnen, so hätte dieser regelmäßig 4 184 fl betragen. 
Diese Berechnung ist deshalb nicht nur eine Zahlenspielerei, weil sie die tatsächlichen Ver¬ 
mögensverhältnisse der Pflege zeigt. Legt man dem Gulden mit aller Vorsicht einen Geldwert 
von 30 Euro zugrunde, so ergibt sich nämlich dann ein regelmäßiger Überschuss dieses Spi¬ 
tals von mindestens 125000 Euro jährlich. Das ist eine Summe, die heute wenige gemeinnüt¬ 
zige Einrichtungen „erwirtschaften" können. 

Das Hospital zum Hl. Geist war seit etwa 1330 fest in der Hand der Stadt. Vor dieser Zeit 
hatte der Reichsschultheiß in den Urkunden des Spitals, das König Rudolf I. im Jahr 1281 in 
seinen Schutz genommen hatte 77 an erster Stelle gesiegelt. Nach 1328 ist keine Urkunde mehr 
erhalten, in welcher der Schultheiß mitsiegelt. Fortan bestimmte ausschließlich die Stadt, was 
im Hospital geschah. Doch blieben noch dunkle Erinnerungen an die Gründungszeit wach. 
Noch 1707 schrieb Jeger in seiner Periphrasia, 78 es gebe Reichsvorschriften von 1548 und 
1577 über die jährliche Visitation der Spitäler durch die Obrigkeit wegen der ordnungsgemä¬ 
ßen Verwendung der Einkünfte zur Unterhaltung der Armen. Diese Obrigkeit liege seit dem 
Trienter Konzil beim Diözesanbischof. Doch sei in Gmünd in allen Stiftungs- und Spital¬ 
vermächtnissen das Visitationsrecht „forderist“ der weltlichen Obrigkeit anvertraut und an- 

73 zit. bei Deibele. Das Katharinenspital. aaO. S. 230-236 
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78 aaO. S. 748 
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befohlen. 74 Diese Auffassung Jegers bestätigt ein Brief des Stiftsdekans Franz Xaver Debler 
vom Juni 1787*" an das bischöfliche Ordinariat in Augsburg, in dem er auf dessen Anfrage 
mitteilte, er sei nicht auf „die mindeste Spur gekommen“, dass die bischöfliche Verwaltung 
jemals etwas bei der Verwaltung des Hospitals zu sagen gehabt habe, vielmehr sei dieses stets 
unmittelbar dem Kaiser unterstellt gewesen, was im übrigen auch für St. Katharina gelte. 

Das Spital zum Heiligen Geist hatte über seine vielfältigen Funktionen als Patronatsherr, 
Zehntherr und Grundherr auch umfangreiche Bauaufgaben im Territorium der Reichsstadt. 
Es erweiterte in Mögglingen 1618 die Pfarrkirche und baute dort 1760 das Pfarrhaus. In 
Lautern baute das Spital 1783 die Kirche neu, in Dewangen errichtete es am Ende des 18. 
Jahrhunderts ein Schulhaus. 

Über die Geschichte des Hospitals zum Heiligen Geist ist mit Ausnahme der Arbeiten von 
Denkinger und Deibele nur Weniges veröffentlicht worden. Es ist hier nicht der Platz, auf 
diese Geschichte näher einzugehen. Einen Überblick über die wirtschaftlichen Verhältnisse 
geben die Übersicht des württembergischen Revisors Ade 81 von 1803 und die Aufstellung 
des Spitalmeisters Köhler von 1802. 82 Aus ihnen sind die Aktiv- und Passivkapitalien und die 
durchschnittlichen Erträge der damaligen Zeit zu ersehen. Köhler geht auch auf die sieben 
Verwaltungen des Pfarrkirchenguts, die Heiligenpflegen in Dewangen, Reichenbach, Mögg¬ 
lingen, Lautern, Ober- und Unterbettringen sowie Weiler i.d.B. ein. welche über das Pfarr- 
Recht des Spitals diesem inkorporiert waren. 

Nach Ade und Köhler hatte das Spital 1660 Tw. eigene Güter, die großteils veipachtet 
waren. Dazu gehörten die großen Waldungen bei Gmünd, Dewangen und auf dem Albuch 
mit 966 Tagwerk, sowie der Kitzinghof mit etwa 130 ha Fläche. Weiter war das Spital in den 
Gmünder Ämtern Grundherr von 151 gültbaren, leibfälligen Höfen, von 26 Erblehen 83 und 
von fünf gültbaren, leibfälligen Mühlen. Von 74 weiteren Höfen bezog es Hellergeld. Von den 
zahlreichen Zehnten, die das Spital besaß, sind die großen Fruchtzehnten von Schwäbisch 
Gmünd, Mögglingen, Lautern, Ober- und Unterbettringen, Weiler, Dewangen und Reichen¬ 
bach besonders bemerkenswert. Mit diesem großen Besitz war naturgemäß das Eigentum an 
vielen Gebäuden aller Art verbunden: Das Spital war Eigentümer von fünf Pfarrhäusern und 
sieben Zehntscheuern auf dem Land, und es hatte in der Stadt zahlreiche Gebäude zu eigen. 

1802 waren 99,5 Pfründen ausgeteilt. Sie gaben ihrem Inhaberdas Recht auf Verköstigung 
und Unterkunft. Es gab ganze und halbe Pfründen. Rund 40 Pfründner lebten im Spital, der 
größere Teil, wie Köhler bemerkt, aus Raummangel in der Stadt. 

Bei der Betrachtung der Aktiv- und Passivkapitalien und bei der Ertragsberechnung über 
10 Jahre ist zu berücksichtigen, dass seit 1780 keine Rechnungen mehr erstellt worden wa¬ 
ren. Außerdem muss die Spitalregistratur unter anderem infolge des großen Brandes von 
1793 nach Angaben des Spitalmeisters Köhler in einem wahrhaft trostlosen Zustand gewesen 
sein. Die Akten lagen herum „wie Heu und Stroh vermischt“. 84 Daher sind die Berechnungen 
dieser Zeit mit Sicherheit in hohem Maße mit Fehlern behaftet. Unter diesem Vorbehalt ist 
lestzustellen, dass Köhler einen Aktivstatus von 68000 fl bei Passiva von 21 000 fl errechnet 
und Ade einen solchen von 76000 fl bei Passiva von 16500 fl. Beim Aktivstatus Köhlers sind 
wieder erhebliche unverzinsliche Außenstände von 36000 fl festzustellen, vor allem nicht 
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bezahlte Zinsen und Hellergelder sowie rückständige Gültfrüchte, welch letzteres mit den 
ständigen Einquartierungen derZeit zusammenhing. 

Die jährlichen durchschnittlichen Einnahmen des Spitals schätzt Köhler auf knapp 22000 
fl und die durchschnittlichen Ausgaben auf rund 23400 11 und kommt so zu einer Unterde¬ 
ckung von etwa 1400 fl. Ade dagegen taxiert die jährlichen Einnahmen auf 20400 11 und 
die Ausgaben auf rund 19000 fl, kommt also zu einem Überschuss von rund 1 400 11. Dies 
erscheint erheblich glaubhafter als Köhlers Rechnung. Insgesamt weichen beider Berech¬ 
nungen nicht so erheblich von einander ab. dass sie nicht geeignet wären, wenigstens einen 
Anhalt für die damalige Vermögenslage des Spitals zu geben. Diese ist, was das Geldvermö¬ 
gen angeht, nicht sonderlich beeindruckend. Man sieht allerdings auch hier wieder, dass dem 
Spital seit langer Zeit die Übernahme von Aufgaben zugemutet worden war, die nicht zum 
Stiftungszweck gehörten. So fehlte es an flüssigen Mitteln. Vielleicht hängt damit zusammen, 
dass schon wenige Jahre nach 1800 der Zustand der Spitalunterkünfte als außerordentlich un¬ 
befriedigend bezeichnet wurde. Zu bedenken ist bei der Darstellung des Vermögens, dass der 
Wert der erheblichen Liegenschaften bei diesen Aufstellungen ebenso wie bei St. Katharina 
keine Berücksichtigung findet. 

Bemerkenswert ist schließlich, dass ein Jahreshaushalt des Spitals zwei Halbjahreshaus¬ 
halte der Stadtkammerkasse im Umfang übertraf. Dies zeigt, dass heutige Maßstäbe an das 
Finanzwesen der Reichsstadt nur mit Vorsicht angelegt werden können, weil die Aufgaben¬ 
verteilung wesentlich anders war, als sie dies heute ist. 

Für das tägliche Leben der Bürgerschaft und der Untertanen musste das Spital die wich¬ 
tigste der frommen Stiftungen sein, denn es erwirtschaftete einen erheblichen jährlichen 
Überschuss an Getreide. Denkinger 85 beziffert ihn auf 1 000 Malter, w'as bei den Preisen des 
Jahres 1800 bei einem vermittelt angenommenen Preis von 8 11 pro Malter einem Geldwert 
von 8000 fl entspräche. Deibcle 89 kommt zu einem Überschuss von 740 Malter jährlich. Die 
Berechnung Köhlers von 1802 nennt ca. 800-900 Malter Ertrag an Zehntfrüchten und 466 
Malter Ertrag an den Gültlieferungen der Untertanen. Zieht man hiervon den Eigenverbrauch 
für die Pfründner und die Naturalbesoldung in Höhe von 801 Malter ab, so käme man auf ma¬ 
ximal 565 Malter Überschuss. Diese geringere Zahl mag allerdings Ursachen haben, die in 
der Zeit liegen. Auch die Art und Weise, wie der Zehnt eingesammelt wurde, kann dabei eine 
Rolle spielen, da das Einsammeln zeitweise auch gegen Früchte vergeben wurde. Dennoch 
sind auch 565 Malter Überschuss eine beachtliche Menge. Sie versetzte die Stadt in die Lage, 
in Friedenszeiten Vorräte zu bilden und regulierend auf den Brotpreis Einfluss zu nehmen. 

Dementsprechend sahen die Bürger mit Argusaugen auf die Führung der Geschäfte des 
Spitals und so richteten sich ihre Beschwerden bei den Bürgerunruhen des 18. Jahrhunderts 
wesentlich auch gegen die ihrer Meinung nach miserable und eigennützige Verwaltung des 
Spitals durch die Bürgermeister und den Rat. 

c) Schlussfolgerung 

Nach dem Dreißigjährigen Krieg waren die Spitäler, sowie die Reichenalmosen-Pflege, und 
am Ende der Reichsstadtzeit noch die Armenkasse die hauptsächlichen Träger des Bereichs, 
den wir heute am ehesten Sozialbereich nennen würden. Hospital und St. Katharina nah¬ 
men Alte, Gebrechliche, Arme und Kranke auf. Reichenalmosen-Pflege und Armenkasse 
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kümmerten sich um die sogenannten Hausarmen, um Kinder und Waisen. Die Mittel hierfür 
stammten im wesentlichen aus Stiftungen und Spenden der Bürger. Weitere Stiftungen und 
Pflegen, die hier nicht eigens erwähnt werden sollen, taten im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
ebenfalls Vieles für die armen Schichten der Bevölkerung. Der Beitrag der Stadtkammerkas¬ 
se ist demgegenüber gering. Die Verantwortlichkeiten im Sozialbereich waren aber auch in 
anderen Reichsstädten in vergleichbarer Weise verteilt. 

Die württembergische Regierung legte nach der Übernahme der Reichsstadt die Hospital¬ 
pflege, die Reichenalmosen-Pflege, St. Leonhard, die Armenkasse und die Armenleutpflege 
zu einer Pflege, der Hospitalpflege zusammen. Die sieben Heiligenpflegen des Spitals gingen 
an die Belegenheitsorte zurück. Von den Forderungen dieser Pflegen gegen die Stadt aus der 
Reichsstadtzeit wurden rund 10600011 „zur Herstellung des öffentlichen Kredits“ in Abgang 
gebracht. 87 

Weitere sechzehn Pflegen und Stiftungen wurden zur Kirchen- und Schulpflege vereinigt. 88 
Zu ihnen gehörten, um nur einige zu nennen, die Pflegen von St. Katharina, der Stiftskirche, 
des Kollegiatstifts, des Salvators und auch sechs Beneflzien aus der Pfarrei, um welche es 
einstens erhebliche Diskussionen gegeben hatte. Die neue Kirchen- und Schulpflege hat¬ 
te „zur Herstellung des öffentlichen Kredits“ rund 180000 fl alter Forderungen gegen die 
Reichsstadt in Abgang zu nehmen. 89 Zuzüglich eines weiteren kleinen Kapitals gingen den 
Pflegen und Stiftungen so 289224 11 verloren. 4,1 

3 - Stadt und Klöster 

Die sechs Klöster der Stadt halten nach dem Dreißigjährigen Krieg die Einflußnahme des 
Rats allmählich abgeschüttelt. Für Dominikaner, Augustiner, Franziskaner und Gotteszell 
waren allerdings nach wie vor je zwei städtische Pfleger bestellt. Bei Kapuzinern und Fran- 
ziskanerinnen war dies mangels eines beachtlichen Grundbesitzes außerhalb der Stadt ohne 
Interesse. Allerdings war der Einfluss dieser Pfleger, die wie üblich aus dem Bereich des Rats 
stammten, gering. Jeger spricht schon 1707 davon, 91 dass die Pfleger zwar bei Güterverlei¬ 
hungen zugegen seien, aber die Franziskaner schon seit „Mannsgedenken“ keine Rechnung 
mehr legten. Im übrigen waren die Verhältnisse zwischen Gotteszell und der Stadt durch 
den Vergleich im Gotteszellischen Prozess nach neun Jahren Prozessdauer im wesentlichen 
geregelt. Die Seelschwestern hatten sich mit Hilfe einer kaiserlichen Kommission, deren 
Einsetzung sie 1684 erwirkt hatten — es war die erste Kommission dieser Art in Gmünd — von 
der Stadt emanzipiert: Die Stiftungsbestimmungen der Anna Hammerstätterin aus dem Jahr 
1445, welche die Krankenpflege zum Hauptziel der Einrichtung machten und dem Rat maß¬ 
gebliche Einflussmöglichkeiten einräumten, galten fortan nicht mehr und so war aus dem 
Seelhaus ein Kloster des regulierten Dritten Ordens der Franziskancrinnen geworden. 

Der Rat war den Klöstern für ihr Wirken auch verpflichtet. Die Kapuziner betreuten die 
Wallfahrt auf dem Salvator. Die Franziskaner hatten 1736 im dritten Versuch Erfolg mit der 
dauerhaften Gründung ihrer lateinischen Schule und erwarben sich so im Schulbereich Ver¬ 
dienste. 
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Eine Verpflichtung anderer Art bedeuteten aber auch die großen Baumaßnahmen der Klös¬ 
ter im 17. und 18. Jahrhundert. Dem Neubau des Seelhauses kurz nach dem Krieg war am 
24. Dezember 1701 mit einem feierlichen Gottesdienst die Einweihung der kleinen Kirche 
der Franziskanerinnen gefolgt. Doch blieb dieser erste barocke Bau des neuen Jahrhunderts 
nicht der einzige. Franziskaner, Augustiner und Dominikaner bauten ihre Klöster und Kir¬ 
chen im Stil der neuen Zeit bis etwa zur Mitte des 18.Jahrhunderts in qualitätvoller Weise 
um, zum großen Teil auch neu. Die Franziskanerinnen setzten 1764 mit ihrem von Johann 
Michael Keller errichteten Konventsbau einen Schlusspunkt so, wie sie 1701 den Anfang ge¬ 
macht hatten. Außerhalb der Stadt errichtete das Kloster Gotteszell seinen neuen Prioratsbau 
und außerdem Pfarrhäuser in Zimmerbach, 92 Spraitbach, 9 ' Iggingen 94 und zusammen mit der 
Stadt in Mutlangen. 95 Diese Baumaßnahmen waren nicht nur ein wirtschaftlicher Faktor, sie 
trugen vor allem wesentlich zu dem bis heute überkommenen Stadtbild bei. Bemerkenswert 
ist, mit welch geringem festem Einkommen einzelne Klöster bauten. St. Ludwig hatte etwa 
400 fl fester jährlicher Einnahmen und konnte dennoch seinen Konventsbau mit Kosten von 
etwa 16000 fl errichten. Die Augustiner und Franziskaner standen finanziell nicht wesentlich 
besser da. Auch hier zeigt sich wieder die große Spendenbereitschaft der Gmünder Bürge¬ 
rinnen und Bürger. 

So wären die Verhältnisse zwischen Rat und Klöstern verhältnismäßig störungsfrei gewe¬ 
sen, hätten sich nicht auch hier wieder Irritationen ergeben, die sich aus der Zahlungsmoral 
der Stadt, aber auch aus ihrem Verhalten bei Schatzungen gegenüber den Untertanen ergaben, 
worauf noch zu kommen sein wird. 

Da bei den Klöstern der Rat nicht selbst über deren Kassen verfügen konnte, waren die 
Probleme freilich geringer. Nur wenige Beispiele seien daher genannt: Die Franziskaner lie¬ 
ßen 1749 in einem Vergleich der Stadt 1 100 fl nach, um wenigstens ihre Restforderungen 
bezahlt zu bekommen. Das Kloster zog hieraus den Schluss, „bey allhiesiger Statt so bald 
nichts mehr anzulegen“, 96 vergaß diesen löblichen Vorsatz aber, denn für 1780 berichtet D. 
Debler von einem erneuten Vergleich, bei dem das Kloster von einer Forderung von 14000 fl 
nur 1 400 fl von der Stadt erhielt. 97 

4 - Zusammenfassung 

Die Reichsstadt war zwischen 1648 und 1802 bestrebt, Obrigkeit auch in kirchlichen An¬ 
gelegenheiten zu sein. Dabei trennte sie zwischen Fragen des „Kultes“ und Fragen der Ver¬ 
waltung (ius circa sacrum) wohl bewusst nicht immer scharf . ln Fragen des Kultes konnte 
sich der Rat bei Weltgeistlichkeit und Klöstern nicht durchsetzen. In Fragen der Verwaltung, 
insbesondere bei finanziellen Angelegenheiten war dies anders. Der Rat behandelte diese 
zumal bei der Pfarrei so, als ob es seine eigenen wären und es bedurfte großer Anstrengun¬ 
gen von Weltgeistlichkeit und Klöstern, den eigenen berechtigten Standpunkt wenigstens 
teilweise durchzusetzen. Dem Rat kam in Angelegenheiten der Weltgeistlichkeit auch das 
Patronatsrecht des Spitals über die Pfarrkirche zugute. Auffällig ist die große Zurückhaltung 
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des Augsburger Bistums gegenüber dem Rat der Stadt, welche der Rat ohne weiteres auch zu 
seinem Vorteil nutzte. Dennoch war in den gegenseitigen Beziehungen in der ersten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts ein Tiefpunkt erreicht. 


Die Spitäler waren weitgehend in der Hand des Rats. Die Bemühungen des Augsburger 
Ordinariats, hier eigene Rechte und Interessen durchzusetzen, schlugen überwiegend fehl 
und konnten nur im Bereich der dem Spital inkorporierten Pfarreien zur Geltung gebracht 
werden. 

Die Spitäler, aber auch einzelne Pflegen, hier vor allem die Leonhards-Pflege hatten ein 
hohes Vermögen. Der Rat versuchte, die Überschüsse dieser Einrichtungen mit Mitteln ab¬ 
zuschöpfen, die auch dann weder rechtmäßig noch sachgerecht waren, wenn wie hier, die 
grundsätzliche Gläubigerschaft unangetastet blieb. Ohne Zweifel ist dies kein erfreuliches 
Kapitel in der Geschichte der Reichsstadt, dies auch dann nicht, wenn man ihre absolut un¬ 
zureichende Finanzausstattung bedenkt und in Erwägung zieht, wie rigoros sich der neue 
Stadtherr ab 1802 in der gleichen Frage verhielt. 

Die geistlichen Einrichtungen eingeschlossen die Spitäler haben mit ihren Bauten zwi¬ 
schen 1648 und 1802 das Bild der Stadt bis heute geprägt. Diese Baumaßnahmen zeigen zu¬ 
gleich die feste Verankerung dieser Einrichtungen bei der Bevölkerung. Dieser Rückhalt war 
ohne Zweifel auch einzelnen Persönlichkeiten zu verdanken, von denen hier nur der letzte 
Stiftsdekan Thomas Kratzer erwähnt werden soll. 

Demgegenüber treten originär städtische Baumaßnahmen völlig zurück, denn außer dem 
neuen Rathaus ist kein bemerkenswertes Gebäude mit Mitteln der Stadt entstanden. Selbst 
das Waisenhaus beim Spital wurde mit Mitteln der Reichenalmosen-Pflege und mit Spenden 
errichtet. So bleiben im weltlichen Bereich die privaten Baumaßnahmen zu erwähnen, häufig 
nach den Plänen des Stadtbaumeisters Johann Michael Keller. Doch auch bei ihm ist symp¬ 
tomatisch, dass seine Bezüge wesentlich die Spitäler trugen. 98 
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3. Kapitel - Die Reichsstadt und ihre Untertanen 


„ Kein Bürgersohn soll 
ein Bauersmensch hei¬ 
raten, außer sie habe 
300 fl im Vermögen. 


1 - Die Pflichten der Untertanen: ihre Rechte 

„Anlangend der Reichsstättischen Untertanen Rechte, so haben sie deren allemal merklich 
weniger als die Bürger der Stadt.“ Diese Feststellung Johann Jakob Mosers : galt auch für 
die Untertanen der Reichsstadt Schwäbisch Gmünd im Verhältnis zu deren Bürgern. Auch 
in Gmünd bestimmten sich die Rechte der Untertanen wie in anderen Reichsstädten aus den 
Lagerbüchern der Grundherren, aus den Freiheiten der einzelnen Dörfer und nicht zuletzt 
aus dem Herkommen. Rechtssicherheit war dadurch nicht zu vermitteln. In beschränktem 
Umfang schufen eine gewisse Rechtssicherheit allmählich die Grundsätze der reichsgericht¬ 
lichen Entscheidungen. Sie besagten, dass die Untertanen den Bürgern in Fron- und Steuer¬ 
angelegenheiten, vorbehaltlich spezifischer Regelungen der einzelnen Stadt, glcichzustellen 
seien. So nahm es nicht wunder, dass die Untertanen zum einen das Herkommen stets sehr 
stark betonten, zum andern großen Wert auf das geschriebene Wort legten und hier nicht 
zuletzt auf den Inhalt der Güterurkunden, die allerdings oft jahrhundertealt und daher in ge¬ 
änderten Zeiten nur noch bedingt anwendbar waren. In Gmünd war es überdies so, dass diese 
Urkunden im Dreißigjährigen Krieg aus Sicherheitsgründen in die Stadt gebracht wurden 
und seither den Untertanen nicht mehr zugänglich waren. 

Die Gmünder Untertanen waren überwiegend im bäuerlichen Bereich tätig. Sie wurden je 
nach der Qualität ihres Besitzes als ganze Bauern, halbe Bauern, Söldner und Häusler be¬ 
zeichnet. Das Fall-Lehen war im Gmünder Territorium die herkömmliche Besitzform. Dies 
bedeutete, dass der Untertan das Anwesen vom Eigentümer, dem Grundherrn, auf Lebzei¬ 
ten zur Nutznießung erhielt. Nach heutigen Begriffen ist dieses Nutzungsrecht am ehesten 
dem eines Pächters vergleichbar. Der Untertan oder auch Hintersasse bezahlte bei Eingehung 
des Lehensverhältnisses ein sog. Bestandsgeld, meist in 10 Jahresraten zahlbar. Wurde das 
Anwesen auf „den Leib“ von Mann und Frau „bestanden“ oder übernommen, erhöhte sich 
dieses Bestandsgeld entsprechend. Weiter waren dem Grundherrn jährlich Naturalien, die 
sog. Gülten, sowie ein Hellergeld zu entrichten. Starb einer der beiden Ehepartner, so w'ar es 
üblich, aber nicht rechtlich verpflichtend, dass der Grundherr im Fall der Wiederverheiratung 
das Anwesen auch dem zweiten Partner überließ. Das Gleiche galt für Söhne der Hintersas¬ 
sen. Doch war diese Praxis im Gmünder Raum nur observanzmäßig so; der Heimfall des 
Lehens an den Grundherrn w urde stets betont. Damit beugten die Grundherren Teilungen des 
verliehenen Hofes, wie sie im Altwürttembergischen üblich waren, vor. 

Es war für die Hintersassen in der Regel unabdingbar, dass Haus und Hof zu zweit bewirt- 
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schäftet wurde. Starb ein Ehepartner, wurde meist rasch wieder geheiratet. Dies trug auch 
dazu bei. den Hof in der Familie weiterzugeben. In Oberbettringen bestand Josef Christian 
Ocker ein Fallgut der Augustiner im Jahr 1722 um 115 fl Bestandsgeld.- Noch zu Lebzeiten 
der Mutter übernahm der Sohn Josef Ocker das Anw'esen im Jahr 1756. Nach seinem Tod 
1761 heiratete seine Witwe im gleichen Jahr Valentin Stegmayer aus Hussenhofen, welcher 
das Gut im Mai 1761 bestand. Valentin Stegmayer w ieder übernahm im Jahr 1768 nach dem 
Tod seiner ersten Frau das Anwesen auch für seine zweite Frau. 1794 gab er den Hof auf und 
bestand ihn zugleich für seinen Sohn Ignaz und dessen Braut. 

Die jährlichen Abgaben waren oft über Jahrhunderte gleich, während das Bestandsgeld 
unterschiedlich sein konnte. Im Fall unseres Augustiner-Fallgutes waren die jährlichen Ab¬ 
gaben im Jahr 1506 gleich hoch wie im Jahr 1768. Besondere persönliche Lebenslagen wie 
auch die Umstände der Zeit wurden von den Grundherren berücksichtigt. Das zeigen viele 
Eintragungen in den Gültbüchern wie auch die erheblichen Rückstände bei der Entrichtung 
der Naturalabgaben am Ende der Reichsstadtzeit. 

Valentin Stegmayers Gut in Bettringen bestand aus einem Haus, zwei Tagwerk Wiesen und 
13,5 Jauchert Ackers, was knapp acht Hektar Fläche entsprechen mochte. Er hatte jährlich 1 
Malter Dinkel, 1 Malter Haber. 1 Fastnachtshenne, 2 Herbsthühner, 50 Eier, 12 Käse und das 
Hellergeld an das Kloster zu entrichten. Bezogen auf die Preise des Jahres 1800 entsprach all 
das einem Geldwert von etwa 20 fl. Forderte die Reichsstadt von ihm eine doppelte Schat¬ 
zung, musste er bei einem Hof seiner Größe 2 fl entrichten. Leider zeigten die Erfahrungen, 
dass doppelte Schatzungen Jahr für Jahr in großer Zahl festgesetzt w urden. Valentin Stegmay¬ 
er hatte daneben aber auch noch die Jahresraten des Bestandsgeldes zu bezahlen. So dürfte 
er an Kloster und Reichsstadt jährlich mindestens 45 11 entrichtet haben. Diese Summe ent¬ 
sprach dem halben Jahresverdienst eines Taglöhners. Einquartierungen und Vorspanndienst 
sind dabei nicht eingerechnet, weil schwer abschätzbar. Dies gilt auch für den Zehnten, einer 
Abgabe zur Besoldung der Geistlichen. Vorschriften wegen des Zehnten finden sich immer 
wieder in den Dorfordnungen, was auf ihre Bedeutung hinweist. Der Untertan durfte etwa 
Frucht erst verkaufen, wenn er den Zehnten mit dem Zehntherrn abgerechnet hatte. 4 

Frondienste für die Obrigkeit kamen bei vielen Untertanen hinzu, sie beliefen sich beim 
Hintersassen des Augustinerklosters auf zw'ei Tage Arbeit für die Reichsstadt, für die es 
allenfalls ein Trinkgeld gab. Bei den eigenen Hintersassen der Reichsstadt in Bargau und 
Weiler i.d.B. galten bei den Fronen andere Voraussetzungen, ebenso wie auch bei den Hinter¬ 
sassen des Klosters Gotteszell. So hatten Herkommen und Verträge hier auf denkbar engem 
Raum zu spürbar unterschiedlichen Verhältnissen geführt. Frondienste waren aber auch für 
den Grundherrn zu leisten, was hier nicht weiter untersucht werden soll. 

Ein Hof wie der unseres Augustinerklosters gehörte im Gmünder Territorium noch nicht 
zu den kleinen Höfen. Seine jährliche Belastung war durch die geschilderten Verpflichtungen 
nicht gering, zumal Verpflichtungen aus Ehe- und Erbverträgen in der Regel hinzukamen. 
Mit ihnen wollte man den Kindern, die an der Weitergabe des Fall-Lehens nicht teilhatten, 
ein Mindestmaß an Geld mit auf den Lebensweg geben. 

Die Gmünder Untertanen entrichteten im Unterschied zu den Bürgern, die Johannis- und 
Martinisteuer zahlten, keine Kameralsteuern an die Stadt. Vermutlich war ein Grund dafür, 
dass zum einen die Gotteszellischen Untertanen ohnehin steuerfrei waren, was zuletzt im 
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Gotteszellischen Vertrag von 1659 bestätigt wurde. Außerdem waren viele Untertanen, wie 
wir gesehen haben, Hintersassen geistlicher Grundherren, deren Güter traditionell ebenfalls 
steuerfrei waren. So wäre es kaum zu vermitteln gewesen, von den wenigen anderen Unter¬ 
tanen Kameralsteuern zu fordern. 5 

Anders war dies bei den Schatzungen, zu denen seit 1489 zum Wohl von Reich und Kreis 
unbestritten auch steuerfreie Güter herangezogen wurden. Diese Schatzungen waren für die 
Untertanen besonders belastend. Die Stadt schonte bei ihrer Erhebung nach dem Dreißigjäh¬ 
rigen Krieg zunächst die Untertanen mit Rücksicht darauf, dass die Dörfer vielfach zerstört 
waren. Sie hielt sich vor allem an die Bürger. Nach 1650 zeigen die vorhandenen lückenlosen 
Unterlagen der Stadt, dass die Untertanen mehr und mehr zu den Schatzungen herangezogen 
wurden, doch mutet die Heranziehung beider Gruppen noch unsystematisch an. Zu dieser 
Mehrbelastung der Untertanen mag auch § 180 des Jüngsten Reichsabschieds von 1654 bei¬ 
getragen haben, der die Landstände der Territorien allgemein verpflichtete, zu den Reichs¬ 
und Kreissteuern, aber auch zur Landesverteidigung beizutragen. Ab etwa 1680 kippten dann 
die Proportionen um und die Untertanen trugen nun etwa 70 % der aufzubringenden Schat¬ 
zungen. Es kam hinzu, dass die absolute Höhe der Schatzungen durch die Türkenkriege und 
andere militärische Auseinandersetzungen ständig wuchs. Auch der Schuldendienst für die 
Schatzungsgelder, die wegen des fehlenden Leistungsvermögens der Abgabepflichtigen teil¬ 
weise über Kredite finanziert werden mussten, wurde größer. 6 

Der Rat begründete die verstärkte Heranziehung der Untertanen damit, dass in der ersten 
Hälfte des 17. Jahrhunderts die Bürger die Hauptlast an den Schatzungen getragen hätten. 
Die Aufstellungen zwischen 1500 und 1700 7 zeigen, dass diese Argumentation zutreffend 
war. Die Untertanen aber sahen ihrerseits verständlicherweise vor allem, dass von ihnen 
ständig mehr verlangt wurde, ohne dass dabei ein schlüssiges System der Ratsverwaltung 
erkennbar gewesen wäre. Die Untertanen nahmen auch - begründet - Anstoß am Verhalten 
der städtischen Verwaltung ihnen gegenüber. 

2 - Der Dillinger Rezess vom 21. Juni 1690 

All dies musste sehr rasch zu Ärger führen und so kam es zu einer ersten Beschwerde der 
Landuntertanen der vier Gmünder Ämter beim Reichshofrat in Wien. Der Reichshofrat war 
eines der beiden höchsten Reichsgerichte, das in erster Instanz für Klagen gegen dem Reich 
unmittelbar Unterworfene zuständig war. dann aber auch für die Appellation gegen ein Ur¬ 
teil territorialer Gerichte. Die kaiserliche Regierung setzte daraufhin am 14. April 1690 eine 
Kommission zur Untersuchung und Beilegung der Beschwerde unter Leitung des Augsbur¬ 
ger Bischofs ein. Die Kommission erörterte die Problematik eingehend mit den Vertretern der 
Stadt und den Landuntertanen. Diese waren zunächst in einer Zahl von 60, später dann von 
12 Männern erschienen, da die Feldarbeit drängte. Sehr bald legte die Kommission den Par¬ 
teien einen Vergleich oder Rezess vor. den diese am 21. Juni 1690 als sog. Dillinger Rezess 
auch abschlossen. 8 

Darin wurde vereinbart, dass Bürger und Untertanen in der Zahl der „Steuren“ Jahr für Jahr 
gleich zu halten seien und dass die Untertanen ihre Steuerrückstände in „erschwinglichen“ 
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Fristen nachzahlen sollten. Die Stadt verpflichtete sich, den Untertanen die Gemeindebriefe 
auszuhändigen, die sie in Verwahrung hielt und auch die Berechtigung der Fronen, soweit 
möglich an Hand der Urkunden nachzuweisen. Grundsätzlich wurde festgelegt, die Unterta¬ 
nen mit Fronen nicht „über Gebühr“ zu beschweren. Schließlich wurde vereinbart, dass auch 
die Bürgerschaft an Winter- und Standquartieren von Truppen kostenmäßig „concurrieren“ 
solle. Die Untertanen verpflichteten sich ihrerseits, von den „hochverbotenen conventicula“, 
in denen sie ihr Vorgehen abgestimmt hatten, in Zukunft abzusehen. 9 

So schien der Streit fürs erste erstaunlich leicht mit allgemeinen Formulierungen beigelegt 
zu sein, doch sollte sich bald zeigen, dass die bischöfliche Kommission die Problematik im 
Verhältnis zwischen Rat und Untertanen nicht in vollem Umfang erfasst und daher die Detail¬ 
arbeit vernachlässigt hatte. 

Bereits im August 1691 forderten Delegierte der vier Ämter in einer Vorsprache beim 
Gmünder Rat, ihnen jetzt die Gemeindebriefe auszuhändigen. In einem gleichzeitig über¬ 
reichten Memorial baten sie, ihnen nach 16 einfachen Schatzungen seit 1690 die angekündig¬ 
ten zwei weiteren vierfachen Schatzungen zu erlassen. 10 Durchzüge, Einquartierungen und 
Schatzungen hätten ihnen gerade noch ihr bisschen Vieh und das eben geschnittene Getreide 
gelassen. Deutlich wird in diesem Memorial, dass die Untertanen hofften, dass die Gemein¬ 
debriefe erweisen würden, dass die Erhebung der Schatzungen im damaligen Umfang nicht 
dem Herkommen entsprach und daher rechtswidrig war. Diese Hoffnung wird aus der Höhe 
der geforderten Abgabe heraus verständlich, sollten die Untertanen doch 1690 und 1691 ins¬ 
gesamt 43 812 fl als Schatzung entrichten," was in heutiger Währung mindestens 1,3 Mio 
Euro entsprechen würde. Zwischen 1686 und 1695 wurden von den Untertanen insgesamt 
184641 11 oder mindestens 5,5 Mio. Euro als Schatzung gefordert. 

So nimmt es auch nicht wunder, dass die Bauern sich erneut an den kaiserlichen Hof wand¬ 
ten. 350 Impetranten warfen der Stadt vor, sie nicht wie Christen, sondern wie Sklaven zu be¬ 
handeln. Der Rat verhänge überhöhte Strafen, habe erbärmliche Gefängnisse und verlange zu 
viele Frondienste. 12 Die Bauern schlugen vor, den Ellwanger Fürstpropst und zugleich Trierer 
Erzbischof Franz Ludwig von Neuburg-Pfalz mit der Leitung einer neuen kaiserlichen Kom¬ 
mission zu beauftragen und zwar wegen seiner Ortsnähe und auch deshalb, weil der Streit 
überwiegend geistliche Güter betreffe. Unterstützt wurden die Bauern bei der Abfassung ih¬ 
rer Klagschrift von dem bayerischen Oberstwachtmeister Joachim Garb, der ein Freigut in 
dem nahe gelegenen Wustenriet besaß. Die Bauern erwirkten auch am 22. Dezember 1698 
eine neue kaiserliche Kommission 13 und der Kaiser übertrug dem Ellwanger Fürstpropst die 
Leitung der Kommission. 14 Dieser, ein Schwager Kaiser Leopolds I. und ein vielbeschäitigter 
Mann, lehnte jedoch das Mandat ab, wohl gerade auch wegen der engen Verflochtenheit der 
Fürstpropstei Ellwangen mit der Reichsstadt Gmünd in den Landbezirken. Daraufhin be¬ 
auftragte Leopold I. 15 den Abt der Benediktiner-Reichsabtei Elchingen mit der Bildung und 
Entsendung einer Kommission nach Gmünd. Wenig später wurde sein Auftrag dahingehend 


9 Dillinger Rezess, aaO 

10 Stadtarchiv Schwäbisch Gmiind. Ordner L, Umschlag 164, Fach 22 

11 HStAS A 232. Bü 200, Nr. 66, S. 40 

12 8.4.1698. StAL B 179. Bü 221 

13 Sehr. d. impetrantischen Anwalts Mus v. 26.5.1719, StAL B 177 S. Bü 1493 

14 Wien. 6.3.1699. HStAS A 232, Bü 192. Nr.2 

15 14.5.1699, aaO. HStAS A 232, Bü 200, Nr. 63 
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erweitert, auch die inzwischen in Wien eingegangenen Beschwerden der Gmünder Bürger, 
insbesondere der Goldschmiede zu prüfen und nach Möglichkeit beizulegen. 16 

Spätestens jetzt war der Abt eines Klosters mit rund 4000 Untertanen mit seiner Aufgabe 
personell und inhaltlich überfordert. Dennoch übernahm er das undankbare Geschäft und 
wandte sich zunächst den Beschwerden der Untertanen zu. was der zeitlichen Abfolge ent¬ 
sprach, aber großen Verdruss bei den Bürgern hervorrief. 

3 - Der Elchingische Rezess vom 3. April 1700 

Am 27. Februar 1700 1 zog der Abt mit seiner Kommission in Gmünd auf und ging zunächst 
mit Rat und Untertanen im Rathaus den Dillinger Rezess Punkt für Punkt durch. Sodann 
gaben die Untertanen in einer umfangreichen Anhörung ihre Beschwerden zu Protokoll. Das 
dazu erhaltene Libell 18 zeigt auf über 200 Seiten sehr deutlich auf. dass die eigentlichen 
Anliegen der Landbevölkerung bisher bei weitem nicht vollständig erfasst worden waren. 
Acht wesentliche Punkte wurden von den Bauern der Gmünder Dörfer immer wieder ange¬ 
sprochen: 

Noch immer waren die Gemeinde- und Bestandsbriefe den Untertanen nicht übergeben 
worden. Der Umfang der Fronen war daher nach wie vor im Streit. Ihr Umfang aber war be¬ 
trächtlich. vor allem in Bargau und Weiler i.d.B., wo die Stadt meist auch der Grundherr war. 
Dies zeigt ein Blick auf eine Aufstellung der Stadt von 1695 19 über die „von 40. 50 oder mehr 
Jahren her verrichteten Fronen“ in Bargau. Danach machten die Untertanen vom Söldner bis 
zum ganzen Bauern in großem Umfang für den Dorfherrn Flolz, Metzger- und Sägblöcke 
und fuhren dieses bei Bedarf auch nach Gmünd. Sie bestellten ferner die Schlossgüter und 
den Garten des Gmünder Vogts. Sie führten dem Pfarrer und dem Vogt die Naturalbesoldung 
ins Haus. Sie brachten Baumaterial wie Schiefer. Sand und Kalk in die Stadt. Der Umfang 
dieser Fronen war also beträchtlich, zumal wenn man die damaligen Transportmöglichkeiten 
bedenkt. 

Auch über die Nutzung der gemeindeeigenen Grundstücke, vor allem der Weiden, gab es 
ständig Streit. Deren Nutzung war für die Bauern von großer Wichtigkeit, weil allgemein 
üblich war. dass das Vieh vom zeitigen Frühjahr bis in den Spätherbst hinein auf den Wei¬ 
den war. Dem Rat wurde nun vorgeworfen, ausgerechnet diese Grundstücke durch Verkauf 
oder Parzellierung zum Zweck der Bebauung der allgemeinen Nutzung zu entziehen. Weiter 
rügten die Untertanen die Verweigerung der freien Wahl der Schultheißen und Vierleute, die 
vormals üblich gewesen sei und forderten auch deshalb die Übergabe der Gemeindebriefe, 
um ihre Rechte daraus zu ersehen. 

Sie waren auch der Auffassung, dass die Fall-Lehen entgegen den Gemeinde- und Bestands¬ 
briefen durch den Rat vergeben wurden. Die Bauern hatten seit langer Zeit die Fall-Lehen 
in Abstimmung mit dem Grundherrn innerhalb der Familie weitergegeben. Observanzmäßig 
wurde dabei der Übergabepreis zwischen altem Beständer und Grundherrn geteilt, was fin¬ 
den Altbauern eine Sicherung für das Alter bedeutete. Nun, am Ende des 17. Jahrhunderts, 
betonte der Rat, soweit er die Vergabe beeinflussen konnte, bei der Nutzung des verliehenen 
Holes handle es sich um eine „emphyteusis personalis“, um ein persönliches Nutzungsrecht 

16 10.12.1699, HStAS A 232, Bii 192, Nr. 3 

17 HSlAS A 232, Bü 200, Nr. 63 

18 1700. Stadtarchiv Schwäbisch Gmünd, Ordner Bargau, Fach 32 

19 Notanda 1693. Stadtarchiv Schwäbisch Gmünd. Ordner Bargau, Fach 32 


also, das nach seiner Aufgabe daher an den Grundherrn zurückfalle. Der Grundherr tue ge¬ 
nug, wenn er dem alten Beständer ein „ehrliches Auskommen“ lasse. 20 Diese Auffassung 
entsprach zwar der eigentlichen Rechtslage, bedeutete aber für die Hintersassen eine große 
finanzielle Härte und wurde von ihnen als Ausübung von Macht und Zwang empfunden. 

Breiten Raum bei den Klagen der Untertanen im Libell nahm das Verhalten der städtischen 
Verwaltung und der Amtsvögte bei der Beitreibung der Schatzungen ein. Sehr deutlich wird 
dabei die große Härte, mit der bei der Beitreibung gehandelt wurde. Immer wieder wurde 
zum berechtigten Unwillen der Bauern in dreierlei Weise vorgegangen: Um säumige Schuld¬ 
ner zur Zahlung zu bringen, trieb man entweder einen Teil des Viehs vom Hof nach Gmünd 
oder man kerkerte den Untertanen in Gmünd ein. Sehr oft legte die Stadt dem säumigen Zah¬ 
ler eine sogenannte „Preß“ ins Haus. Dies waren ein, zwei oder auch mehr städtische Muske¬ 
tiere, die der Bauer zu verpflegen hatte, bis der Schatzungsbetrag zumindest aufgezehrt war. 
Die Einstellung, die hinter dieser Methode stand, wird durch die gleichzeitige Forderung 
charakterisiert, die „Presser“ wie „Herren“ zu halten. 

Üble Erfahrungen mit der städtischen Verwaltung machte über lange Jahre der Gmünder 
Untertan Jakob Mayer aus Zimmerbach. 21 Bei ihm zog kurz nach dem Jahr 1690, um die 
schuldige Schatzung zu erzwingen, die Preß in seiner Abwesenheit auf dem Hof auf. Sie 
benahm sich so schlecht, dass seine anwesenden drei Kinder vor Angst aus dem Fenster 
sprangen. Sodann trieben die Leute des Gmünder Vogts nach einer handgreiflichen Ausein¬ 
andersetzung die besten Stücke des Viehs von Jakob Mayer nach Gmünd ins Spital, wo dieser 
sie nach zwei Tagen gegen Bezahlung der schuldigen vierfachen Schatzung in Höhe von 11 fl 
und 25 Kreuzern und eines Futtergelds von 20 Kreuzern wieder abholen konnte. Einige Jahre 
später schuldete Mayer eine zweifache Schatzung über 5 fl und 40 Kreuzer, worauf der Amts¬ 
knecht mit 12 Mann als Presser aus Gmünd kam, um das Geld beizutreiben. Als Mayers Frau 
darauf dieses dem Gmünder Bürgermeister Eisele überbrachte, verweigerte dieser zunächst 
die Abziehung der Presser und fügte hinzu, man werde ihren Mann noch „henken“ lassen. 
Etwa 1698, im Dezember, zogen wieder 10 Presser in Spraitbach auf. 16 Bauern, unter ihnen 
Mayer, w'urden im dortigen Amtshaus zur Bezahlung der Schatzung aufgefordert. Es kam zu 
einer handgreiflichen Auseinandersetzung mit dem Vogt und den Pressern. Vier Tage später 
holten Amtsknecht und Grenadiere Mayer ab und brachten ihn nach Gmünd zu Bürgermeis¬ 
ter Storr. Dieser ordnete an, ihn im Turm zu inhaftieren. Als Mayer sagte, bei dieser Kälte 
müsse man im Turm erfrieren, w'ard ihm die Antwort zuteil, „es habe keine Not, w'ann schon 
ein solcher alter Schelm verrecke“. Mayer wurde nach vier Tagen aus dem Turm entlassen, 
nachdem er die Schatzung und 5 fl „Pressgeld“ bezahlt hatte. Eine weitere Press wurde ihm 
1699 ins Haus gelegt. 22 Es verwundert so nicht, dass das Verhalten der Vögte wie auch der 
Bürgermeister allgemein als anmaßend und gewalttätig beschrieben wurde. 

Erneut wurde auch die ständig zunehmende Höhe der Schatzungen und das undurchsichti¬ 
ge System ihrer Verteilung zwischen Bürgern und Untertanen beklagt. 

Am 3. April 1700 wurde schließlich den Untertanen der Entwurf des sogenannten El- 
chingischen Rezesses 23 ausgehändigt, der allerdings nie die Bestätigung der kaiserlichen 


20 Replik Rat von 1717 in dem Schreiben von Anton Mus an den Kaiser, StAL B 177 S, Bü 1493. s.o. Anm. 13 

21 Libell 1700, aaO. S. 20-29 

22 Libell, aaO 

23 HStAS A 232, Bü 200. Nr. 63 
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Regierung erfuhr. Er bildete aber für das Verhalten beider Parteien in den folgenden Jahren 
dennoch eine gewisse Grundlage. 

Der Rezess legte im wesentlichen folgendes fest: Die Untertanen durften nur zu Reichs-, 
Kreis- und Kriegsanlagen über Schatzungen herangezogen werden. Zur Summe der jewei¬ 
ligen Schatzung hatten die Untertanen zwei Drittel und die Bürger ein Drittel beizutragen. 
Dies war eine Klarstellung gegenüber dem Dillinger Rezess, weil in ihm nur von der „Zahl“ 
der Steuern die Rede war. Die Regelung sollte gelten, solange die Untertanen „in solchem 
Numero“ beisammen seien. Eine regelmäßige Überprüfung des Steuerfußes wurde in diesem 
Zusammenhang zugesagt. 

Die Schatzungen sollten in Zukunft in einer eigenen Kasse, der Kontributionskasse, ge¬ 
führt werden, um die ausschließliche Verwendung der Gelder für Reich, Kreis und Krieg 
transparent zu machen. Aus diesem Grund wurde auch den geistlichen Grundherrschaften ein 
Prüfungsrecht eingeräumt, womit deren Wünschen, die sie bei der Anhörung geäußert hatten, 
im Interesse ihrer Untertanen Rechnung getragen wurde. Dem Rat wurde ausdrücklich auf¬ 
gegeben, „Exzesse“ bei der Beitreibung der Schatzungen zu unterlassen. 

Erneut wurde die Stadt verpflichtet, Dorfordnungen, Gemeindebriefe und Bestandsbriefe 
den Untertanen auszuhändigen. 

Bei den Fall-Lehen verblieb es bei der von den Untertanen beanstandeten Heimfall-Rege¬ 
lung an den Grundherrn, weil sie der eigentlichen Rechtslage entsprach. 

Der Rezess legte ferner eine neue Feldvermessung durch zwei unparteiische Feldmesser 
fest. 

Bei den Fronen anerkannte die Kommission, dass die Forderung nach täglichen Diensten 
in Bargau und Weiler zwar der bisherigen Rechtslage entspreche. In den Rezess wurde aber 
aufgenommen, dass die Stadt diese Verpflichtung „moderat“ handhaben solle und dass sie 
keine Fronen für Spitalgüter oder private Güter fordern dürfe. Die Hintersassen von Gottes¬ 
zell und überraschenderweise auch die der anderen „Gotteshäuser und Stiftungen“ sollten 
von aller Dienstbarkeit befreit sein. 

Regelungen über die Kostenverteilung bei durchziehenden Truppen schlossen den Rezess 
ab. Er wurde in dieser Form am 22. Dezember 1700 24 in Wien vorgelegt und entsprach im 
wesentlichen den Wünschen der Untertanen, aber nicht in jedem Punkt denen des Rats. Die¬ 
ser nahm 25 vor allem Anstoß an dem in der Tat ungewöhnlichen Prüfungsrecht der geistlichen 
Grundherrschaften bei der Verwendung der Schatzungsgelder, sowie an Details der Vertei¬ 
lung der Schatzungsgelder und Einquartierungskosten auf Bürger und Untertanen. Auch die 
vorgesehene Regelung über die Fronen fand nicht das Einverständnis des Rats. Der Rat ver¬ 
suchte auch in einem Brief an Kaiser Leopold I. den Rezess insoweit nachzubessern, als er 
„flehentlich“ bat, auch Gehälter der städtischen Bediensteten vom Ratskonsulenten bis zu 
den drei Hebammen aus der Kontributionskasse finanzieren zu dürfen. 26 

Wenn der Rezess in der Folge nicht die Bestätigung des Kaisers erfuhr, so lag dies an der 
Haltung des Rats, aber wohl auch daran, dass Bürgermeister und Rat vollauf mit den Bürger¬ 
unruhen in der Stadt beschäftigt waren und dass der Elchinger Abt mit deren Beilegung nun 


24 „Unterthänigste Relation" der Delegierten Widt und Weibel vom 18.11.1706, HStAS A 232, Bii 196 (i.f.: Rela¬ 
tion) 

25 Schreiben des Anwalts Mus vom 26.5.1719, wie Anm. 13 
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Joseph Ferdinand Anton Storr v. Ostrach (1715-1785), Öl auf Leinwand, H 91,5 x B 73,5 an, Johann 
Georg Strobel um 1770 

Der Dargestellte war von 1753 bis zu seinem Tod Bürgermeister der Stadt Gmünd, Reichserbschult¬ 
heiß, kaiserlicher Pfalzgraf, Württembergischer Hofrat und Abgeordneter des schwäbischen Kreises, 
verheiratet mit Maria Cäcilia Debler. 
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vollends überfordert war, zumal er auch infolge des Spanischen Erbfolgekrieges in seinem 
Territorium genügend eigene Sorgen halte. So blieben die Probleme in der Schwebe: Es wur¬ 
de zwar eine eigene Kontributionskasse eingerichtet, die Bauern verweigerten aber bis auf 
weiteres eine Beteiligung an den alten Schulden der Stadt, welche diese im Zusammenhang 
mit der Finanzierung der Umlagen an Reich und Kreis gemacht hatte. 

4 - Der Rezess vom 18. November 1706 

Ihren Fortgang nahm die Angelegenheit erst, als Leopold I. im September 1704- 7 den wie¬ 
derholten Bitten des Elchinger Abtes stattgab und eine neue Kommission, bestehend aus dem 
Herzog von Württemberg und dem Bischof von Konstanz, einsetzte. 

Damit zogen erstmals Vertreter der beiden kreisausschreibenden Fürsten in Gmünd auf. 
Dazu mochte beigetragen haben, dass nach den Unruhen vom Frühjahr 1701 bereits Kreis¬ 
truppen in die Reichsstadt verlegt worden waren, weil anders die überkommene Ordnung 
dort nicht mehr aufrecht erhalten werden konnte. 

Kommissionen der beiden Fürsten waren im Schwäbischen Kreis nach dem Dreißigjähri¬ 
gen Krieg ein traditionelles Mittel des Reichshofrats als eines der beiden Reichsgerichte. 28 
Diese Kommissionen konnten schiedsrichterliche, exekutive oder untersuchende Funktion 
haben. Bei Klagen von Reichsständen oder gegen Reichsstände wurden sie in geeigneten 
Fällen auf Antrag des Reichshofrates durch kaiserliches Reskript eingesetzt. Kaiserliche 
Kommissionen erhielten für viele süddeutsche Reichsstädte einen Untersuchungsauftrag, der 
oft in einem Rezess zwischen den Parteien, meist auf der einen Seite der Rat, auf der andern 
Bürger und Untertanen, endete. Bei den Kommissionsverhandlungen führte der württember- 
gische Delegierte traditionell ..Mund und Feder“. 29 Er entwarf auch in Abstimmung mit dem 
Konstanzer Delegierten die „Hauptrelation“ an die beiden Fürsten, die nach deren Billigung 
an den Reichshofrat gesandt und sodann dem Kaiser zur Genehmigung vorgelegt wurde. 

Die Kommission war buchstabengetreu auf ihren Auftrag beschränkt, der überdies erlosch, 
wenn der Kaiser oder einer der beiden kreisausschreibenden Fürsten verstarb. Diese Rege¬ 
lungen beugten einem Missbrauch der Vollmacht durch die beauftragten Fürsten vor. 

Die Beauftragung des Herzogs und des Bischofs war auch deshalb zweckmäßig, weil sie 
den ersten Zugriff auf die Kreistruppen hatten. Insgesamt war das Institut der Kommission 
ein durchschlagkräftiges Mittel, die kaiserliche Autorität vor Ort zur Geltung zu bringen. 
Württemberg zog daraus den Vorteil einer großen Orts- und Personenkenntnis und eines in¬ 
formellen Machtzuwachses bei den Nachbarn. 

Als die Kommission nach einigen Vorbereitungen schließlich am 27. Januar 1706 in 
Gmünd ankam und nach Bezug ihres Quartiers im „Braunen Ochsen“ erste Gespräche auf 
der Grät geführt hatte, sahen die beiden Subdelegierten, Jakob Friedrich Widt aus Stuttgart 
und Hofrat Weibel aus Konstanz sehr bald, 20 dass die Zustände in der Stadl und vor allem die 
völlig zerfallene Autorität des Rats 21 es notwendig machten, sich zunächst der Belange der 
Bürgerschaft anzunehmen. Dennoch machten die beiden Kommissare sehr rasch auch „mit 
Gott“ 22 den Anfang mit dem Streit zwischen Untertanen und Rat. 

27 19.9.. HStAS A 232. Bü 192, Nr. 40 

28 Weber, Raimund - Die kaiserlichen Kommissionen des Hauses Württemberg in der Neuzeit - ZWLG. 43. Jg., 
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29 ebd., S. 232 
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Sie stellten dabei lest, dass das „Hauptleid“ der Bauern der „ungleiche und disproportio- 
nierliehe Anschlag und Aestimation“ der Güter sei, 22 was auch mit einer dabei nicht gleich¬ 
mäßig durchgeführten Berücksichtigung der Gülten, Grund- und Bodenzinse zusammenhing. 
Nach wie vor fehlte es an der schon 1690 vereinbarten Vermessung der Güter und Schätzung 
ihres Werts. Die Kommission veranlasste daher als erstes, dass durch zwei gmündische Un¬ 
tertanen und zwei „Ausländer“ eine Schätzung und Beschreibung der Güter durchgeführt 
wurde. 

Unstreitig war weiterhin zwar das grundsätzliche Schatzungsrecht der Stadt, doch bezwei¬ 
felten die Bauern die bestimmungsgemäße Verwendung der Schatzungsgelder. So machte 
sich die Kommission daran, sämtliche Rechnungen der Stadt seit 1600 durchzusehen. Die 
älteren dieser Rechnungen muteten sie dabei „etwas obskur und einfältig“ in der Darstellung 
an. So beschränkte sie sich auf eine genaue Durchsicht der Rechnungen von 1670-1699. 24 
Einsicht nahmen auch der Vertreter der Bauern, der Eybacher Notar Conz und die geistlichen 
Grundherrschaften. Die Kommission stellte bei ihrer Prüfung fest, dass die Proportion von 
einem und zwei Dritteln zwar vor 1690 nicht immereingehalten war, dass aber insgesamt die 
Untertanen in diesen 30 Jahren nicht zuviel gezahlt hatten. Sie setzte die Stadt daher wieder 
in ihre alten Rechte ein und ordnete an, dass die Untertanen sich wieder an den alten Schat¬ 
zungsschulden der Stadt zu beteiligen hätten, was sie ja seit dem Jahr 1700 unter Berufung 
auf den Elchinger Rezess verweigert hatten. Als der Bettringer Vogt diese Anordnung der 
Kommission in seinem Amtsbezirk bekannt gab, trug ihm das eine Tracht Prügel ein. 35 Ge¬ 
klärt wurde durch die Kommission auch die Frage, wer von vakanten Gütern die Schatzung 
zu bezahlen habe. Der Auffassung der Geistlichkeit, diesen Betrag auf die andern Untertanen 
umzulegen, hielt die Kommission die offenbare Unbilligkeit einer solchen Regelung entge¬ 
gen, so dass am Ende in solchen Fällen den Grundherrn die Zahlungspflicht traf. 26 Ablehnend 
verhielt sich die Kommission gegenüber dem Wunsch der Stadt, die Besoldungen zum Teil 
über die Kontributionskasse zu finanzieren. 27 

In den anderen Rechnungen von Stadt, Hospital und pia eorpora fand die Kommission 
„viele grobe Fehler, welche nichts als Zweifel, Konfusion und Verdacht erregen müssen“. 28 

Die weiteren Gespräche mit den Untertanen, der Geistlichkeit und dem Rat 29 führten zu¬ 
nächst zu keinem neuen Rezess, aber den württembergischen Delegierten zu dem Stoßseuf¬ 
zer, „an diesen Leuten sei Hopfen und Malz“ verloren. 40 Der württembergische Delegierte 
Widt erklärte daher im Juni 1706 den Untertanen, nachdem sie wegen der Fronen und der 
Altschulden zu keiner vergleichsweisen Regelung bereit seien, werde man „hdeliter Caesari 
referieren“. Widt unternahm dann noch den Versuch einer Abstimmung über die beiden Pro¬ 
bleme und forderte die Bauern, die gegen einen Vergleich seien, zum Verlassen des Raums 
auf. Daraufhin verließen alle Bauern den Saal des Rathauses. 41 Immerhin erreichten die De- 
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legierten noch, dass die Untertanen sich interimsweise bereit erklärten, an den Altschulden 
zu „concurrieren“. 42 

Beide Delegierte reisten daher ab; den Konstanzer Delegierten traf dabei zur Erheiterung 
der Bevölkerung das Missgeschick, dass sein Gespann am Straßdorfer Berg umkippte. Doch 
waren nun die Untertanen plötzlich wieder gesprächsbereit. Bereits am 15. Juli 1706 schrie¬ 
ben sie dem Herzog von Württemberg und dem Konstanzer Bischof, 43 die „vortreffliche Sub¬ 
delegation“ solle doch wieder kommen; man könne sich dann sicher einigen. So kam es im 
Oktober 1706 zu erneuten Verhandlungen, die schließlich am 18. November mit einem Re¬ 
zess endeten. Dem ging eine dreitägige Anhörung in der großen Ratsstube der Stadt voraus, 
in welcher der württembergische Delegierte den vorgesehenen Rezess „punctatim sattsam“ 
erklärte. Sodann wurden die anwesenden 265 impetranten Untertanen aller vier Ämter Mann 
für Mann zur Abstimmung gebeten. 181 davon stimmten zu, 67 stimmten dagegen. Im Bett¬ 
ringer Amt, das auch mit seinem Vogt so unsanft umgegangen war, stimmten 32 Männer zu 
und immerhin 29 dagegen. 44 

Der neue Rezess 45 unterschied sich von dem der Elchinger Kommission vor allem bei der 
Regelung über die Fronen. Diese hatten die Untertanen aller geistlichen Einrichtungen unter 
Berufung auf den Elchinger Rezess seit 1700 nicht mehr geleistet. 46 Nun wurde festgelegt, 
dass die Gotteszellischen Untertanen kraft des Vertrags von 1659 zwischen Stadt und Klos¬ 
ter 47 von jeglichen Frondiensten gegenüber der Stadt frei und exemt seien. Bei den Unterta¬ 
nen der anderen Gotteshäuser und Stiftungen kam es dagegen nur zu einer vorläufigen Rege¬ 
lung. Der Rat war nach wie vor nicht damit einverstanden, auch diese Untertanen von jedem 
Frondienst freizustellen. So einigte man sich darauf, dass diese bis zu einer Entscheidung 
des Kaisers höchstens zwei Fronen im Jahr leisten sollten und zwar nur außerhalb Heuernte, 
Saat und Ernte und nur zu „gemeiner Stadt Nutzen“. Ausgeschlossen sollte bleiben, von den 
Bauern auch die Bebauung der Spitalgüter im Wege der Frondienstleistung zu fordern. Bei 
den Untertanen von Bargau und Weiler blieb es beim Grundsatz der „ungemessenen Fronen“, 
aber der Versicherung der Stadt, davon maßvoll Gebrauch zu machen. 

Der Rezess bestätigte ferner die Einrichtung der getrennten Kontributionskasse. Er legte 
fest, dass die künftigen Schatzungen nach dem neuen Steuerfuß umzulegen seien und dass 
Schulden zur Bestreitung der Schatzungen nur mit Vorwissen des ganzen Rats aufgenommen 
werden durften. Bei Ansetzung und Verkündung der Schatzung war den Untertanen vom 
Rat korrekt anzuzeigen, wofür die Gelder erforderlich waren. Den Untertanen wurde auch 
zugestanden, dass ihnen ein summarischer Extrakt über Einnahmen und Ausgaben der Kon¬ 
tributionskasse zur Verfügung zu stellen sei und sie Einsicht in die Kreistabellen bekommen 
sollten, welche Grundlage der Umlagen waren. 

Schließlich wurde den Amtsvögten untersagt, Grundstückskäufe auf dem Land zu tätigen 
und Wirtschaften auf dem Land zu betreiben. 

Der Rezess von 1706, der von Widt, Weibel und 17 Mitgliedern des Rats unterschrieben 
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wurde, hatte in vielen Punkten Klarheit in den Beziehungen zwischen Rat und Untertanen 
geschaffen. Er hatte den Untertanen über die zugesagten Einsichtsrechte auch eine gewis¬ 
se Kontrollmöglichkeit bei der Steuererhebung gebracht und vor allem die Heranziehung 
zu anderen Steuern für die Zukunft eindeutig untersagt. Mehr war nicht zu erwarten und 
mehr hatten die Untertanen weder erwartet noch gefordert. Der Rezess war im Sinne der 
Untertanen ein Fortschritt gegenüber den vorangegangenen Vereinbarungen. Dies gilt auch 
im Hinblick aut die neue Vermessung und Schätzung der Güter und das neue Steuermodell. 
Unbefriedigend blieb, dass die Verpflichtung, Fronen zu leisten, nicht abschließend geregelt 
werden konnte, denn dies war eines der Hauptanliegen der Bauern. Auch für die geistlichen 
Grundherrschaften, wie Klöster und Fraternität w'ar die vorläufige Lösung unbefriedigend, 
zumal ihr im Rezess von 1700 vorgesehenes Prüfungsrecht im neuen Vergleich nicht mehr 
enthalten war, was aber zu erwarten war. 

Für die Reichsstadt waren klare Regelungen in einer Situation des Zerfalls buchstäblich 
existenznotwendig. Dies zeigt die Rechnung über die Schatzungen, welche die Stadt vom 
1.5.1706 bis zum 30.4.1707 bei Bürgern und Untertanen einzog. 48 Die Außenstände, wel¬ 
che die Kasse hatte, betrugen 45 676 fl. Zinszahlungen wegen alter Schulden, aufgenommen 
zur Aufbringung der Schatzungen, wurden in Höhe von 1 454 fl geleistet. Bei einem durch¬ 
schnittlichen Zinssatz von 4 % entspricht dies Schulden von 36350 fl, was zeigt, dass auch in 
diesem Jahr nicht alle Darlehen verzinst werden konnten. 

5 - Der Rezess vom 16. April 1723 

Trotz dieser Lage der Stadt wurde auch der Rezess von 1706 von Kaiser Josef 1. nicht kon¬ 
firmiert. Die Bauern reute ihre Zustimmung, welche ohnehin viele von ihnen versagt hatten, 
bald und der Rat tat wenig, um die Bedenken der Untertanen auszuräumen. Nun bekannte 
sich jede der beiden Parteien zu dem Rezess, der ihr mehr Vorteile bot: die Untertanen bevor¬ 
zugten den Rezess von 1700, der Rat den von 1706. So zeigte sich, dass zwar Institutionen 
wie die kaiserliche Regierung, aber auch bischöfliche Ordinariate und die herzogliche Regie¬ 
rung in Stuttgart sich der örtlichen Probleme rasch annahmen, die örtliche Ebene aber sich 
außerordentlich viel Zeit ließ, ehe sie den nächsten Schritt tat. Bei den Bauern war Grund 
hierfür, dass sie sehr schlecht organisiert waren, beim Rat spielten erkennbar taktische Über¬ 
legungen eine Rolle. Der Verlauf der Gmünder Geschichte des 18. Jahrhunderts wurde aber 
hierdurch sehr unglücklich beeinflusst. 

Die Substanz der Schriftsätze von Rat und Bauern in den folgenden Jahren ist rasch ge¬ 
schildert: Die Bauern verwiesen darauf, dass schon der Elchinger Rezess von 1700 ihnen 
bescheinigt hatte, zuviel Schatzungen bezahlt zu haben. Sie müssten sich daher nicht an den 
Altschulden der Stadt beteiligen. Dies sei Sache der Bürger. Dass die Kommission von 1706 
anderer Meinung gewesen war, erwähnten sie nicht. Im weiteren brachten die Bauern alle 
„Gravamina“ vor, die durch den Rezess von 1706 eigentlich erledigt schienen. Dabei wurden 
sie dadurch bestätigt, dass der Rat in seinem bisherigen Verhalten fortgefahren war. So wurde 
der Lindenhotbauer Gregori Krieg, der inzwischen den Ruf des Hauptrebellen hatte, elf Tage 
vom Rat eingekerkert. 49 Der Rat forderte und erzwang auch ungeachtet der von den Bauern 
behaupteten „pfäflichen Freyheit“ bis zu 15 Fronen im Jahr von den Untertanen. Die Bauern 
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schlossen daraus - nicht zu Unrecht - dass der Rat Rezesse nur anerkenne, wo sie ihm nütz¬ 
lich seien und beantragten, eine neue Kommission unter Vorsitz des Ellwanger Fürstpropstes, 
des Elchinger Abts oder des Kemptener Fürstabtes zu bilden. 

Die Stadt wies ihrerseits alle Vorwürfe pauschal zurück oder ging auf sie nicht ein. Sie legte 
im September 1721 50 eine Aufstellung vor, aus der sich die jährlichen ungefähren Ausgaben 
der Stadt für Kaiser und Reich in Friedenszeiten ergaben. Diese waren seit der Einführung 
des stehenden Kreiskorps durch den Schwäbischen Kreis im Jahre 1714 noch höher gewor¬ 
den. Diese Aufstellung zeigt, dass sich die Ausgaben der Stadt für Militär, Reichskammerge¬ 
richt, Reichssteuer, Besuch der Kreistage und Prozesskosten auf 10320 fl im Jahr beliefen. 
Hinzu kam der jährliche Schuldendienst für frühere über Kredite finanzierte Schatzungen. Er 
wurde bei Schulden von insgesamt 371 839 fl auf 15 122 fi im Jahr veranschlagt, was sicher 
für einen ordnungsgemäßen Schuldendienst noch bei weitem zu wenig war. Demgegenüber 
erbrachte eine einfache Schatzung bei den Untertanen 1 234 fl und bei den Bürgern 522 fl. 
Die Stadt rechnete nun vor, dass dieses „Simplum“ von zusammen 1 756 fl „wegen der ganz 
erschöpften Bürger- und Bauernschaft“ allenfalls zwölf Mal im Jahr erhoben werden könne. 
Das erbringe 21 078 fl bei Ausgaben von 25443 fl. 

Die Stadt zog daraus den Schluss, dass es unvermeidlich sei, wenn es so weitergehe, dass 
am Ende „der völlige Umsturz“ stehe und die Stadt zu einem „untüchtigen Reichs- und 
Kreisstand“ werde.' 1 


Die kaiserliche Regierung hatte auf die Entwicklung zunächst mit Reskripten von 1712 
und 1713 S - reagiert und versucht, die Parteien wieder zu zweiseitigen Gesprächen zu bringen. 
Als dies erfolglos war, lehnte sie eine neue Kommission ab und beließ den Auftrag bei den 
Konstanzer und Württemberger Delegierten, die neue Unterlagen bei der Stadt anforderten. 

Schließlich erging 1722 ein neues kaiserliches Reskript. 53 mit welchem auch die Streitig¬ 
keiten bereits zum großen Teil entschieden wurden. Die kaiserliche Verwaltung bestätigte 
darin zunächst im Grundsatz den Rezess von 1706. allerdings mit folgenden Ausnahmen: 
Untertanen, die weder dem Kloster Gotteszell, noch den Gmünder Dörfern Bargau und Wei¬ 
ler zugehörig waren, sollten in Zukunft „ausschließlich zu gemeiner Stadt Nutzen“ 2 Tage 
im Jahr Frondienst leisten, ln einem Jahr nicht benötigte Fronen durften in den folgenden 
Jahren nicht nachgeholt werden und waren vom Untertan auch nicht zu vergüten. Auf das 
landwirtschaftliche Geschäft der Bauern war Rücksicht zu nehmen. Diese Regelung wur¬ 
de ausdrücklich als eine Interims-Regelung bezeichnet. Zu verschieden waren offenbar die 
beiden Standpunkte von der „pfäflichen Freyheit“ der Güter einerseits und der erwiesenen 
Tatsache andererseits, dass dennoch Fronen lange Jahre geleistet worden waren. 

Gotteszellischc Hintersassen waren nicht zu Frondiensten verpflichtet, die von Bargau und 
Weiler dagegen nach wie vor zu ungemessenen. Der Rat wurde bei letzteren aber ausdrück¬ 
lich zu einer maßvollen Handhabung aufgefordert. 

In Ziffer 22 des Reskripts wurde festgestellt, dass bei vier so kleinen Ämtern und bei so 
geringen Befugnissen ein Vogl für alle vier Ämter völlig ausreichend sei. Es wurde weiter an¬ 
geordnet, dass im Sinne einer gewissen Kompensation wieder die „vor alters gewöhnlichen“ 
Dorfschultheißen einzuführen seien. Gemeinsam mit diesen sollte sich der verbleibende Vogt 
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künftig vor allem in Kriegszeiten der Untertanen annehmen. Strikt untersagt wurden ihm 
Grundstückskäufe im Territorium und das Betreiben einer Wirtschaft auf dem Land. 

Bei den Schatzungen forderte die kaiserliche Regierung noch weitere Unterlagen vor ei¬ 
ner zusammenfassenden Entscheidung an. Diese Entscheidung wurde am 16. April 1723 im 
Königsbronner Hof den Bauern des Gmünder Territoriums als „Original-Rezess“ zwischen 
„Stattmagistrat und Landsunterthanen“ verlesen. Auch bei den Schatzungen bestätigte der 
Kaiser den Rezess von 1706. Die Untertanen mussten auch in Zukunft zwei Drittel der je¬ 
weils erhobenen Schätzungssumme tragen. Dies galt auch für Tilgung und Zinsen der Alt¬ 
schulden. mit denen frühere Schatzungen finanziert worden waren. 

Mit dem Rezess von 1723 waren Streitigkeiten abgeschlossen worden, die ein Viertel¬ 
jahrhundert gedauert hatten und die man eigentlich schon 1706 hätte abschließen können. 
Beide Teile hatten so viel Zeit und Geld umsonst aufgebracht. Dennoch war ein Hauptpunkt, 
nämlich die Fronen, nur vorläufig geregelt worden. Bei den Schatzungen war nun auch bei 
den Altschulden eine klare Regelung getroffen und die Untertanen hatten hier nun gewisse 
Kontrollrechte gegenüber dem Rat. Es fehlte aber an einer anerkannten Vertretung der Unter¬ 
tanen und so blieb auch offen, wer diese Kontrollrechte gegebenenfalls ausüben würde. 

So setzte der Rezess, sollte er Wirkung entfalten, voraus, dass beide Teile ihn nach Buch¬ 
staben und Geist einhielten. 

6 - Weitere Streitigkeiten von 1740 bis 1750 

Doch zeigte sich sehr bald, dass es daran fehlte. Bereits 1726 54 hielt Kaiser Karl VI. nach 
einer Beschwerde der Bauern die Stadt an, die Untertanen ihre Beschwerde nicht entgelten 
zu lassen und sich außerdem peinlichst genau an den Rezess von 1723 zu halten. 

Ungeachtet dessen gab der Rat weiterhin den Untertanen keine Rechenschaft über die 
Verwendung der Schatzungen und beachtete auch nicht die Vereinbarung des Rezesses, dass 
künftig nur noch ein Vogt im Territorium einzusetzen sei. Schließlich, um das Jahr 1740, 
griffen die Untertanen wieder zum Mittel der Beschwerde an den Reichshofrat. Sie baten den 
Vogt der Ämter Bargau und Iggingen. Dominikus Hummel, der zugleich auch öffentlicher 
Notar war, ihre Beschwerde zu formulieren. 

Hummel tat dies unter Berufung darauf, bei seiner Amtseinsetzung auf die Einhaltung des 
Rezesses von 1723 vereidigt worden zu sein. Dieser schrieb ja vor, dass der Vogt den Unter¬ 
tanen zur Hand gehen und behilflich sein solle. 

Die Beschwerde der Untertanen fiel in eine ungünstige Zeit. Im Oktober 1740 war Karl 
VI. gestorben. Erst im Januar 1742 trat der Wittelsbacher Kurfürst als Karl VII. seine Nach¬ 
folge an, doch war er ein Kaiser ohne Residenz und meist auch ohne Land. Wenn es daher 
von der Beschwerde in den vorliegenden Quellen heißt, sie sei „supprimiert“ worden, so 
mag dies in dieser Zeit seine Ursache haben und sie zwischen Wien und dem neuen Kaiser 
verloren gegangen sein. Gesichert ist in der Folge aber, dass sich im Spätherbst 1742 55 die 
Untertanen Christoph Holtz und Leonhard Mangold für die Dörfer Bargau und Weiler i.d.B. 
schriftlich wegen der Fronen beschwerten. Sie sagten, sie seien dazu nach dem geltenden 
Recht überhaupt nicht verpflichtet. Sie hätten daher von der Stadt Gmünd für die letzten 20 
Jahre, in denen sie umsonst Holz gemacht und gefahren hätten, einen Holzmacherlohn von 
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8652 Reichstalern zu beanspruchen. 56 Zugleich beschwerten sich alle Untertanen wegen des 
Verfahrens bei den Schatzungen. 

Der Rat erließ darauf im Dezember 1742 57 unter Exekutionsandrohung die Anordnung, 
innerhalb von 30 Tagen alle alten Steuern zu bezahlen. Angesichts der Tatsache, dass am 30. 
April 1742 ausweislich der Rechnung der Kontributionskasse 58 die Schatzungsrückstände 
der Untertanen bereits 59673 fl betragen hatten, war diese Anordnung freilich kaum ernst zu 
nehmen. So baten denn auch verschiedene Untertanen, unter ihnen Holtz und Mangold, am 4. 
Januar des neuen Jahres den Rat mündlich unter Hinweis auf die Rezesse von 1706 und 1723, 
ihnen die dort vorgeschriebenen Auskünfte zu erteilen und bis dahin von einer Exekution 
abzusehen. Die Zeiten seien ohnehin elendsvoll. Der Rat ließ daraufhin die Vorsprechenden 
verhaften und in der Schmalzgrube ein kerkern. 54 

Dies war ohne Zweifel ein glatter Rechtsbruch und Verstoß gegen die Rezesse, was der 
Anwalt der Untertanen mit einer Beschwerde an den Kaiser und der Bitte um sofortige Frei¬ 
lassung der Inhaftierten beantwortete. 60 Joanelli wies darauf hin, dass seit 1722 der Verwen¬ 
dungszweck der erhobenen Schatzungen 61 vom Rat nicht offengelegt worden sei. Daher be¬ 
stehe auch kein Zahlungsverzug. Joanelli bestritt auch, 62 dass die Untertanen in Bargau und 
Weiler verpflichtet seien, Fronen zu leisten. 

Die kaiserliche Regierung entsprach noch im Januar 1743 dem Brief Joanellis, 65 ordnete 
die sofortige Freilassung der Inhaftierten an und wies die Stadt auf die Strafandrohungen der 
Rezesse für den Fall ihrer Verletzung hin. 

Die Stadt wandte sich nun ihrerseits an den Konstanzer Bischof Damian Hugo und Herzog 
Karl Friedrich, den Administrator des Herzogtums Württemberg und bat diese als kreisaus- 
schreibende Fürsten um ihre Unterstützung. Bürgermeister und Rat schrieben, 61 ihre „pro¬ 
zessfreudigen Untertanen“ würden die obrigkeitlichen Gebote nicht nur schlechterdings 
verachten, sondern seien auch gemeinsam entschlossen, zu rückständigen und lautenden 
Steuern und Schatzungen, jedenfalls während des Prozesses nicht mehr das Geringste zu 
leisten. Komme es wirklich soweit, sei die Stadt gegenüber Reich und Kreis „blatterdings“ 
zahlungsunfähig. Sie habe auch keine Exekutivmittel, den „halsstörrigen Landmann“ zur 
„Raison“ zu bringen und bitte daher, das in Heilbronn stehende Gmünder Kreiskontingent 
sofort nach Gmünd zu schicken, damit man „die Flamme des Aufruhrs“ ersticken könne. Der 
Brief schloss mit „untertänigstem Anflehen“. 

Schon wenige Wochen später, im Mai, 65 wandten sich die kreisausschreibenden Fürsten 
an den Kaiser und unterstützten den Gmünder Standpunkt. Sie betonten zwar, die kaiserliche 
Justiz sehr zu achten, meinten aber, der bloße Hinweis auf die Einhaltung der Rezesse genüge 
im Fall der Stadt Gmünd nicht, man müsse der „guten Reichsstadt“ auch an die Hand gehen. 
In der Sache selbst verwiesen der Herzog und der Bischof darauf, dass dem Reichshofrat 
von Joanelli ein falscher Sachverhalt vorgetragen worden sei. Fronen in Bargau und Weiler 
würden zu Recht gefordert. Der Rat sei auch bereit, den Untertanen oder ihren geistlichen 
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Grundherrschaften „stündlich“ klarzulegen, dass der Verwendungszweck der seither erhobe¬ 
nen Schatzungen den Rezessen entspreche. Die Fürsten vertraten die Auffassung, dass die 
Schatzungen immer zur Bestreitung der Reichs-, Kreis- und Kriegslasten verwandt worden 
seien. Die Gmünder Untertanen aber seien von derart unruhigem Geist, dass nun seit 1690 
schon die vierte kostspielige kaiserliche Kommission eingesetzt worden sei. Dabei gehe es 
immer um das Gleiche: die Steuern, die Fronen und die Einquartierungskosten. Da nehme es 
nicht wunder, dass der Stadt Schuldenlast übergroß sei und die Umlagen zu ihrer Tilgung so 
hoch anzusetzen seien. 

Herzog und Bischof schrieben warnend, der Ruin der meisten Reichsstädte rühre vor allem 
daher, dass den zu Unruhe ohnehin geneigten Untertanen der Weg zu kostspieligen Prozessen 
leicht geöffnet werde. Das mehre die Unruhen, mindere den Respekt vor der Obrigkeit und 
führe dazu, dass die Beilegung der Streitigkeiten nur mit großen Kosten möglich sei. Das 
wiederum mache allenthalben Exekutionen des Kreises nötig, um die Abgaben zu erzwingen. 
In Gmünd sei es schon so weit gekommen, dass die unruhige Bauernschaft die kaiserlichen 
Reskripte so verstehe, dass sie gar nichts mehr bezahlen wolle. Der Kreis sehe sich daher 
„bemüßigt“ , der Stadt zur Eintreibung der Schatzungen „an die Hand zu gehen“. Der Kaiser 
möge die unruhigen Kläger zur Zahlung anweisen. 

Die kreisausschreibenden Fürsten hatten in ihrem Brief zu Recht geschrieben, dass die 
Behauptung der Untertanen zu Bargau und Weiler, nicht zu Fronen verpflichtet zu sein, ein¬ 
fach falsch war. Auch ihre weiteren Ausführungen mochten für den Adressaten aus damaliger 
Sicht immerhin bedenkenswert sein, zumal es in einer Zeit des Wechsels an der Spitze des 
Reiches und der Unsicherheit über die kaiserliche Residenz gut möglich war, dass der kai¬ 
serlichen Regierung zuverlässige Informationen fehlten. Der weitere Verlauf der Auseinan¬ 
dersetzung zwischen Rat und Untertanen ergibt sich aus den vorliegenden Quellen nicht mit 
absoluter Sicherheit, was auch mit dem erneuten Wechsel an der Spitze des Reiches im Jahre 

1745 Zusammenhängen mag. Festzustellen ist aber, dass die Untertanen auch in den folgen¬ 
den Jahren die Schatzungen bezahlten. Die Stadtrechnungen 66 weisen aus. dass von 1742 bis 

1746 insgesamt 65 963 fl von den Untertanen bezahlt wurden, mit 4 890 fl allerdings auffällig 
wenig im Haushaltsjahr vom 1.5.1743 bis 30.4.1744. 

Im übrigen erscheint auch gesichert, dass im August 1745, 67 also in der Zeit des Reichsvi¬ 
kariates, erneut eine kaiserliche Kommission eingesetzt wurde, getragen wiederum vom Her¬ 
zog von Württemberg und dem Bischof von Konstanz. Diese hatte sich auch mit dem Streit 
zwischen dem Bargauer und Igginger Amtsvogt Hummel und der Stadt zu befassen, einem 
Streit, der nicht nur die Lösung der bäuerlichen Konflikte erheblich erschwerte, sondern sich 
auch zwischen 1740 und 1750 zu einem Kriminalfall entwickelte. 

7 - Der Streit zwischen der Stadt und dem Gmünder Amtsvogt Hummel 

Hummel, seit 1728 Vogt der Stadt 68 hatte bekanntlich die erste - verlorengegangene - Be¬ 
schwerde der Bauern gegen die Stadt unter Berufung auf seinen Amtseid formuliert. Aus der 
Sicht des Rates war eine solche Hilfeleistung freilich völlig überflüssig und so ließ er Hüm¬ 
mels Amtswohnung in dessen Abwesenheit durchsuchen und alles ihm wichtig Erscheinende 
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nebst 600 fl Bargeld in die Stadt schaffen. 69 Hummel selber wurde zwei Tage später in der 
„Güldenen Traube“ in Dillingen von dem Gmünder Stättmeister Geiger und sechs Gmünder 
Grenadieren aus dem Bett geholt, verhaftet und in der Frühe nach Gmünd geschafft. 70 Dort 
blieb er dreizehn Wochen in Haft und wurde dann auf Grund eines ihm verhältnismäßig 
günstigen Gutachtens der Universität Würzburg auf freien Fuß gesetzt, aber aus seinem Amt 
entlassen. 

Hummel war mit den Gmünder Familien, die seit Jahren in der Stadt den Ton angaben, 
verschwägert und mit dem Elchinger Abt Meinrad Hummel, der 1699 mit der Leitung der 
Elchinger Kommission beauftragt worden war, verwandt. Er war daher mit den Gmünder 
Verhältnissen bestens vertraut und wusste diese Kenntnisse zu nutzen, als er in den folgenden 
Jahren gegen seine Amtsenthebung vorging. Er verband dies mit einem umfassenden Angriff 
gegen die Verwaltungspraxis des Gmünder Rates und kritisierte insbesondere die Verwaltung 
der frommen Stiftungen und den Nepotismus bei der Vergabe von Ratsämtern, der freilich 
auch ihm ursprünglich zugute gekommen war. Damit war Hummel zunächst erfolgreich, 
denn die im August 1745 eingesetzte kaiserliche Kommission ordnete im August 1746 71 vor 
Rat, Vierleuten und Dorfschultheißen an, dass Hummel vorbehaltlich der kaiserlichen Bestä¬ 
tigung vorläufig in sein Amt als Vogt wieder eingesetzt werde. Dessen ungeachtet tat der Rat 
alles, um Hummel eine Amtsführung zu erschweren und reichte ihm auch seine Besoldung 
nicht. Nach einigem Hin und Her und massiven Vorwürfen der Stadt gegen Hummel, bei de¬ 
nen die eines „Säufers und Verleumders“ noch die geringsten waren, wurde im Januar 1747 
der Kommission durch kaiserliches Reskript aufgetragen, die Angelegenheit erneut zu unter¬ 
suchen. 72 Die Sache veränderte sich nun zum Kriminalfall und endete mit der Feststellung 
der Nümbergischen Universität zu Altdorf im Jahre 1750, Hummel habe unter Ausnutzung 
seiner Funktion als Notar entscheidungserhebliche Schriftstücke gefälscht und so seine Wie¬ 
dereinsetzung als Vogt im Jahr 1746 herbeigeführt. Er sei deshalb seines Amtes zu entheben, 
an den öffentlichen Pranger zu stellen und auf „ewig“ des Landes zu verweisen. 73 

8 - Die Befragung der Untertanen im Herbst 1751 

Die vorhandenen Quellen geben keinen Aufschluss darüber, wie es parallel zum Strafpro¬ 
zess Hummel nach 1745 zunächst weiterging. Im Jahre 1750 wurde jedoch eine kaiserliche 
Kommission beauftragt, vermutlich die des Jahres 1745, den Streit beizulegen. 74 Gleichzeitig 
wurde durch kaiserlichen Erlass eine Befragung aller Bürger und Untertanen der Stadt ange¬ 
ordnet, denn auch zwischen Bürgern und Stadt waren inzwischen erneut Konflikte aufgebro¬ 
chen. Es erschienen denn auch am 27. September 1751 bei Notar Joseph Anton Bergmann in 
dessen Amtslokal in der Priestergasse in Ellwangen die gmündischen Untertanen Melchior 
Pflüger aus Iggingen und Anton Holl von Unterböbingen, sowie die Gmünder Bürger Jakob 
Bulling und Johannes Debler als Abgeordnete sämtlicher Gmünder Zünfte. 75 Sie legten eine 
Vollmacht der Gmünder Bürger und Untertanen vor, woraus sich auch der Auftrag der kaiser¬ 
lichen Regierung zur Befragung der Untertanen und Bürger ergab. Bergmann, der zugleich 
Registrator des Ellwanger Stiftskapitels war, kam denn auch nach Gmünd und hörte vom 1 I. 
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Oktober bis zum 15. November 1751 in der Stadt und auf dem Land rund 900 Untertanen 
und ebenso viele Bürger an. 76 Bei den Bauern gab es erneut Beschwerden wegen der zu 
hohen Schatzungen, der Fronen und der Quartierlasten. Die Fronen waren in Bargau und 
Weiler in den Bergen, wo die Untertanen am meisten Dienste leisten mussten, ein besonderer 
Gegenstand der Klagen. Beanstandet wurde wieder, dass die Rezesse nicht eingehalten und 
seit 1722 der Verwendungszweck der Schatzungen nicht offengelegt worden sei. Die Hin¬ 
tersassen kritisierten, dass die Abgaben zu hoch seien und die Weitergabe des Hofes an die 
Kinder behindert werde. Ältere Untertanen beschwerten sich darüber, dass sie seit Übergabe 
des Hofes neuerdings Schutzgeld an die Stadt zahlen müssten. 

Bei der Befragung beschwerten sich nicht alle Untertanen, aber ein überwiegender Teil 
von ihnen. Einzelne waren zurückhaltend, manche sagten, sie seien zu jung, um alles beurtei¬ 
len zu können und manche sagten ohne weiteres, sie würden das Ganze nicht verstehen. 

Ende November 1751 wählten die Bauern Hans Jörg Stegmayer aus Reichenbach und Le¬ 
onhard Mangold von Weiler in den Bergen als Syndici in der Klagsache beim Reichshofrat. 77 
Die Zahl der klagführenden Untertanen ergibt sich aus einem Verzeichnis von 1752, das fin¬ 
den Reichshofrat aufgenommen worden war. Danach bezeichneten sich 682 Untertanen aus 
den vier Ämtern als klagführend oder impetrantisch. 78 Das waren über 60 % aller Unterta¬ 
nen. 

Nachdem der Reichshofrat nun die Namen der Kläger kannte, gab der Rat im Juli 1752 79 
den Untertanen im Rathaus eine kaiserliche Anordnung bekannt, dass zur weiteren Behand¬ 
lung ihrer Beschwerde fünf Syndici gewählt werden sollten. 

Ausdrücklich gestattete der Reichshofrat dabei den Syndici die klagführenden Bauern 
auch gegen den Willen des Rats zusammenzurufen. Das Verbot der heimlichen „conventicu- 
la“ , das in den Dortordnungen normiert war und bei früheren Streitigkeiten vom Rat gerne 
ins Feld geführt wurde, war für das Klagverfahren damit außer Kraft gesetzt. Die Wahlan¬ 
ordnung der Wiener Regierung deutet im übrigen darauf hin, dass die Untertanen mit ihrer 
Angabe, klagtührend zu sein, zugleich auch den Prozessführungsverband, das sog. Syndikat 
gebildet hatten. Die Bildung des Syndikats war in der Mitte des 18. Jahrhunderts eine Voraus¬ 
setzung zur weiteren Behandlung der Klage beim Reichshofrat. Diese Vorgehensweise des 
Reichshofrats hatte den unbestreitbaren Vorteil einer Systematisierung und damit auch Ver¬ 
einfachung des Verfahrens. Die Syndici, nicht notwendig Männer mit juristischer Vorbildung, 
hatten die Aufgabe, das Syndikat vor dem Reichshofrat zu vertreten. Doch kam es wegen der 
anstehenden Ernte erst später zur Wahl der Syndici. 

Weitere Gespräche in Wien und Schwäbisch Gmünd folgten und es kam auch zu einer 
Annäherung der Standpunkte, 80 doch scheint es den vorliegenden Quellen nach zu keinem 
weiteren Rezess gekommen zu sein. 

9 - Der Konflikt der Jahre 1774 - 1792 

Die Jahre 1774-1792 sind erneut von erheblichen Konflikten zwischen den Untertanen und 
der Stadt gekennzeichnet. Diese sind in neuerer Zeit bereits eingehend dargestellt worden, 81 

76 cbd. 

77 ebd. 

78 Stadtarchiv Schwäbisch Gmünd, Fach 22, Nr.4 

79 24.7., aaO 

80 Moser. Reichs-Stättische Regimentsverfassung, aaO, S. 428 f. 

81 s. Hans Jürgen Jüngling. Reichsstädtische Herrschaft und bäuerlicher Protest, Veröffentlichungen des Stadtar¬ 
chivs, Nr. 6, Schwäbisch Gmünd 1989 




so dass es hier bei einer knappen Zusammenfassung bewenden kann. Erneut waren die Höhe 
der Schatzungen und die wiederum nicht erfolgte Offenlegung des Verwendungszwecks 
ein Hauptgegenstand der Beschwerden. Weitere wichtige Punkte w'aren, dass nach wie vor 
die Allmenden vom Rat durch Parzellierung und Verkauf verkleinert wurden. Schließlich 
wünschten die Bauern, dass Güterwert und Bestandsgeld im Vertrag zwischen Grundherrn 
und Hintersassen sich an der Höhe der Schatzung orientiere. Sehr rasch bildeten die Unterta¬ 
nen aus der Erfahrung der Jahre 1750 ff. heraus ein Prozesssyndikat. Sehr rasch kam es auch 
zu denselben Verfahren wie seit über 80 Jahren: 1779 wurde eine kaiserliche Kommission der 
kreisausschreibenden Fürsten Württemberg und Konstanz gebildet und im Juni 1780 erschie¬ 
nen die Kommissare Rieger und Rorschach aus Stuttgart und Meersburg in Gmünd. 82 Einem 
sehr umfassenden Einblick der Bauern in die städtischen Akten und weiteren eingehenden 
Besprechungen folgte am 22. August 1780 die Bekanntgabe eines Rezesses. 82 Der Rezess 
erteilte der Stadt ausführlichste und genaueste Anweisungen für ihr künftiges Steuer- und 
Rechnungswesen. Die Kommission bescheinigte dem Rat, dass er es seit vielen Jahren an ei¬ 
ner sorgfältigen Rechnungsprüfung, an einer Revision und Abhör dei Rechnungen habe lch- 
len lassen. Die Amtsführung der Kassiere wurde beanstandet. Der Rat wurde aufgefordert, 
Steuerrückstände mit einem vernünftigen Tilgungsplan beizutreiben und Steuernachlässe nur 
zu sewähren, wenn es auch einen triftigen Grund dalüi gebe. Die Kommissaie bemerkten, 
Gülten und andere Abgaben müsse man jährlich eintreiben und dürfe sie nicht dem Hofnach¬ 
folger aufhalsen. 

Die Kommission vertrat die Auffassung, dass die Schatzungszahl ermäßigt werden könne, 
wenn man ihre Ratschläge befolge. 

In Punkt 29 des Rezesses sprach die Kommission von einer „unaufhörlichen Behelligung 
der höchsten Reichsgerichte“ durch die Gmünder Querelen. 

Der Rezess entsprach dem Wunsch der Untertanen, Schatzungshöhe. Gutswert und Be¬ 
standsgeld in eine feste Relation zu bringen: Künftig sollte unter Zugrundelegung des Steu¬ 
erfußes von 1706 84 auf 1 fl einer doppelten Schatzung ein Gutswert von jeweils 450 fl ange¬ 
nommen werden. Das Bestandsgeld sollte 10 % des Gutswerts betragen, wenn das Gut auf 
„einen Leib“ bestanden wurde und 20 %, wenn es auf „zwei Leiber“ bestanden wurde. Das 
Beispiel unseres Fallguts vom Anfang des Kapitels mag dieses neue Verfahren illustrieren: 
Valentin Stegmayer musste für sein Fallgut 1 11 58 x bei einer doppelten Schatzung bezahlen. 
Davon ausgehend betrug der Gutswert 885 fl und das Bestandsgeld 20 % hiervon, weil Va¬ 
lentin Stegmayer das Gut für den Sohn und die Hochzeiterin bestand. Entsprechend bezahlte 
er 177 II Bestandsgeld. 

Der Rezess von 1780 hatte für die Bauern insofern einen Erfolg gebracht, als er ihre Ein¬ 
sichtsrechte bestätigte, ja ausdehnte, denn es waren ihnen nun auch beglaubigte Abschriften 
der Verbindlichkeiten der Kontributionskasse auszuhändigen. 85 Auch ließ die angekündigte 
Kontrolle neuer Rechnungen durch die Kommission erhoffen, dass es zu der für möglich 
gehaltenen Reduzierung der Schatzungen kommen würde. Die Festschreibung von Gutswert 
und Bestandsgeld anhand der Schatzungsverbindlichkeit des jeweiligen Hofes war schließ¬ 
lich dazu angetan, Klarheit für künftige Verleihungen zu schaffen und missbräuchliche Ein¬ 
zelfallentscheidungen für die Zukunft zu vermeiden. 


82 Jüngling, aaO, S. 54 

83 Kopie Stadtarchiv Schwäbisch Gmünd 

84 von der damaligen kaiserlichen Kommission ins Werk gesetzt! 

85 Jüngling, aaO. S. 59 
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Für den Rat war es an sich ein Segen, dass die Kommission ihm energisch nahe legte, 
Schatzungen und andere Verbindlichkeiten in Zukunft korrekt beizutreiben. Andererseits war 
der Rezess im übrigen Ausdruck einer sehr negativen Meinung von der städtischen Verwal¬ 
tung. 


10 - Die letzten Jahre 


„Heil dem Fürsten , der uns 
künftig regieren wird“ 86 

Diese negative Meinung wurde indirekt dadurch bestätigt, dass der Rezess von 1780 seine 
Wirkung nie in vollem Umfang entfaltete. Ein Vergleich von 1792 schloß die Angelegen¬ 
heit nur unvollkommen ab. Der Streit über die Fronen in Bargau und Weiler in den Bergen 
überdauerte die Mediatisierung. Erst am 10. Juni 1805 kam es zu einem Vergleich zwischen 
der Stadt Gmünd und den nunmehr eigenständigen „Communen“ Bargau, Buch und Weiler 
nebst den umliegenden Höfen. 8 Darin wurden die ehemals „ungemessenen“ Fronfuhren, 
die letztmals 1791 auf 389 pro Jahr festgelegt worden waren, auf nunmehr 200 pro Jahr 
festgeschrieben. Ausdrücklich wurde vereinbart, dass diese vom Albuch, also über eine sehr 
weite Strecke, zu leisten seien. Für die etwa 50 Betroffenen bedeutete das immer noch 200 
unentgeltliche Arbeitstage im Jahr. 

Im Jahr 1794 schließlich kam es zu ernsthaften handgreiflichen Auseinandersetzungen. 
Anlass war eine Erhöhung des Korps des Schwäbischen Kreises um 4000 Mann. Da dieser 
Bedarf durch Anwerbung allein offenbar nicht gedeckt werden konnte, wollte die Stadt auch 
im Gmünder Territorium Truppen ausheben. Dieser Ansatz einer Wehrpflicht berührte ver¬ 
ständlicherweise die ohnehin geplagten Bauern besonders. 88 Es kam in Bettringen zu Aus¬ 
schreitungen der aufgebrachten Untertanen, die schließlich durch die Verlegung von Kreis¬ 
truppen in die Gmünder Dörfer erstickt wurden. 

Am 6. September 1802, drei Wochen vor der militärischen Besitzergreifung der Stadt 
durch Württemberg schrieben die Bevollmächtigten und Abgeordneten der Landesuntertanen 
der Reichsstadt Schwäbisch Gmünd an Herzog Friedrich II. von Württemberg, sie dankten 
Gott dafür, dass sie unter württembergisches Szepter kämen. 89 

11 - Zusammenfassung 

Immer wiederkehrende Streitigkeiten zwischen Rat und Untertanen waren ihrem Gegenstand 
nach für Reichsstädte des 17. und 18. Jahrhunderts nicht untypisch. Schwäbisch Hall, Rott¬ 
weil, Dinkelsbühl oder Mühlhausen in Thüringen sind einige Beispiele dafür. 90 Immer wieder 
wurde die Höhe der Schatzungen, wurden die Frondienste heftig kritisiert. Was in Schwä¬ 
bisch Gmünd darüber hinaus auffällt, ist, dass es mit einem Wort der kreisausschreibenden 
Fürsten aus dem Jahr 1743 91 eigentlich immer um das Gleiche ging und dies über 100 Jahre 
lang, ohne dass man mit der Substanz der Beschwerden sehr vorankam. Das ist zurückzufüh- 


86 Schreiben der Gmündischen Landesuntertanen an Herzog Friedrich 11., 6.9.1802, StAL D 1. Nr. 997 

87 Stadtarchiv Schwäbisch Gmünd. Fach 32, Ordner Bargau 

88 Dangel: Bauernunruhen im ehemaligen Reichsstadtgebiet in Gmünder Heimatblätter, 1961, S. ! 1 ff. und Domi¬ 
nikus Debler, aaO. Bd. V.2, S. 347 

89 wie Schreiben Anm. 86 

90 Moser, Reichs-Stättische Regimentsverfassung, aaO, S. 126 ff. 

91 s.o.. Sehr, an Karl VII. vom 4.5.1743 
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ren auf eine geringe Bereitschaft des Rates, Lehren aus der Vergangenheit zu ziehen und auf 
seine geringe Bereitschaft, sich an die wesentlichen Punkte der Rezesse zu halten. Insbeson¬ 
dere die Rechenschaft über den Verwendungszweck der Schatzungen empfand der Rat als 
arobe Zumutung, was er 1722 in die Worte kleidete, es könne nicht sein, dass die Untertanen 
das „corpus politicum“ der Stadt gleichsam „anatomisieren“ würden. 92 Da ließ er es eher auf 
eine weitere Auseinandersetzung ankommen. Auch die Einstellung des Rats in menschlicher 
Hinsicht verhinderte ein erträgliches Miteinander. Noch 1774 wurde der 60-jährige Bauer 
Christoph Pfister auf Befehl des Rates ausgepeitscht, 93 eine Strafe, die 1758 im Vereinigungs¬ 
rezess gegenüber den Bürgern — auch dies spät genug — abgeschabt worden war. 

Die Untertanen erreichten in 100 Jahren der Auseinandersetzungen eine schmale Kontrolle 
über das Finanzverhalten der städtischen Verwaltung und gewisse Erleichterungen bei den 
Fronen, mehr nicht. Ihre Organisation erschöpfte sich in Prozessführungsverbänden, welche 
mit dem jeweiligen Rezess ihre Aufgabe erfüllt hatten. Zwischen diesen Rezessen nahm ihre 
Rechte nach wie vor niemand für sie wahr, so dass es der Tatkraft und dem Mut einzel¬ 
ner Bauern Vorbehalten blieb, die Untertanen zu einer erneuten gemeinsamen Beschwerde 
zu verbinden. Zu bedenken ist auch, dass die tatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse im 
Gmünder Territorium sehr unterschiedlich waren, was eine engere Kooperation der Bauern 
behinderte. Schließlich ist auch in Erwägung zu ziehen, dass vielen Untertanen ganz einfach 
die Zeit, die Kraft und das Geld fehlte, sich auf lange Auseinandersetzungen mit der Ob¬ 
rigkeit einzulassen. Nach allem erscheint der Begriff der „Partizipation“, für den Zuwachs 
an Rechten, den die Bauern in ihren Auseinandersetzungen mit dem Rat erlangten, zu hoch 
gegriffen. 

Der unglückliche und für die Stadt und ihre Bevölkerung schädliche Verlauf der Streitig¬ 
keiten des 18. Jahrhunderts erwies auch, dass die Einrichtung von Kommissionen durchaus 
ein probates Mittel war, um Konflikte beizulegen. Die Kommissionen hatten aber nicht die 
rechtlichen und tatsächlichen Mittel, dort einzugreifen, wo Vereinbarungen nicht gehalten 
wurden, denn ihr Auftrag endete in der Regel mit dem schriftlichen Abschluss des Vergleichs. 
Die Kommission war keine auf Dauer angelegte Aufsichtsbehörde im heutigen Sinne. Fest¬ 
zustellen bleibt dennoch, dass es ohne die Tätigkeit der Kommissionen in der Stadt Schwä¬ 
bisch Gmünd zu weit härteren Auseinandersetzungen gekommen wäre. 

Im Frühjahr 1802 bereiste der Major von Ribaupierre im Auftrag der bayerischen Regie¬ 
rung Ostwürttemberg, um sich die geistlichen Territorien und Reichsstädte anzusehen, von 
deren baldiger Säkularisierung und Mediatisierung man ausging. Von Gmünd berichtete er: 94 
„Von dem siebenjährigen Kriege (1756-1763) sind noch Schulden vorhanden. Nichts desto 
weniger waren die Abgaben stets so beträchtlich angesetzt, dass in der ganzen benachbarten 
Gegend sich der Landmann glücklich schätzt, kein Gmünder Untertan zu sein. So toll geht 
es zu. dass man auf die Frage, worin die Bedrückungen bestehen, keinen anderen Aufschluss 
erhält als: in allem.“ 


92 StAL B 179. Bü 222, Nr. 79: Rat der Stadt an kaiserliche Kommission 

93 Jüngling, aaO, S. 40 . . 

94 H.H.Hofmann: sollen bayerisch werden. Die politische Erkundung des Majors Ribaupierre durch Pranken und 

Schwaben im Frühjahr 1802, Kallmünz 1954, S. 30 
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Johann Georg Stahl (1668-1740), Öl auf Leinwand , H 85,5 x B 62,5 an, Johann Georg Strobel 
um 1770 

Möglicherweise handelt es sich um den von 1725 bis 1740 amtierenden Bürgermeister, dessen Porträt 
erst viele Jahre nach seinem Tod entstand. Seine Enkelin Maria Cacilia Debler heiratete Joseph F. A. 
Storr (s. Stammtafel S. 109) 
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4. Kapitel - Die Reichsstadt und die Bürger 


„Dann sollen die vornehmen 
Frauen und Witfrauen, dann 
die Gemeinen Jungfrauen 
und Weiher ordentlich und 
andächtig folgen. 


I - Ausgangssituation 

In den Städten des Reiches war Ordnung und Hierarchie gewünscht: im täglichen Leben 
wie beim Kirchgang. Die etwa 900 bis 1300 Bürger, die zwischen 1648 und 1802 in Gmünd 
lebten, waren zu über 90 % in den acht Zünften der Stadt mit ihren insgesamt 69 Gewerben 
organisiert. Nur die Perückenmacher und Grempler oder Trödler gehörten keiner Zunft an. 1 2 3 
In Gmünd gab es die Zunft der Krämer, Tuchmacher, Schmiede. Bäcker. Gerber. Schuhma¬ 
cher, Küfer und Metzger. Die Zunft der Schmiede oder Goldschmiede war deutlich die größte 
Zunft. 1751 hatte sie in ihren 15 Gewerben 350 Mitglieder, davon waren knapp die Hälfte 
Goldschmiede. ’ Von dem Wohlergehen der Goldschmiede hingen daher auch Prosperität und 
sozialer Frieden der Stadt ab. 

Der Gmünder Stiftspropst Franz Xaver Debler, der von 1726 bis 1802 lebte und in allen 
Kreisen der Stadt als Priester, aber auch Angehöriger der alten Gmünder Familien wohlerfah¬ 
ren war, urteilte in seiner Chronik am Ende der Reichsstadtzeit 4 5 über das Gmünder Gewerbe 
und Handwerk so: Es sei mit Paternostern und Rosenkränzen aus Augstein, Achat, Kristall, 
Holzwerk und Alabaster ein starker Handel in ganz Europa getrieben worden. Dagegen hät¬ 
ten die Gewerbe- und Handelsleute allerhand ausländische Gegenware wie Seide, Gewürze, 
Edelsteine, Weine und insbesondere auch die Baumwolle zurückgebracht, womit auch viele 
Frauen sich mit Spinnen und Wirken ernährt hätten. Hinzugekommen sei später insbesondere 
auch der Handel mit Messing-, Silber- und Steinwaren. Debler sagt weiter, dieser verbrei¬ 
tete Handel habe dazu geführt, dass früher die Stadt „eine rechte Schmalzgrube“ zu nennen 
gewesen wäre. Doch hätten die Leute sich das nicht zunutze gemacht, sondern nur für den 
nächsten Tag gesorgt, ein übernächtiges Leben geführt und alles mit Hinauslaufen in um¬ 
liegende Dörfer mit blauen Montagen, Jahrmärkten, Festen. Kleiderpracht, Wohlleben und 
Zeitvertreib verschwendet und leider dem Gotte Bacchus, ja „wollte Gott! nit etwelche auch 
der schändlichen Göttin Venus“ aufgeopfert. 

Dieses herbe Urteil entspricht in vielem altwürttembergischen Meinungen über das Leben 
und Treiben in der Reichsstadt Gmünd. Dominikus Debler urteilt in seiner Chronik um 1800" 
etwas bürgerfreundlicher so, dass es früher noch Wohlstand gab, aber Schmiererei, Vetter¬ 
leswirtschaft, daraus folgend schlechte Administration, Eigennutz und Vernachlässigung der 
Gesetze zum Niedergang der Stadt führten. Die in Gmünd eingesetzte kaiserliche Kommissi¬ 


1 Ratsdekret zur Ordnung beim Opfergehen in der Pfarrkirche um 1700. Jeger. Periphrasia S. 970 ff 

2 die Grempler waren noch 1699 bei der Krämerzunft 

3 Bürgerbefragung Oktober 1751, StAL B 179, Bü 225 

4 aaO.S. 214 

5 aaO. V.2. S. 462 
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on. um ein drittes zeitgenössisches Urteil zu zitieren, schreibt in ihrer „Unterthänigsten Rela¬ 
tion“ vom November 1706 an den württembergisehen Herzog und den Konstanzer Bischof: 6 
Das meiste Einkommen der Bürger bestehe von alten Zeiten her im Strümpfe- und Silber¬ 
handel, weil sich die wenigsten Bürger von ihrem Handwerk allein ernähren könnten. Daher 
würden nicht nur die Goldschmiede, sondern auch andere Handwerker seit unvordenklichen 
Zeiten auf Messen und Jahrmärkten mit Gold und Silber handeln. Goldschmiede gebe es 
derzeit 140. Bei diesem Handel hätten sich alle wohl befunden. Es handle sich beim Angebot 
der Gmünder um solche Waren, die regelmäßig nur in Gmünd hergestellt würden und von 
Goldschmieden an anderen Orten nicht oder nicht so wohlfeil gemacht würden. Man führe 
bei Gelegenheit dieses Handels die einen und anderen Waren ein und bringe „Commercium“ 
zu der Öffentlichkeit und der Privaten bester Unterhaltung in die Stadt. 

Man darf aus diesen Äußerungen, zumal der zeitlich weitaus ältesten Auffassung der kai¬ 
serlichen Kommission folgern, dass in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts Handel und 
Gewerbe in Gmünd zunächst noch in einer Weise betrieben werden konnten, dass Arbeit und 
Verdienst in der Stadt ausreichend vorhanden waren. Um so mehr fragt man sich, welche 
Gründe dann dazu führten, dass es gegen Ende des 17. Jahrhunderts tiefgehende Streitig¬ 
keiten zwischen Bürgern und Rat gab, dass Truppen zur Aufrechterhaltung der Ordnung in 
die Stadt gelegt wurden, dass im weiteren Verlauf mehrere Rezesse nötig waren und dass die 
Bürgerschaft schon bald nach 1700 in weiten Teilen verarmt war und schließlich, dass um 
1800 von 878 Bürgern 245 Almosenempfänger waren. 7 

Für die öffentliche Meinung und den einzelnen Bürger des 18. Jahrhunderts lagen die 
Gründe für diese Entwicklung auf der Hand: Es lag an der fehlerhaften Handhabung der 
Justiz, der Polizei und Ökonomie durch die Bürgermeister und den Rat.* 

II - Die Vorwürfe der Bürger gegen Bürgermeister und Rat 
1 - Justiz 

Die Ratsreform des Jahres 1552 führte nach dem 30-jährigen Krieg allmählich dazu, dass die 
Ratsstellen und Ämter nicht nach dem Grundsatz der größtmöglichen Eignung, sondern dem 
der größtmöglichen Verwandtschaft besetzt wurden. Während der Amtszeit der Bürgermeis¬ 
ter Achilles Stahl, Michael Eisele und Johann Michael Storr 9 wurde das freie Besetzungs¬ 
recht des Rats in einer Weise missbraucht, dass um 1700 alle Inhaber wichtiger Stellen und 
viele Inhaber weniger bedeutender Stellen der städtischen Verwaltung mehr oder weniger 
eng miteinander verwandt waren. Bürgermeister Eisele w'ar mit der Schwester des Oberstätt- 
meisters Twingert verheiratet, welcher wiederum mit Bürgermeister Storr verschwägert war. 
Ein Neffe des Bürgermeisters Storr war Stadtschultheiß, obwohl seine Amtsführung man¬ 
gels Eignung ein Ärgernis war. Die Vögte von Bargau, Iggingen und Spraitbaeh waren mit 
Storr verschwägert und Stättmeister Riss war mit einer Nichte Storrs verheiratet. Der Kanz¬ 
leischreiber war ein Sohn des Oberstättmeisters Tw ingert und der Steuerschreiber ein Bruder 
des Bürgermeisters Stahl. Bei den weiteren Ratsmitgliedern war Gleiches festzustellen: Die 


6 Bericht der Delegierten Widt und Weibe) vom 18.11.1706 über ihre Tätigkeit im Auftrag des Kaisers in Gmünd, 
HStAS A 232, Bü 196 (i.f.: Relation) 

7 s. Dominikus Debler, aaO. V. 2, S. 399 

8 s. auch Schreiben der impetrantischen Bürger vom Dezember 1699 an den Reichshofrat, HStAS A 232. Bü 192. 
Nr. 5 

9 ab 1681. 1682 und 1688 
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Ratsherren Jehlen, Schleicher und der Ratsschreiber Kolb waren Schwäger und Stättmeister 
Rauscher der Schwiegervater der beiden Letztgenannten. 10 

Schon diese unvollständige Aufzählung zeigt, dass sich Verwaltung und Rat zu einem Fa¬ 
milienunternehmen entwickelt hatten. In den Augen der Bevölkerung führte dies zu Recht 
zu der Auffassung, dass die Angelegenheiten der Stadt nicht mehr im Rat. sondern in den 
wenigen Familien entschieden wurde, die im Rat vertreten waren." Dem Bürgermeister Storr 
wurde denn auch vorgeworfen, dass er den Rat nur noch alle vier Wochen einberufe, was 
er mit der Bemerkung quittierte, wenn keine „Materie“ da sei, könne man auch nicht Rat 
halten. 12 

Es kam hinzu, dass dem Rat vorgeworfen wurde, Archiv, Protokoll und Kanzlei schlam¬ 
pig zu führen und die Autonomie der Zünfte dadurch auszuhöhlen, dass der Rat bei der 
Besetzung der Achtmeisterstellen das Votum der Zünfte ignorierte und Männer seiner Wahl 
zum Achtmeister berief. Dieser Einschätzung entsprach die Bemerkung des Ratskonsulenten 
Johann Eustachius Jeger, dass die Gerichte auf dem Land seit Jahren nicht mehr regelmäßig 
gehalten würden 13 und dass man täglich, ja stündlich von unfleißigen städtischen Bedienste¬ 
ten erfahre. Jammern helfe da nichts. Man müsse sic abstrafen oder entlassen. 14 

2 - Polizei und Ökonomie 

Hier kritisierten die Bürger vor allem, dass die personellen und finanziellen Ressourcen des 
Hospitals und von St. Katharina von den fünf Geheimen für eigene Zwecke missbraucht 
würden. Dies warfen sie ihnen auch hinsichtlich der Stadtarbeiter vor. Die Bürger hielten die 
Zahl der Vögte für übertrieben hoch. Sie beanstandeten, das Steuersystem sei ungerecht, weil 
es die Ärmsten benachteilige und die Reichen begünstige. Überdies veranlage der Rat immer 
wieder unter Missachtung des Steuereids nach seinem Gutdünken die Bürger höher, als dies 
der Steuerpflichtige in seiner Erklärung tue. 

Schließlich wurde das persönliche Verhalten des Rats beanstandet. Er sei herablassend 
gegenüber dem Bürger und wolle der „absolute Herr“ sein. Entsprechend halte er sich nicht 
an Gebote, die er gegenüber den Bürgern erlassen habe. Die Ratsmitglieder aber seien Bürger 
wie alle anderen. 

Kritikpunkte waren schließlich der Dillinger Rezess von 1690. die extensive Schafhaltung 
der Geheimen, die zu einer Verteuerung der Grundstückspreise führe und die Höhe der städ¬ 
tischen Schulden. 

III - Die Beschwerde der Goldschmiede beim Reichshofrat im Jahr 1698 
1 - Das Dekret des Rats vom 17. Oktober 1697 

So waren viele Vorwürfe zusammen gekommen, welche die Bürger einer Reichsstadt auch 
dann aufbringen mussten, wenn sie von anderen Reichsstädten Ähnliches hörten. Die Verär¬ 
gerung war so groß, dass es nur noch an einem Ereignis oder einer Entscheidung von einiger 
Tragweite fehlte, damit offener Streit ausbrach. Diese Entscheidung kam mit dem Dekret 


10 HStAS A 232, Bü 199, Protokoll der kaiserlichen Kommission vom 25.2.1706 

11 Gravamina, 5.12.1699 - HStAS A 232. Bü 192. Nr. 5 

12 16.3.1706 - Vernehmung der fünf Geheimen - HStAS A 232, Bü 199 

13 Periphrasia. S. 291 ff. 

14 Gamundia Rediviva, S. 424 


des Rats vom 17. Oktober 1697. Mit ihm untersagte der Rat allen Bürgern, die das Gold¬ 
schmiedehandwerk oder die Handelschaft nicht erlernt hatten, den Handel mit Silber- oder 
Messingwaren. Der Rat verfügte auch, dass den Goldschmieden ihre Produkte künftig in 
bar zu bezahlen seien und nicht mit Waren, deren Wert überdies häufig zu hoch angesetzt 
werde. Letzteres Gebot war ohne Zweifel im Sinne vor allem der ärmeren Goldschmiede. 
Anlass des Dekrets war, dass einige reisende Goldschmiede sich beim Rat beklagt hatten, 
dass der Handel mit ihren Waren durch berufsfremde Bürger „verderbt" werde, weil diese die 
Ware wohlfeiler verkaufen würden als sie. All denjenigen Bürgern aber, die den Handel mit 
Silber- oder Messingwaren als Zusatzerwerb dringend benötigten, z.B. den Gremplern oder 
Trödlern, 15 schnitt das Dekret einen lebensnotwendigen Teil ihres Verdienstes ab. Für die 
Goldschmiede, die nicht auf Reisen gingen, um ihre Waren abzusetzen, bedeutete die neue 
Lage, dass sie in Zukunft nur noch wenige Abnehmer hatten, die ihnen die Preise mehr oder 
weniger diktieren konnten. 

Aufregung und Zorn über den Erlass des Rats waren daher groß und waren deshalb noch 
größer, weil bekannt war, dass der Oberachtmeister der Schmiedezunft, Hans Jörg Weith- 
mann. vor Erlass des Dekrets bei seinen Zunftgenossen 150 Gulden gesammelt hatte und 
diese samt einem Rosenkranz dem Bürgermeister Johann Michael Storr als „Erkenntlichkeit“ 
zugeeignet hatte, eine Tatsache, die Storr gegenüber der kaiserlichen Kommission teilweise 
einräumte. 16 

Die betroffenen Goldschmiede und Bürger wandten sich daher Anfang des Jahres 1698 
an den Reichshofrat und brachten bei dieser Gelegenheit noch weitere Beschwerden an, von 
denen es genügend gab, wie wir gesehen haben. Kaiser Leopold I. befahl darauf, den Vollzug 
des Dekrets vom 17. Oktober 1697 vorderhand auszusetzen 17 und beauftragte im Dezember 
1699 18 die bereits wegen der Gmünder Landuntertanen eingesetzte Elchingische Kommissi¬ 
on, sich der Beschwerden der Bürger anzunehmen. Bekanntlich hatte der Ellwanger Fürst¬ 
propst wegen der Übernahme der Kommission abgewinkt. 19 Bereits im Juli 1699 hatte der 
Kaiser den Rat angewiesen, die Bürger ihre Klage beim Reichshofrat nicht entgelten zu las¬ 
sen. 20 Es waren Klagen laut geworden, dass der Rat dem Maler Heberlen Aufträge entziehe 
und auf andere Auftraggeber in gleichem Sinne einwirke. 

Bis zum Eintreffen der Kommission organisierten sich die Bürger. Am 26. März 1700 
beauftragten sie den Anwalt Friedrich von Klerff, der als Agent beim Reichshofrat tätig war, 
sie dort zu vertreten. 21 Klerff war bereits seit Beginn des Streits für die Bürger aufgetreten. 
Zugleich ernannten die Bürger einen Ausschuss mit 32 Männern aus allen Zünften, der mit 
Klerff Kontakt halten sollte. Dies war auch deshalb sinnvoll, weil die Zahl der impetranti- 
schen Bürger inzwischen auf 454, also etwa die Hälfte aller Bürger angewachsen war. 22 136 

15 Vermutlich wurden die Grempler nach Erlass des Dekrets aus der Krämerzunft ausgeschlossen! 

16 HStAS A 232. Bü 198, 10.3.1706. Protokoll der kaiserlichen Kommission: sowie HStAS A 232, Bü 199. 
16.3.1706, Vernehmung der fünf Geheimen. 

17 6.3.1699, HStAS A 232. Bü 192, Nr. 5 

18 10.12., Justitia Vindicata, HStAS A 232, Bü 200. Nr. 62. Die Justitia Vindicata ist ein anonymes Druckwerk 
des Jahres 1702, verfertigt im Auftrag der Impetranten mit zahlreichen Beilagen. Es ist an den Kaiser gerichtet 
und stellt den Standpunkt der Impetranten als „Eurer Kais. Majestät alleruntertänigste Bürger zu Schwäbisch 
Gmünd Impetrantischer Seite“ dar. 

19 s.o., Kap. 3 

20 23.7., Wien, Justitia Vindicata aaO 

21 HStAS A 232, Bü 192 

22 s. Erteilung des Mandats, aaO 
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von ihnen gehörten der Schmiedezunft an, bei der die Goldschmiede organisiert waren. Am 
26. März 1700 schließlich ernannte der Ausschuss der Impetranten auch den seit kurzem in 
Gmünd ansässigen Anwalt Dr. Johann Daniel Friderici zum „patronus causae“ und Assisten¬ 
ten Klerffs. 23 

Bei der Liste der Unterschriften anlässlich der Erteilung des Mandats erscheinen bei den 
Ausschussmitgliedern die Männer, die in der Folge auf Seiten der Impetranten den Streitver¬ 
lauf wesentlich mitbestimmten. An ihrer Spitze ist der Maler Johann Georg Heberlen 24 zu 
nennen. Heberlen lebte von 1652 bis 1725 und ist in Gmünd nicht zuletzt durch sein Stadt¬ 
gründungsgemälde in der Johanniskirche bekannt. 25 Er arbeitete aber auch in der Kapelle 
von St. Katharina. 26 Heberlen war Schwiegervater Fridericis und des Malers Johann Felde- 
rer, der ebenfalls in der Liste der Impetranten erscheint. Weiter sind zu nennen die Bürger 
Erasmus und Veit Botzenhardt und der Goldschmied Hans Georg Weber, welcher einen üblen 
Ruf genoss. Der Ausschuss der impetrantisehen Bürger entwickelte in der Folge eine außer¬ 
ordentliche Aktivität. Einen Vorgeschmack davon bekam die Kommission aus Elchingen zu 
spüren, als sie im Frühjahr 1700 in Gmünd anlangte. Am Stadttor wurde sie von vielen be¬ 
waffneten Bürgern, aber auch Bauern mit Trommelschlag erwartet, angeblich um ihr „aufzu¬ 
warten“. in Wirklichkeit aber erst einmal eine halbe Stunde aufgehalten. Anschließend schoss 
man Dr. Friderici, da man die Gewehre schon einmal dabei hatte, vor dessen Wohnung in 
der Kirchgasse ein „Salve“. 27 Doch war das noch nicht alles. Schmähgedichte, ein beliebtes 
publizistisches Mittel jener Zeit, folgten und richteten sich auch gegen die Kommission. Ihr 
sagte man von Beginn ihrer Tätigkeit an eine allzu enge Verflechtung mit dem Rat, vor allem 
mit Storr, nach. Es folgten verschiedene Handlungen, die nicht immer eindeutig dem Kreis 
der Impetranten zuzuordnen sind, wie es ja in solchen Zeiten immer unerbetene Bundesge¬ 
nossen gibt. Im August 1700 wurde etwa von nicht zu ermittelnden Tätern das Schafhaus des 
Bürgermeisters Eisele in Brand gesteckt und wenig später wurden seine Schafe mit Arsen 
vergiftet. 28 

Kurz darauf erhöhte der Rat den Brotpreis für 6 Pfund auf neun Kreuzer. Darauf dran¬ 
gen 32 Leute in das Wohnhaus des Amtsbürgermeisters ein, forderten eine Reduzierung des 
Brotpreises auf 8 Kreuzer und drohten, andernfalls den Bäckern die Backöfen zusammen zu 
schlagen. Schließlich gab der Rat nach und sagte den Bäckern zu, ihnen 30 Malter Früchte so 
billig abzugeben, dass die Reduzierung auf 8 Kreuzer für sie erträglich sei. 

Dem folgte die erfolgreiche Verhinderung der Arrestierung einer Bürgersfrau. Ende Sep¬ 
tember hinderten Heberlen und weitere Bürger einen Karrenknecht daran, einen Karren mit 
Stroh einem Bürgermeister, wohl als Teil der Naturalbesoldung, ins Haus zu bringen und be¬ 
fahlen ihm, „namens der Bürgerschaft“ solche Fuhren künftig zu unterlassen. In den Wäldern 
der Stadt häuften sich Holzdiebstähle der Bürger. 

All' diese Vorgänge zeigen, dass die Autorität des Rats deutlich im Schwinden begriffen 
war und dass ein Gegensteuern zur Verhinderung von Schlimmerem dringend erforderlich 
gewesen wäre. Doch blieb die kaiserliche Kommission, die am 3. April 1700 den Rezess mit 
den Bauern geschlossen hatte, in der Stadt selbst untätig und schob die Sache auf die lange 


23 HStAS A 232, Bü 192. Nr. 3 

24 die Schreibweise ist uneinheitlich: von „Häberlein" bis „Heberle" 

25 Strobe], aaO. Bd. II, S. 146 und 163 f. 

26 s. Albert Deibele: Erstellung eines neuen Altars in St. Katharina in: Gmünder Heimatblätter 1965, S. 27. 28 f. 

27 Leopold I. an Bürgerschaft, Wien, 21.7.1700, HStAS A 232. Bü 192 

28 s. dazu und im folgenden Bericht v. 24.12.1700 in Justitia Vindicata, Beil. Y , aaO 
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Bank, weil sie offenbar den Ernst der Lage nicht erkannte. Dies tat seinerseits der Rat in 
einem ziemlich kläglichen Brief an den Kaiser im Dezember 1700, 29 was Leopold I. noch im 
gleichen Monat mit einem Missfallenserlass und einer Strafandrohung an die Bürger erwi¬ 
derte. Der Rat hatte dem Kaiser auch berichten müssen, dass ein großer Teil der Bürger die 
Schatzungen für Reich und Kreis nicht mehr bezahlte. Doch tat der Rat in der Stadt nichts, 
um seinen üblen Ruf zu verbessern und damit die Situation zu entspannen. Er bezeichnete die 
Bürger auch weiterhin als „Untertanen“, 30 was jene schon seit längerem ärgerte. 

Als die Antwort des Kaisers in Gmünd eintraf, hatten bereits andere Ereignisse zu einer 
weiteren Eskalation geführt. Der amtierende Bürgermeister Storr hatte am Sonntagabend vor 
dem traditionellen Lucia-Markt am 13. Dezember den in der Stadt weilenden 60 Soldaten des 
Gmünder Kreiskontingents die Wache an den Stadttoren übertragen, traditionell eine Sache 
der Bürger. Dieser an sich harmlos erscheinende Vorgang führte nach heftigen Diskussionen 
zu einem Auflauf von 200 Leuten vor Storrs Wohnhaus beim Augustinerkloster 3 ' und groben 
Beschimpfungen, bei denen sich insbesondere Salome Zeller, die Frau des Goldschmieds 
und Wirts Samuel Zeller, hervortat, was nicht das letzte Mal sein sollte. 32 Bei dieser Gele¬ 
genheit unternahm es auch Jakob Mayerhöffer, einer der Impetranten, die Bürgerwache zu 
visitieren, eine Handlung, die ihm eindeutig nicht zustand. 

Am 18. Dezember forderten die lmpetranten vom Rat, Storr solle von seinem Amt abtre¬ 
ten. was der Rat am gleichen Tag ablehnte. 33 Die Bürger schrieben dem Rat zugleich auch, 34 
kein Regiment könne ohne Beobachtung obrigkeitlichen Respekts auf die Länge bestehen. 
Der Rat möge seinen Pflichten daher nachkommen, das Recht beachten und nicht ihnen Taten 
anlasten, die sie nicht begangen hätten. Ausdrücklich nannten die Bürger dabei die Vergif¬ 
tung der Schafe, die Brandstiftung am Schafhaus, das Abholzcn der Wälder und die Verwei¬ 
gerung der Schatzungen. Der Rat reagierte darauf mit dem Beschluss, die Schatzungen nun 
beizutreiben und die Holzdiebstähle zu bestrafen. 35 

Ein eher lächerlicher Vorgang beendete die Kette von Zwischenfällen am 20. Dezember 
für das Jahr 1700. An diesem Tag schaffte eine Spitalmagd 30 Pfund Schweinefleisch zu 
Bürgermeister Achilles Stahl. Impetranten hielten sie auf und schickten sie mit diesem Teil 
der Naturalbesoldung Stahls ins Spital zurück. 

So hatte das Jahr 1700 mit deutlichen Zeichen von Anarchie geendet und das Jahr 1701 
versprach nichts Besseres. 


29 8.12., HStAS A 232. Bü 192, Nr. 14 

30 Januar 1701 - Sehr, an Kaiser Leopold I.. HStAS A 232. Bü 192. Nr. 5 

31 Storr wohnte auf dem Grundstück, auf dem heute das Palais Dehler steht. 

32 HStAS A 232, Bü 192. Nr. 15 

33 HStAS A 232, Bü 192. Nr. 15 

34 ebd. 

35 ebd. 
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2 - Der Storrsche Auflauf am 9. April 1701 und die Besetzung der Stadt im Juni 1701 


Mit großen Herren ist nicht gut 
Kirschen essen, sie werfen einem 
die Stiel' in das Gesicht. 36 

Am 8. April vernahm man in der Stadt das Gerücht, fremde Truppen würden anrücken und 
in die Stadt eindringen. 37 Die Impetranten brachten dies mit ihrer Sache in Verbindung und 
befürchteten Übles für sie. Sie beratschlagten, verwarfen den Gedanken einer Plünderung 
des Storrschen Hauses und begnügten sich vorderhand damit, Wachen in der Stadt und zwar 
vor allem in der Nähe von Storrs Haus aufzustellen. Dort waren, wohl von Storr, bereits Wa¬ 
chen aufgestellt. Im weiteren Verlauf des Abends fiel vor dem Haus des Malers Heberlen ein 
Schuss und drang in die Stube von Dr. Friderici, der dort wohnte und eine leichte Verletzung 
im Gesicht davon trug. Am Samstag, dem 9. April, einem Ratstag. kamen etwa 100 Impe¬ 
tranten auf die Grat, überbrachten ein Schreiben mit Beschwerden und forderten vom Rat 
Aufklärung über die Vorgänge des Vortags sowie eine Vernehmung Storrs. Doch Storr war 
nicht erschienen und auch nicht auffindbar. Darauf marschierten gut 500 Männer, Frauen und 
Kinder, die inzwischen vor der Grät erschienen waren, bewaffnet mit Gewehren, Messern, 
Prügeln, Dolchen und Steinen los und besetzten die kurze Strecke zwischen der Grät und 
Storrs Wohnhaus. Doch Storr blieb verschwunden, was ihm wahrscheinlich das Leben ret¬ 
tete. Sodann wandte sich der Haufen wieder der Grät zu, blockierte deren Ausgänge und be¬ 
dachte den Rat mit üblen Schimpfworten und Drohungen. Vermittlungsversuche von Dekan 
Schleicher und Ratskonsulent Jeger scheiterten. Letzterer fand am Ende des Tags die Spuren 
von drei Degenstichen in seinem Mantel. Die Aufständischen forderten vom Rat, Storr seines 
Amtes zu entsetzen und sein Haus zu versiegeln. Dem entsprach der Rat gegen 17 Uhr dieses 
Tages, nachdem er bereits neun Stunden in der Grät verbracht hatte und beschloss, „Herrn 
Bürgermeister Storr wissen zu lassen, dass er entlassen sei.“ 38 Der Rat beschloss ferner, in 
Storrs Haus die Versiegelung durch eine Ratsdeputation in Beisein des Dekans und von vier 
Impetranten, letzteren „zur Benehmung des Misstrauens“, vorzunehmen. Alle städtischen 
Akten, die in Storrs Haus vorgefunden wurden, sollten in die Grät gebracht werden. 39 

Die Sache der impetrantischen Bürger hatte damit eine Entwicklung genommen, die auch 
aus anderen Städten im 17. und 18. Jahrhundert nicht unbekannt war. Johann Jakob Moser 40 
berichtet von Aufständen in Köln im Jahr 1680, 41 Mühlhausen im Jahr 1733 42 und Reutlingen 
im Jahre 1750. 43 ln der kleinen Reichsstadt Buchau am Federsee kam es 1748 gar so weit, 
dass die Bürger den Rat absetzten und einen neuen Rat aus ihrer Mitte wählten. 44 

Regelmäßig hatte die kaiserliche Regierung in Wien darauf rasch mit Verlegung von Trup- 


36 Dominikus Debler, Bd. V. 1. S. 203 

37 s. dazu auch Albert Dangel: Der Storrsche Auflauf zu Schwäbisch Gmünd - Bürgerunruhen im 18. Jahrhundert 
in: Heimat im Stauferland, 1963. S. 81 f., 86 f. und 91 f. 

38 zum gesamten Vorgang: „Relation“ vom 18.11.1706. aaO 

39 ebd. 

40 Reichs-Stättische Regimentsverfassung. S. 420 ff. 

41 ebd., S. 425 f. 

42 ebd., S. 434 

43 ebd., S. 439 f. 

44 ebd., S. 424 f. 
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pen, Untersuchung der Angelegenheit und Strafverfolgung reagiert. In Schwäbisch Gmünd 
sollte es nicht anders kommen. Am 5. Mai 1701 berichtete der Abt von Elchingen dem Kaiser 
über die Vorfälle in Gmünd. Er bat nicht zum ersten Mal um Entlassung aus seinem Amt und 
um Übertragung der Kommission an einen nächstgelegenen „potenten“ katholischen Kreis¬ 
fürsten. 45 Kurz darauf kam ein Brief Johann Michael Storrs in Wien an, 46 der die Ereignisse 
aus seiner Sicht schilderte und um Rehabilitierung sowie kaiserlichen Schutz bat, damit er 
nach Gmünd zu seinen vier Kindern zurückkehren könne, deren Mutter schon vier Jahre zu¬ 
vor gestorben war. Der Kaiser reagierte umgehend mit einem Erlass vom 19. Mai 1701 47 an 
den Elchinger Abt. Er befahl ihm, Storr in sein Amt wieder einzusetzen, die Versiegelung auf¬ 
zuheben und bei den geringsten Anzeichen neuer Unruhen Truppen vom Kreisausschreibamt 
anzufordern und in die Stadt zu legen. 

Inzwischen hatte in Gmünd der besonnene Teil der impetrantischen Bürger Gespräche mit 
dem Rat aufgenommen. Ihre Sprecher waren wie bisher Johann Georg Heberlen und sein 
Schwiegersohn Friderici. Doch gab es parallel dazu Ereignisse, die zeigten, dass es auch 
andere Strömungen bei den Bürgern gab. Am 30. April 1701 ging Hans Georg Weber, des¬ 
sen schon Erwähnung getan wurde, zum Rat und zeigte seine 10-jährige Tochter Elisabeth 
wegen Hexerei an. Der Rat reagierte hierauf zurückhaltend und befahl, das Kind einstweilen 
ins Spital zu verbringen. Dort wurde Elisabeth Weber bis Mitte Mai sechs Mal vom Rat, aber 
auch von Mitgliedern der Stadtverwaltung, wie dem Ratskonsulenten Jeger vernommen. Sie 
erzählte dabei allerlei Unsinn, unter anderem auch, dass sie bei den Zusammenkünften der 
„Hexen“ auch den Schmied Hans Bestien und seine Frau gesehen habe. Diese Aussage nah¬ 
men etwa 100 Bürger zum Anlass eines weiteren Auflaufs auf den Straßen und vor der Grät 
am 10. Mai 1701. Der in der Grät weilende Rat wurde dort bis 10 Uhr abends festgehalten 
und zur Verhaftung von Hans Bestien und seiner Frau aufgefordert. 18 Mönche, die aus den 
umliegenden Klöstern herbeigeeilt waren und zur Vernunft mahnten, wurden mit Schimpf¬ 
worten abgewiesen und auch der Dekan hatte mit Beschwichtigungsversuchen keinen Erfolg. 
Schließlich gab der Rat nach und ließ Bestien und seine Frau als „Hexenleut“ mit Musketie¬ 
ren aus ihrem Haus abholen und in einem der Stadttürme einkerkern. 48 Bei einem weiteren 
Auflauf ähnlichen Umfangs am 14. Juni wurde zunächst der Amtsbürgermeister genötigt, 
den Rat einzuberufen. Sodann wurde dem Rat vorgetragen, der Bäcker Borst und die Röss- 
leswirtin Magdalena Neher seien ebenfalls der Hexerei verdächtig und einzukerkern. Der 
Rat befürchtete Schlimmes und ließ daher den Dekan Schleicher aus dem nahen Gotteszell 
zur Unterstützung herbeiholen. Doch hatte er mit gutem Zureden keinen Erfolg. Nachdem 
auch noch Borsts Ehefrau, die mittlerweile von ihm getrennt lebte, im Sinne der Aufrührer 
vor dem Rat aussagte, beschloss dieser, auch den Bäcker zu inhaftieren, um größeres Unheil 
zu verhüten. Die Rössleswirtin Magdalena Neher hatte es unterdessen geschafft, sich los zu 
reden und war in ihre Gaststätte zurückgekehrt. 49 Am 18. Juni schließlich kam es zu einem 
Auflauf bewaffneter Bürger auf der Spitalbrücke, bei der neben dem Waffenschmied Erasmus 
Botzenhardt ausgerechnet wieder Hans Georg Weber tonangebend war. Er führte auch eine 
Gruppe von Bürgern am 4. Juni an, 50 die sich vor dem Turm zusammengerottet hatte, in dem 
Bestien mit seiner Frau nun schon mehrere Wochen einsaß. Diesmal wurde eine Abordnung 

45 HStAS A 232. Bü 192, Nr. 18 

46 aaO, Nr. 19 

47 Laxenburg, aaO, Nr. 19 

48 s. zum Geschehen: „Relation“, aaO, S. 19 ff. 

49 ebd. 

50 ebd., das Datum 4. Juni scheint vom Kontext her ein Schreibfehler zu sein. 
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des Rats beim Verlassen des Turms so beschimpft und bedroht, dass sie am Ende froh war, 
sich ins Spital retten zu können, wohin sie eigentlich gar nicht gehen wollte.'’ 1 

Am 15. Juni suchten Bürger der Stadt den Sachsenhof und einen Spitalhof auf, wo sie Vieh 
im Eigentum des abgesetzten Bürgermeisters Storr vermuteten. Sie trieben mehrere Stiere 
und eine Kuh des Nachts von dort nach Gmünd, wo ihnen von Spießgesellen das Stadttor 
geöffnet wurde. Das Vieh wurde auf dem Grundstück von Hans Georg Weber geschlachtet 
und unter den Viehdieben verteilt. 52 

Das Mädchen Elisabeth Weber schließlich sagte nach weiteren Verhören und gutem Zure¬ 
den des Dekans Ende Juli aus, alles, was sie gesagt habe, sei erlogen und sie sei keine Hexe. 
Ihr Vater und weitere impetrantische Bürger, unter ihnen Dr. Friderici, hätten sie zu ihrer 
Aussage verleitet und ihr gesagt, sie solle auch Johann Michael Storr als „Hexenmeister“ an¬ 
geben. Man habe über die Konfiskation des Vermögens denunzierter Bürger an Geld kommen 
wollen, um den Prozess beim Reichshofrat zu finanzieren. 53 Die württembergisch-konstan- 
zische Kommission, die 1706 in Gmünd weilte, hielt die Aussagen des Mädchens für puren 
Unsinn, den ihr die Eltern eingegeben hätten, um an Geld zu kommen. 54 Elisabeth Weber, 
mittlerweile sechzehnjährig, wurde auf dem Land untergebracht. 55 

Die Beteiligung vieler Bürger an der Beschwerde beim Reichshofrat, an den Aufläufen 
und manchen Exzessen führt zu der Frage, aus welchen Bereichen des bürgerlichen Lebens 
in Gmünd vor allem die Wortführer kamen. Namen wie die des Malers Heberlen, des Advo¬ 
katen Friderici und des Oberachtmeisters Christoph Botzenhardt sind dabei auch aus anderen 
Zusammenhängen bekannt. Bei vielen anderen Beteiligten aber handelt es sich um Bürger, 
die vor allem von den Unruhen um 1700 her bekannt sind. Nähere Hinweise geben hier die 
Berufsangaben. Sie erscheinen nicht immer in den Quellen, sind aber bei den etwa vier¬ 
zig Bürgern zu finden, die zu den hauptsächlichen Anführern gerechnet wurden. Von ihnen 
sind allein dreizehn Goldschmiede und etwa zwanzig weitere Handwerker, vom Schneider 
über den Kübler zum Schlosser, Schuster und Seiler. Ergänzenden Aufschluss geben die 
Verzeichnisse der Bürger und der Hauswirte der Beisitzer aus den Jahren 1694 und 1699. 56 
Man findet dort von den bekannteren Impetranten den Schneider Adam Riedlinger aus der 
Hundsgasse, 57 den Goldschmied Hans Georg Weber aus der Hinteren Schmiedgasse oder der 
Rinderbacher Gasse, den Waffenschmied Erasmus Botzenhardt aus der Leonhardi-Vorstadt, 
den Goldschmied Veit Botzenhardt beim Kornhaus, den Goldschmied und Wirt Samuel Zel¬ 
ler aus der Ledergasse, den Handelsmann Lorenz Mayerhöfer in der Rinderbacher Gasse, 
den Goldschmied Michel Riedmüller in der Hundsgasse oder Schmiedgasse und den Kübler 
Caspar Roth in der Hundsgasse. Mit einer Ausnahme wohnten die Betreffenden also alle in 
den Vorstädten, zwischen den beiden Stadtmauern, wo im 18. Jahrhundert zwei Drittel aller 
Gmünder zu Hause waren. Die aus jener Zeit erhaltenen Häuser sind verglichen mit denen 
im Kern der alten Stadt eher einfach und zeigen deutlich, dass in den Vorstädten die ärmeren 
Bürger lebten. Auch in Gmünd nahm die Qualität der Bebauung zum Stadtkern hin zu. weil 
offenbar der vermögende Bürger es für angemessen hielt, ein möglichst ansehnliches Haus 
im Kern der Stadt zu bewohnen. Bei dieser Hierarchie zwischen Vorstädten und Stadtkern 


51 ebd. 

52 ebd. 

53 ebd., S. 28 

54 Kommission an württ. Herzog. 9.3.1706, HStAS A 232, Bii 195. Nr. 8 

55 Relation. aaO, S. 32 

56 Dominikus Debler, 1.2, S. 420-429 und 1.1. S. 331-333 

57 wohl die Honiggasse! 
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mag auch eine Rolle gespielt haben, dass manche Handwerksbetriebe wie etwa Schmiede 
und Gerber sinnvoller Weise in den Vorstädten unterzubringen waren. So kann man insge¬ 
samt zu dem Schluss kommen, dass ein ganz überwiegender Teil der impetrantischen Bürger 
von Gmünd sich aus armen Schichten der Bevölkerung rekrutierte und dass dabei wiederum 
die Goldschmiede den Ton angaben. Das Dekret vom Oktober 1697 hatte also nach wie vor 
eine bestimmende Wirkung für den Fortgang der Unruhen. 

Diese ärmeren Bürger waren es ganz offensichtlich auch, die in einer Zahl von etwa 70 
Leuten, kommandiert von Hans Georg Weber, als sog. Husarenkompanie bei den Bürgerauf¬ 
läufen des Jahres 1701 auftauchten. Jeder, der bei den Vernehmungen einige Jahre später 
über sie befragt wurde, kannte ihren Namen, aber keiner wusste Genaueres über sie zu sagen, 
wohl deshalb, weil sie nicht sehr ernst genommen wurden. 

Unter Mediation des Dekans hatten bis Mitte Juni 1701 impetrantische Bürger mit dem Rat 
übereinen Vergleich verhandelt und waren nach ihrer Aussage einem Abschluss nahe gekom¬ 
men. 58 Man bildete sogar offenbar im Einvernehmen mit dem Rat einen Ausschuss von vier¬ 
zehn impetrantischen Bürgern, der Tätlichkeiten der von ihnen vertretenen Gruppe abstrafen 
sollte. 54 Diese Tatsache ist nur von den Bürgern überliefert und es ist dabei zu bedenken, 
dass auch früher manchmal die eine Seite von einem gemeinsamen Gespräch etwas anderes 
berichtete, als die andere Seite. Immerhin aber reisten am 14. Juni die Ratskonsulenten Jeger 
und Kolb, zwei Stättmeister und ein Ratsmitglied, sowie Friderici mit zwei weiteren Bürgern 
zum Elchinger Abt, der dies ausdrücklich gewünscht hatte. 60 Im Verlauf des Gesprächs sagte 
der Abt, man müsse mit dem Vergleichstraktat noch warten, bis die Subdelegierten wieder 
in Gmünd seien und außerdem die Ordnung des Rats wieder hergestellt sei. 61 Dieser letz¬ 
te Halbsatz hätte bei den Bürgern an sich Misstrauen erwecken müssen, denn dies hieß ja 
nichts anderes, als dass Storr wieder in sein Amt eingesetzt werden sollte. Es hätte auch zum 
Nachdenken führen müssen, dass die verschiedenen Aufläufe im Mai und Juni 1701 vom 
verständigungswilligen Teil der Bürger nicht verhindert werden konnten und dass dies natür¬ 
lich auch der Kommission bekannt war. Es scheint aber dennoch so gewesen zu sein, dass die 
Bürger nach dem Gespräch beim Abt mit einer baldigen Verständigung rechneten. 

Am 25. Juni kamen die Subdelegierten der Kommission in Gmünd an und der Ton wurde 
rauer. 62 Drei Tage später wurde im Königsbronner Hof der Erlass des Kaisers vom 19. Mai 
1701 verlesen und anschließend Bürgermeister Storr von den Subdelegierten im Wagen und 
nicht ohne Pomp in sein Haus gebracht. 63 Etwa gleichzeitig rückten nachts um zwei Uhr über 
200 Mann Kreistruppen in die Stadt, die nach Rücksprache mit der städtischen Verwaltung 
vorzugsweise bis zu vier Mann den Bürgern ins Haus gelegt wurden, die besonders aktiv an 
dem vorangegangenen Geschehen teilgenommen hatten. Es kam nun zu Verhaftungen, u.a. 
von Dr. Friderici und Hans Georg Weber. Etwa 60 Impetranten flüchteten, unter ihnen der 
Maler Heberlen. Sie hielten sich vorzugsweise auf württembergischen Territorium in Dörfern 
vor der Stadt auf. 64 


58 Heberlen an Kaiser Leopold I., 4.8.1701. HStAS A 232, Bü 192, Nr. 22 
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IV _ Zeit der Besetzung, Ernennung einer neuen kaiserlichen Kommission 

„Ja gar Patriam cum Religione zu 
changiren. “ 65 

Die folgenden Monate sind gekennzeichnet durch eine große Verunsicherung bei den Impe¬ 
tranten und ein hartes Vorgehen der Kommission. Den Impetranten fehlten mit Heberlen und 
Friderici Wortführer, die Anliegen formulieren konnten. Die Kommission vernahm ihrerseits 
viele Zeugen, ließ sich aber mit der Protokollierung Zeit, was dazu führte, dass die Bürger 
die Richtigkeit des Protokolls in vielen Fällen bestritten. Der Rat seinerseits hielt sich nach 
außen zurück, verwies bei Schwierigkeiten stets auf die Verantwortlichkeit der Kommission, 
wehrte aber im Hintergrund immer dann ab, wenn es um Erleichterungen für die betroffenen 
Bürger ging. Dies galt hinsichtlich der Inhaftierten ebenso, wie hinsichtlich der ins „Aus¬ 
land“, vorzugsweise nach Straßdorf, Mutlangen und Wustenried Geflüchteten. So konnte es 
zu der ebenso grotesken wie peinlichen Situation kommen, dass die Frauen der Flüchtlinge 
mit ihren Kindern die Männer am Sonntag in diesen Dörfern besuchten und dass der Rat. was 
noch schlimmer war, solche Besuche untersagte. 66 

Die Tätigkeit der Kommission verzögerte sich auch infolge der Wirren des Spanischen 
Erbfolgekrieges so ins Ungemessene, dass auch der Rat einsehen mochte, dass es so nicht 
weitergehen konnte. So wurden einzelne Inhaftierte stillschweigend entlassen. Andere, die 
dieses Glück nicht hatten, nahmen ihr Geschick selbst in die Hand. So wird von Hans Georg 
Weber berichtet, dass er im Juli 1703 nach über zweijähriger Haft aus seinem Gefängnis 
im Pulverturm am Turniergraben ausbrach und fortan unbehelligt vom Rat frei in Gmünd 
herumlief. 67 14 Tage später folgte ein weiterer Impetrant diesem Beispiel und verließ seinen 
Kerker im Diebsturm. 

Die Flüchtlinge ihrerseits kehrten zum Fei 1 wieder in die Stadt zurück, unter ihnen Heber¬ 
len mit Zusicherung freien Geleits durch den Kaiser. 

Heberlen und seiner Familie war es besonders schlimm ergangen. Schon vor dem Aufruhr 
durch die Entziehung von Aufträgen materiell schwer geschädigt, war es ihm nur mit Mühe 
gelungen, den Nachstellungen der Kommission zu entgehen, dies nach Auffassung des Rats 
mit Hilfe von Gmünder Geistlichen und als Priester verkleidet. 68 Doch hatte er seine Familie 
zurücklassen müssen und wohl nur wenig mehr dabei, als er auf dem Leibe trug. Der Rat 
war insbesondere an Heberlens schriftlichen Unterlagen interessiert, aber auch an seinen 
„Pretiosa und Mobilia“. 69 Nachdem eine Haussuchung nichts zutage gefördert hatte, beschul¬ 
digte der Rat den Benefiziaten Johann Georg Holzwarth und dessen Bruder, der ebenfalls 
Geistlicher war, Eigentum Heberlens für diesen in ihren Häusern zu verwahren. Der Rat bat 
den Elchinger Abt, eine Hausdurchsuchung bei den beiden Brüdern, gegebenenfalls auch in 
den Gmünder Klöstern zu erwirken. Dabei mochte der Rat insbesondere an die Franziskaner 
denken, die in jener Zeit einigen Impetranten ab und zu Unterschlupf gewährten. Auch die 
kaiserliche Verwaltung wurde angeschrieben. Sie übermittelte dem Abt das „Misslieben“ des 
Kaisers und seine Auffassung, dass sich die Gmünder Geistlichen nicht „gegen die Gebühr“ 


65 Erklärung der gesamten impetrantischen Bürgerschaft vom 30.8.1701. HStAS A 232. Bii 192, Nr. 24. Beil. A 

66 HStAS A 232. Bii 192, Nr. 24- Sehr, an den Kaiser, 13.9.1701 

67 Dom.Debler V.l. S. 207 und Jeger. Periphrasia. S. 31 ff. 

68 DAR B I. 2 a. Bii 56. Um4-Sehr, des Rats an den Abt von Eiehingen, 3.10.1701, Kopie 
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in die örtlichen Händel einmischen sollten. 7 " Damit war auch der Bischof beteiligt, der sei¬ 
nerseits den Dekan Schleicher anwies, bei den Brüdern Holzwarth Haussuchung zu halten 
und ihnen das wegzunehmen und der Kommission zu geben, was ihnen von Gmünder Bür¬ 
gern anvertraut worden war. 71 Kurze Zeit später verbreitete der Rat, 7: inzwischen hätten die 
Impetranten die besten Sachen aus Heberlens Eigentum mit geistlicher Hilfe aus der Stadt 
geschafft und Heberlens Frau habe sich vor wenigen Tagen - „dolose!“ - aus Hans Georg 
Holzwarths Haus im Weinfass aus der Stadt fahren lassen, „ wissen aber nicht, wohin“. Dazu 
teilte der Gmünder Dekan im Dezember 1701 dem Bischof mit, Heberlens Frau sei zwar aus 
der Stadt entwichen, aber nicht im Weinfass. 7 ’ Die bedauernswerte Frau hielt sich fortan in 
Wiesensteig beim dortigen Dekan auf. 74 Etwa zur gleichen Zeit wurden schließlich bei Hans 
Georg Holzwarth Dokumente Heberlens beschlagnahmt, die dieser ihm zur Verwahrung 
überlassen hatte. Diese Unterlagen sind den Akten zufolge nicht mehr aufgetaucht, was von 
den Bürgern heftigst kritisiert wurde. 75 

Heberlens Schwiegersohn, Johann Daniel Friderici dagegen blieb bis zum März 1706 in 
Haft und hatte es letztlich nur dem Eingreifen der Kommission aus Stuttgart und Konstanz 
zu danken, dass er aus seinem Kerker in der Grät entlassen wurde, bei dem es sich um ein 
finsteres, meist ungeheiztes „Gemach“ handelte. 76 Es hatte Friderici zuvor nicht geholfen, 
dass man ein Schreiben ausgerechnet des Rats der Stadt Gmünd vorlegte. Es stammte vom 
3.6.1701 aus der Zeit der Verhandlungen mit den Bürgern und der Rat bescheinigte Friderici 
darin eine „emsige, friedliebende und erträgliche Aufführung“ während der Verhandlungen 
und auch, dass er sich über Fridericis „conduite“ nicht beschweren könne. 7 Gleiches bestä¬ 
tigte sinngemäß Dekan Schleicher am selben Tag. 78 Schließlich lagen auch positive Äuße¬ 
rungen aus Dinkelsbühl vor, wo Friderici 1697 als Anwalt bei Bürgerunruhen gewirkt hatte. 79 
Doch das alles hatte nicht weitergeführt und auch kaiserliche Erlasse nicht, die erkennen lie¬ 
ßen, dass man eine Entlassung des Anwalts sich wohl vorstellen könne. 80 Der Rat hatte dem 
widersprochen.. Dabei berief er sich auf angebliche Äußerungen Fridericis in der Haft, die 
in der Tat gefährlich klangen, aber so gefährlich, dass man erkennen konnte, dass er infolge 
der Haftbedingungen seine Zurechnungsfähigkeit verloren hatte. Friderici verließ nach seiner 
Haftentlassung im Frühjahr 1706 mit seiner Frau die Stadt und reiste zu seinen Eltern nach 
Breslau. Seine Frau heiratete nach seinem Tod im Jahr 1719 wieder. 

Die Verhältnisse in der Stadt waren im übrigen von Willkür, Misstrauen und zunehmender 
Armut geprägt. Im Rat hatte erkennbar Johann Michael Storr die Zügel wieder in die Hand 
genommen. Ihm warf man vor, dass er die Zustellung von Post an bestimmte Familien in 
Gmünd verbieten ließ, dass er an Allerheiligen und Allerseelen den Besuch der Gräber bei 
St. Leonhard vor den Stadttoren untersagte, ja dass er junge Gesellen und Bürger gegen die 

70 Ebersdorf, 13.9.1701. DAR B. aaO 
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76 Widt an Herzog. 6.2.1706. HStAS A 232. Bii 195 
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Impetranten bewaffne. 81 Verhaftungen wurden auch fast zwei Jahre nach dem Einrücken der 
Kreistruppen noch vorgenommen. In der Karwoche des Jahres 1703 wurden der Oberacht¬ 
meister Christoph Botzenhardt und mit ihm zwei weitere Deputierte der Bürger beim Ver¬ 
lassen des Gottesdienstes verhaftet und eingekerkert. Als daraufhin der in Lorch amtierende 
württembergische Notar Johann Peter Molitor im Auftrag impetrantischer Bürger einige Tage 
später in Gmünd nach den Gründen fragte, wurde er vom Amtsbürgermeister Stahl an die 
Kommission und ihre Truppen verwiesen. Ein dort Dienst tuender Leutnant sagte Molitor, er 
habe „ordre“ gehabt und wenn er „ordre“ habe, „unseren Herrgott aus der Kirche zu holen“, 
so wäre er schuldig, es zu tun. 82 

Zunehmend untragbar wurde die Quartierlast für die Bürger. Es wurde berichtet, dass man¬ 
che ihr Brot erbetteln mussten. Die Angaben darüber, wie viele Soldaten in Gmünd weilten, 
sind nicht einheitlich, aber es spricht vieles dafür, dass es etwa 200 waren und diese kamen 
mit Frau und Kindern. Der eben genannte Notar Molitor stellte im März 1703 zusammen 
mit den Bürgern die diesen bisher erwachsenen Quartierkosten zusammen und kam auf rund 
11 000 fl, die auf etwa 250 Bürger entfielen. 83 

Die Bürger selbst waren in dieser Zeit in verschiedener Weise aktiv. Sie suchten Anfang 
des Jahres 1703 Ratsmitglieder auf, um sie auf ihre Seite zu bringen und mussten von diesen 
hören, dass sie nicht davon gewusst hätten, dass Soldaten in die Stadt kommen und dass im 
übrigen die Kommission anzusprechen sei. 84 Die Bürger wandten sich wiederholt auch an die 
kaiserliche Regierung und brachten unter anderem im August 1701 als „gesamte impetranti- 
sche Bürgerschaft“ zum Ausdruck, dass sie lieber das Vaterland und die Religion wechseln 
würden, als noch einem Soldaten das Geringste zu reichen, wenn deren Abberufung nicht 
erfolge und die Inhaftierten nicht entlassen würden. 85 Sie drohten Anfang des Jahres 1703 
ein weiteres Mal mit der Verweigerung von Nahrung und Unterkunft für die Soldaten und 
scheinen das dieses Mal auch gewisse Zeit praktiziert zu haben. 86 Im Herbst 1703 schließlich 
wurde die militärische Exekution nach etwa 27 Monaten wieder aufgehoben. 87 

Bei diesem Zustand der öffentlichen Angelegenheiten wie auch der Verhältnisse der Bürger 
muss es zumindest für die Bürger ein Hoffnungsschimmer gewesen sein, als über drei Jahre 
nach der Besetzung der Stadt Leopold I. im September 1704 den Elchinger Abt der Kommis¬ 
sionsleitung enthob, nicht ohne ihm sein „sonderbares Wohlgefallen“ an seinem Eifer und 
seiner Arbeit zu bekunden und die Kommissionsgeschäfte den beiden kreisausschreibenden 
Fürsten, also dem Herzog zu Württemberg und dem Konstanzer Bischof übertrug. 88 

V - Die Arbeit der neuen Kommission 
1) Untersuchung der Beschwerden der Bürger 

Als am 27. Januar 1706 der württembergische Delegierte, Justiz- und Oberrat Widt, und sein 
Kollege aus Konstanz, Hofrat Weibel, in Gmünd eintrafen, machten sie sich mit großem 
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Nachdruck an die Arbeit. Drei Hauptaufgaben warteten auf sie: Die Prüfung der bürgerlichen 
Beschwerden, die Vernehmung von Zeugen und Beschuldigten, schließlich die Erarbeitung 
eines Rezesses zur Beilegung der Streitigkeiten. Die Kommission beabsichtigte auch, den 
Vorwurf der Falschmünzerei von kaiserlichen Groschen und württembergischen 5-Kreuzer- 
Stücken zu prüfen, der gegen Bürgermeister Eisele erhoben worden war. Sie hielt diesen Vor¬ 
wurf für eine delikate Sache, für den starke Indizien vorlägen. Allerdings sei dieser Vorwurf 
unabhängig von den Bürgerunruhen zu prüfen. 89 

Bei der Prüfung der Beschwerden der Bürger kam die Kommission zu dem Ergebnis, dass 
ihre Hauptursachen die Sperrung des Silberhandels durch das Dekret von 1697 und zum 
andern „des Geheimen Rats und in specie des Bürgermeister Storrens angemaßte Präpotenz 
und üble Administrierung“ sei. 90 Sie hob daher alsbald das „Monopolium“, das einige wenige 
Bürger infolge des Dekrets im Gold- und Silberhandel noch hatten, auf und setzte das Dekret 
vorläufig außer Kraft. 91 

Zum weiteren Punkt der üblen Administrierung stellten die Delegierten fest, dass es keine 
Liebe und kein Vertrauen der Bürger bei solch verderbtem Zustand der Verwaltung mehr 
gebe. Dennoch seien die Unruhen bei zügiger Arbeit der Elchingischen Kommission wohl 
vermeidbar gewesen. 

Die Prüfung der Arbeit der Administration erbrachte eine Bestätigung, ja Erweiterung der 
bürgerlichen Vorwürfe. Die Delegierten berichteten ihren Fürsten, dass es auch nach Aussage 
der einzelnen Magistratspersonen beim Geheimen Rat ungleich und parteiisch zugehe und 
dass Freundschalten und das eigene Interesse bei Entscheidungen im Vordergrund stehen 
würden. „Die liebe Justiz“ müsse man fast allemal mit Geld erkaufen. Der äußere Rat habe 
keine Autorität. Rat und Verwaltung seien eine Kette von Schwägern. Wahlen würden vorbe¬ 
sprochen. Für Bagatellen verhänge man hohe Strafen. Die Kanzleitaxen seien zu hoch und 
die Leute würden bei Teilungen übernommen. 92 

Zu Ökonomie und Polizei bemerkte die Kommission, es sei „sonnenklar und erwiesen“, 
dass die fünf Geheimen die sächlichen und personellen Ressourcen von Stadt und Spital nach 
ihrem Belieben zu ihren privaten Geschäften benutzen würden. Sie ließen ihre Äcker von 
Stadt- und Spitalknechten bebauen, ansäen und die Ernte heimführen. Die Personal kosten 
der städtischen Bediensteten würde aber die Stadtkasse tragen. Die Geheimen bedienten sich 
ferner der Lebensmittel des Spitals und des Materials der Stadt. Die Bürgermeister Storr und 
Eisele hielten ihr Vieh und ihre Schafe auf den Spitalhöfen. Auch die Amtsvögte bereicherten 
sich an Spitalvermögen. Dagegen setze man den Spital-Pfründnern des öfteren ungenießba¬ 
res Fleisch vor. 93 

Die großen Schafhaltungen der Geheimen, die man bei Storr auf 500 Tiere schätzte, ver¬ 
teuerten die Bodenpreise. 


89 7.1.1706, Untertänigstes Gutachten von Widt, HStAS A 232, Bü 195, Nr. 2. Vorwürfe der Falschmünzerei 
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Vorwürfen. Gegen eine Überführung Eiseies spricht auf jeden Fall, dass er 1713 im Amt starb. Unklar ist auch 
ein eventueller Zusammenhang mit der Falschmünzeraffäre um Johann Michael Maucher. der 1690 wegen „gelt 
machens auf ewig relegiert“ wurde (s. auch Angelika Ehmer: Die Maucher, Schwäbisch Gmünd. 1992, S. 28 
und 53). 
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Das Personal der Stadtverwaltung sei zu groß, weil man dort neue Verwandte unterbringen 
wolle. Auch vier Amtsvögte brauche man nicht. 

Die Kommission führte weiter aus. die geschilderte missbräuchliche Benutzung fremden 
Vermögens verberge man. indem man die Rechnungen nichtöffentlich abhöre. 

Es gebe ferner Missbrauche bei der Umgelderhebung, bei den Einquartierungen und bei 
der Steuererhebung. Steuervergehen würden nicht verfolgt. Geheime und andere Ratsmit¬ 
glieder zahlten zu wenig Steuern, ln den Malefizgefängnissen würden ohne Unterschied der 
vorgeworfenen Tat alle Häftlinge untergebracht. 

Stadtschultheiss Storr sei jung und untauglich für sein Amt, veruntreue das Wachtgeld, 
werde aber von seinem Onkel, dem Bürgermeister, protegiert. 

Die Kommission urteilte zusammenfassend, Obrigkeit und Untergebene hätten ihre Pflich¬ 
ten so grob vernachlässigt, dass man sich wundern müsse, dass nicht längst alles drunter und 
drüber ging. 94 


2) Die Vernehmung der Zeugen und Beschuldigten 

Die Kommission vernahm eine stattliche Zahl von Bürgern, ferner die fünf Geheimen und die 
Mitglieder des Rat und der städtischen Verwaltung. Die Mitglieder des Rats und die städti¬ 
schen Bediensteten baten dringend. 95 sie nicht als Zeugen zu benennen, weil sie Repressalien 
von Seiten des Bürgermeisters Storr für sich und ihre Kinder befürchteten. Dabei zeigte sich, 
dass die Mitglieder des äußeren Rats und der Verwaltung die Missstände in der Verwaltung 
im wesentlichen einräumten. Sehr ausführlich nahm insoweit der Ratskonsulent Jeger in die¬ 
sem Sinne Stellung, dem andererseits bei den Vernehmungen ebenfalls Steuerhinterziehung 
und in einem Einzelfall Bestechlichkeit vorgeworfen wurde, wobei darauf allerdings von der 
Kommission offenbar nicht nähereingegangen wurde. 

Die Vernehmung der fünf Geheimen ergab bei Bürgermeister Storr, dass er einzelne Vor¬ 
würfe einräumte, ihren Umfang aber erheblich geringer darstellte, als ihm angelastet. Andere 
Tatbestände gab er zu, mit dem Bemerken, das sei schon immer so gewesen, wobei allerdings 
Zeugen sagten, die jetzige Praxis habe eigentlich erst mit den amtierenden Bürgermeistern 
ihren Anfang genommen. Schließlich bezeichnete Storr einzelne von ihm in Anspruch ge¬ 
nommene Vergünstigungen als Teil seines Gehaltes. Die Arbeit der Verwaltung verteidigte 
er zum Teil mit sachlichen Argumenten, zum Teil bezeichnete er sie unumwunden als ver¬ 
besserungswürdig. 96 Ein vergleichbares Verhalten war bei der Aussage des Bürgermeisters 
Eisele festzustellen. 97 Bürgermeister Stahl schließlich, dem weit weniger Missbrauch vorge¬ 
worfen wurde, räumte ein, dass er Fuhren auf Kosten des Spitals durchführen ließ. 98 Auch die 
Oberstättmeister Twingert und Kucher" gaben zu, die Ressourcen des Spitals und der Stadt 
für ihre Zwecke missbraucht zu haben. Die Kommission stellte zu den Aussagen der fünf 
Geheimen ergänzend fest, dass es eigentlich schade um den Bürgermeister Storr sei. denn 
er sei einer der gescheitesten und gelehrtesten Bürger in Gmünd. 100 Storr habe die Bürger 
unterdrückt, sie ungerecht behandelt und sich bereichert. Die Kommission stellte die Amts¬ 
enthebung Storrs in das kaiserliche Ermessen, schien aber selbst dazu zu neigen, dass man 
ihm noch eine Gelegenheit zur Bewährung gebe. 


94 Relation, aaO 

95 Relation, aaO. S.59 

96 Vernehmung der fünf Geheimen. 16.3.1706, HStAS A 232. Bü 199 

97 17.3.1706. aaO 

98 15.3.1706. aaO 

99 18.3. und 20.3.1706, aaO 
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ln sonderbarem Kontrast zu diesen Aussagen und der Beurteilung der Kommission drehte 
seinerseits der Rat nun den Spieß um und gab der Kommission im März 1706 in 28 Punk¬ 
ten seine „Gravamina“ über seine Bürger bekannt. 101 Der Rat warf darin einigen Gold- und 
Silberschmieden, unter ihnen Hans Georg Weber, vor, das Ratsdekret von 1697 über den Sil¬ 
berhandel nicht beachtet zu haben. Der Maler Heberlen habe ferner wegen Steuer- und Schat- 
zungsangelegenheiten die Bürger und Untertanen aufgewiegelt und nach dem Storrschen 
Auflauf den Rat mehrfach zu Handlungen genötigt. Heberlen habe das Archiv durchsuchen 
lassen, dort Dokumente entnommen und sie bei Dekan Schleicher deponiert. Die Impetranten 
hätten die „Husarenkompanie“ aufgestellt und mit ihr die Häuser der Stadtoberen überwacht. 
Die „Hexenaffäre“ sei ein Werk der Impetranten. Sie hätten auch Postbriefe abgefangen und 
geöffnet. Die Silberschmiede hätten die Silberschau nicht gehalten und Silber- und Messing¬ 
pfennige unter Ausschluss der Obrigkeit geprägt, was die Gefahr der Falschmünzerei nahe 
lege, ln den Handelschaften herrsche Konfusion, denn jeder handle, mit was er wolle. Gehei¬ 
ratet werde ohne obrigkeitlichen Konsens. Kinder würden Kinder ehelichen und daher habe 
man so viele arme Bürger und Kinder in der Stadt. 

Die Vernehmung der Zeugen, die nicht zu Rat und Verwaltung gehörten, ergab nichts we¬ 
sentlich Anderes zu dem schon Gesagten. Die Haupträdelsführer der Aufstände, nämlich 
Hans Georg Weber, Michel Riedmüller und Hans Jerg Müller leugneten die ihnen vorge¬ 
worfenen Taten. Sie waren alle drei Mitglieder der Husarenkompanie und des Schreibens 
unkundig. 

3) Der Strafvorschlag der Kommission 

Nach Abschluss der Vernehmungen, die in vielem ein anderes, milderes Bild als die Anhö¬ 
rung der Elchinger Kommission ergaben, kamen die Delegierten grundsätzlich zu der Auflas¬ 
sung, dass die vorangegangene Haft und die über zweijährigen Einquartierungen, die manche 
fast an den Bettelstab gebracht hätten, in erheblichem Umfang strafmildernd sein müssten. 102 
Die Kommission teilte sodann die impetrantischen Bürger bei ihrem Strafvorschlag in vier 
Klassen ein: 

Zu der ersten Klasse, also derjenigen der Hauptdelinquenten rechnete sie Hans Georg We¬ 
ber, Michel Riedmüller, Hans Jerg Müller, Erasmus Botzenhardt und Adam Riedlinger. We¬ 
ber bezeichnete sie als einen der liederlichsten Bürger Gmünds, meinte aber, nach erlittener 
Haft und über zweijährigen Einquartierungen sei die an sich erforderliche Landesverweisung 
auf Lebenszeit nicht mehr angemessen, eine zweijährige Landesverweisung reiche aus. Eine 
Landesverweisung in zeitlich geringerem Umfang hielt die Kommission auch bei den ande¬ 
ren der ersten Klasse für ausreichend. 103 

Bei der zweiten Klasse der Delinquenten. 35 an der Zahl, hielt die Kommission lurmstra- 
fen oder Geldstrafen für ausreichend. Zu dieser Klasse rechnete sie u.a. die Eheleute Samuel 
und Salome Zeller und Ursula Weber, die Ehefrau des Hans Georg Weber, welche sie für 
eines der „schlimmsten und ruchlosesten Weiber“ in der ganzen Stadt hielt. In die zweite 
Klasse reihte die Kommission auch die Viehdiebe ein, die 1701 fünf Stiere und eine Kuh 
in die Stadt getrieben hatten. I(M Zur dritten Klasse rechnete die Kommission zwölf Bürger 
und ihre Frauen, die aus purer Neugier an den Aufläufen teilgenommen hätten und sah hier 

101 „Gravamina“, Schreiben des Rais an die Kommission vom 27.3.1706, HStAS A 232. Bü 198. Nr. 36 

102 Relation, aaO, S. 24 ff. 

103 Relation. aaO, S. 24 ff. 

104 ebd.. S. 33 ff. 
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von einem Strafvorschlag ganz ab. 105 Bei der vierten Klasse, 102 Betroffenen, vermerkte 
die Kommission, Impetranz allein mache nicht strafbar und die Beschwerden der Bürger 
seien auch ausreichendst erwiesen. Die Kommission konnte im übrigen ein strafwürdiges 
Verhalten bei den Beschuldigten nicht feststellen. Diesen 102 Impetranten, die alle Einquar¬ 
tierungen zu ertragen hatten, wurde auch eingeräumt, die Einquartierungskosten, die ihnen 
durch die Kreistruppen erwachsen waren, zu zwei Dritteln mit künftigen Schatzungen zu 
verrechnen. 106 

Dem Maler Johann Georg Heberlen bescheinigte die Kommission, er sei nicht der „Prin¬ 
zipalrädelsführer“ gewesen, sondern habe die Bürger im Gegenteil beruhigt und von den 
übrigen Vorwürfen gegen ihn sei wenig übrig geblieben. 107 

4) Beurteilung der Justiz und des bürgerlichen Verhaltens 

Die Delegierten gelangten angesichts der Fülle und des Inhalts der in den Anhörungen noch 
vorgetragenen Beschwerden zu der Auffassung, dass die städtische Justiz unfähig sei und 
zu lange und konfus, aber auch parteiisch verhandle. Sie nahm auch mit Verwunderung das 
Verhalten der Parteien vor Gericht wahr, das sie als unbescheiden, grob, respektlos und ge¬ 
legentlich auch brutal gegenüber dem Rat empfand. Der Rat habe es öfter mit wilden, undis¬ 
ziplinierten und rohen Bürgern zu tun. Beispielhaft nannte die Kommission hier die bereits 
mehrfach erwähnte Salome Zeller, die bei der Kommission immer wieder mit nichtigen und 
unbegründeten Wünschen auftauchte, deren Behandlung dadurch nicht einfacher wurde, dass 
sie dazu ihren Mann und ihre sieben Kinder mitbrachte. 108 

5) Die Erarbeitung des Rezesses 

Parallel zur Untersuchung des Sachverhaltes ging die Kommission gemeinsam mit Rat. 
Geistlichkeit und Bürgern in mehreren Diskussionsrunden an die Erarbeitung eines Rezes¬ 
ses. Am 10. Mai 1706 war dann der Hauptrezess fertiggestellt und am 1. Juni 1706 auch der 
Nebenrezess. Schon die Tatsache, dass dieses Vertragswerk zusammen 103 Punkte umfasste, 
zeigt, dass mit den beiden Verträgen das bürgerliche Leben in vielen wesentlichen Punkten 
eine neue Grundlage erhielt. Freilich waren Widt und Weibel durchaus skeptisch, ob ein 
dauerhafter Friede nun einkehren würde und drängten deshalb auf eine rasche Bestätigung 
des Rezesses durch den Kaiser. Zu dieser Skepsis trug bei, dass kurz vor der Abreise Widts 
der Rat daran ging, drei vakante Ratsstellen neu zu besetzen. Widt nahm an der Wahl teil und 
ermahnte die Räte, sich an den Rezess zu halten und zu beweisen, dass dieser ehrlich gemeint 
gewesen sei. Man solle daher auf die beste Eignung und nicht auf die Verwandtschaft achten. 
Die Mitglieder des Rats nahmen dies zur Kenntnis und wählten aus den sechs Kandidaten 
für die drei Ämter einen Schwager des Bürgermeisters Stahl, einen Stiefenkel des Bürger¬ 
meisters Storr, sowie einen dritten, den die Kommission für unfähig hielt. 109 Das gleichzeitig 
zur Wahl stehende Amt des Weinvisierers wurde mit dem Bruder eines Ratsherrn besetzt, der 
auch Schwager des Stadtschreibers war. 

Der sofort hiergegen erfolgte Einspruch der Impetranten wurde von der Kommission zwar 
abgewiesen, sie bemerkte aber, es müsse bei rund 1000 Bürgern an sich taugliche Subjekte 
geben. 110 

105 ebd., S. 42 ff. 

106 ebd., S. 50 ff. 

107 ebd., S. 42 ff. 

108 Relation, aaO, S. 90 f. 

109 11.6.1706. HStAS A 232. Bü 200, Nr. 58 

110 Relation, aaO, S. 90 ff. 
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Johann Georg Debler (1720-1790), Öl auf Leinwand, H 100,5 x B 80,5 cm. Johann Georg Strobel um 
1780 

Der Abgebildete war Goldschmied und Handelsmann, Sohn des Johann Debler aus erster Ehe, verhei¬ 
ratet seit 1748 mit Theresia v. Stahl und seit 1762 mit Elisabeth Mayer. Sein Sohn Johann Georg Debler 
war mit Maria Theresia Brigitte v. Stahl verlobt. 
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Schon kurz darauf, die Delegierten waren abgereist, fand Bürgermeister Storr des Morgens 
an seiner Hoftür ein Pasquill folgenden Inhalts angeschlagen: 

„Michel Storr, Bürgermaister. mache dich bereit 

Dann Du noch hast vier Wochen Zeit.“ 

Dieses vom Versmaß her schlechte und ansonsten unbedeutende Pasquill nahmen Bürger¬ 
meister und Rat zum Anlass eines dramatischen Briefes an Friedrich Jakob Widt, in dem sie 
über die gefährlichen Leute klagten, die ihre „minas“ in das vollendete Werk legten. 1 " Storr 
seinerseits verdächtigte die Impetranten, des Gedichts Urheber zu sein, aber diese versicher¬ 
ten feierlich, es nicht gewesen zu sein, aber zu glauben, dass das Pasquill von Storr selbst 
stamme. Zugleich beklagten sie, dass der Rat seine alten Gewohnheiten weiter pflege und 
sich nicht an den Rezess halte, der doch „so trefflich eingerichtet“ sei." : 

Zahlreiche weitere Beschwerden der Impetranten folgten, vor allem die. dass die Mitglie¬ 
der des Rats zu wenig Steuern zahlten. 

Da die Kommission auch wegen der Landuntertanen nochmals nach Gmünd fahren muss¬ 
te. behandelte sie bei dieser Gelegenheit im Oktober 1706 auch die nachgereichten Vorwür¬ 
fe. Dabei befragte die Kommission 15 Mitglieder des Rats, welches Vermögen sie jährlich 
versteuerten. Es zeigte sich dabei, dass die Bürgermeister Storr und Stahl immerhin 17425 11 
bzw. 18000 fl jährlich versteuerten. Dagegen lagen die Beträge der übrigen befragten Rats¬ 
mitglieder zwischen 400 11 und 6350 fl, Zahlen also, die auch nach dem alten Steuerfuß 
außerordentlich niedrig erscheinen mussten. Storr gab dabei zu Protokoll, er bezweifle sehr, 
dass alle ihr Vermögen so gewissenhaft angegeben hätten wie er und nannte auf entsprechen¬ 
de Frage bereitwillig sechs Mitglieder des Rats und den Ratskonsulenten Jeger." 3 

Die Kommission machte ihrerseits dem Rat in einem Gespräch auf dem Rathaus sehr 
deutlich, dass der Rezess prompt und uneingeschränkt schon jetzt einzuhalten sei," 4 dies 
deshalb, weil er mit der Unterzeichnung in Kraft trat und nicht erst mit der Bestätigung durch 
den Kaiser." 5 Es wäre allerdings dem Kaiser möglich gewesen, den Rezess noch zu ändern. 
Es war aus diesem Grund nicht nur wünschenswert, dem Rezess die kaiserliche Autorität zu 
verleihen, es war dies auch ein Gebot der Rechtssicherheit. 

VI - Der Borellische Tumult im August 1707 und die Jahre bis 1722 
1) Der Borellische Tumult 

Als die Delegierten wieder nach Meersburg und Stuttgart zurückgekehrt waren, legten im 
Februar 1707 die kreisausschreibenden Fürsten Relation und Rezesse mit Bürgern und Un¬ 
tertanen dem Reichshofrat vor. Trotz allem bestand die Hoffnung, dass zunächst einmal bei 
allen Beteiligten eine gewisse Ruhe einkehren würde und so das Leben in der Stadt und dem 
„Gmündischen Ländlein“, wie die Kommission es gerne ausdrückte, wieder seinen geregel¬ 
ten Gang nehmen und auch allmählich eine gewisse Prosperität einkehren werde. Vieles war 
ja fast zum Erliegen gekommen, so hatte die Stadt nach dem Jahr 1700 einige Jahre noch 
nicht einmal mehr Jahresrechnungen aufgestellt und dies auch allem Anschein nach nicht 
nachgeholt, so dass der aktuelle Stand der städtischen Finanzen unklarer denn je war. 116 Doch 
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die allseitigen Erwartungen wurden zunächst einmal durch einen wunderlichen Zwischenfall 
enttäuscht, der zugleich zeigte, wie fragil die Lage in Wirklichkeit war. 

In Wien hatte Veit Botzenhardt, Goldschmied und Bruder des bereits bekannten Waffen¬ 
schmieds Erasmus Botzenhardt über sechs Jahre mit Weib und Kind im Exil verbracht und 
dort den Johannes Baptista Borell kennen gelernt, wohl aus Crailsheim stammend." 7 Dieser 
schmückte sich mit dem Titel eines Doktors der Medizin, gelegentlich auch dem der Rechte 
und war im übrigen ziemlich vermögenslos. Botzenhardt und Borell freundeten sich an und 
kamen überein, das Blatt in Gmünd doch noch zu wenden. 1706 verfolgten sie von Eliwangen 
aus die Tätigkeit der Kommission in Gmünd, hielten sich auch in Mutlangen. Leinzell und 
Heuchlingen auf und kamen zuletzt in wenig präsentablem Zustand im August 1707 nach 
Iggingen. Dort nahmen sie bei dem gmündischen Wirt Hans Kolb, der ebenfalls nicht den 
besten Ruf genoss, Quartier. Borell ließ sich von einem bayrischen Schneidergesellen einen 
neuen Rock aus blauem Tuch und ein Camisol aus rotem Stoff machen, wofür er nie bezahlte. 
Am Abend des 19. August besprach er sich mit Bürgern und Bauern und sagte ihnen, er sei 
als kaiserlicher und königlicher preußischer Kommissar nach Gmünd entsandt, um die alten 
Streitigkeiten beizulegen und zugleich die Falschmünzeraffäre zu untersuchen. 

Sodann verfasste er einen Aufruf an die Gmünder Bauern, redete sie als „Liebe Getreue“ 
an und schrieb weiter, es sei nun der Tag gekommen, ihren Beschwernissen auf kaiserlichen 
Befehl ein Ende zu machen. Er befehle ihnen am nächsten Tag, einem Samstag und Markttag, 
sich in Gmünd um 8 Uhr einzufinden, ihre Beschwerden vorzutragen und ihre Unterdrü¬ 
cker gegebenenfalls auch festzunehmen. Dieser Aufruf wurde noch am Abend von mehre¬ 
ren Bauern verteilt. Auch den Bürgern ließ er durch Samuel Zeller, Samuel König und den 
bayerischen Schneidergesellen, den er inzwischen zu seinem Lakaien ernannt hatte. Gleiches 
mitteilen und sie zur Grät bestellen. 

Sodann marschierte Borell in einem Aufzug, der seiner angemaßten Würde wenig ent¬ 
sprach, bei strömendem Regen nach Gmünd, einen Stecken in der Hand und gefolgt von ei¬ 
nem Bauernbuben, der ihm eine alte Perücke nachtrug. In Gmünd stieg er bei einem Bierwirt 
ab und ließ sich von Bürgern eine Wache vor sein Quartier stellen. Er gab sich wieder als neu¬ 
er Kommissar aus und verkündete, er werde Johann Michael Storr festnehmen und nach Wien 
führen. Sodann suchte er im Lauf des Vormittags, gefolgt von etwa 50 Bürgern und Bauern, 
die Grät auf, drang ohne weitere Anmeldung in das Sitzungslokal des Rates ein und stellte 
sich als kaiserlicher und königlich preußischer Kommissar vor. Er sprach von der Notwen¬ 
digkeit, die Tore zu schließen und sich verdächtiger Personen und ihrer Häuser zu bemäch¬ 
tigen. Als ihn der Rat. der Aussagen zufolge völlig „perplex“ war, nach seiner Legitimation 
fragte, las er einiges aus seinem Pass vor, weigerte sich aber, ihn aus der Hand zu geben. So 
endete zunächst sein erster Besuch im Rathaus. Der Rat ließ sofort beim württembergischen 
Herzog nachfragen, was es mit Borell auf sich habe und erhielt von dem württembergischen 
Delegierten Widt die Auskunft, man möge Borell ans Kreisausschreibamt verweisen, wenn 
seine Legitimation einen einigermaßen zuverlässigen Eindruck mache, ansonsten solle man 
ihn zur Verhütung weiteren Aufruhrs arrestieren. Borell hatte inzwischen im Franziskaner¬ 
kloster Quartier erhalten und erschien am 23. August wieder im Rathaus. Nach einigem Hin 
und Her wurde er aufgefordert, bis zur Beschlussfassung des Rats zu warten. Das verweigerte 
er, wollte das Rathaus verlassen und wurde daran gehindert. Es kam zu einem Handgemenge, 
bei dem der Stadtschultheiß Storr zwei Löcher im Kopf davontrug. Borell und seinen Helfern 
gelang die Flucht, teils ins Württembergische, teils in das Franzikanerkloster. 

117 s. dazu und im folgenden Bericht des Oberrats Widt vom Oktober 1706 an den Herzog von Württemberg und 
den Bischof von Konstanz, HStAS A 232, Bü 195 
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Die rechtens im Amt befindliche Kommission aus Stuttgart und Konstanz wurde wieder 
nach Gmünd entsandt und untersuchte ab Mitte September den Vorfall eingehend. Dabei 
ergab ein Brief des preußischen Königs, dass Boreil auch in dessen Herrschaftsbereich schon 
unangenehm aufgefallen war. Die Vernehmungen der Kommission klärten zwar den Sach¬ 
verhalt, zu mehr aber kam es nicht, denn die im Franziskanerkloster weilenden Beteiligten 
weigerten sich, vor der Kommission zu erscheinen und die anderen Flüchtigen konnte man 
nicht ergreifen. Die Kommission war zu Recht außerordentlich verärgert über den Auftritt 
Borells und das Verhalten der Bürger und Bauern, weil sie den Eindruck haben musste, dass 
ihre Arbeit in Gmünd wenig Würdigung fand. Entsprechend herb fiel auch ein Brief des 
Herzogs von Württemberg und des Bischofs von Konstanz nach Gmünd aus: Den Beteiligten 
wurde ihr Verhalten „höchst ungnädig“ verwiesen und bei neuen Tätlichkeiten mit Leib- und 
Lebensstrafe und Konfiszierung der Güter gedroht. 118 

Mit Abstand betrachtet war der Borellische Tumult nicht mehr als eine schlechte Posse, 
aber er zeigte doch, wie schnell es in Gmünd zu neuem Aufruhr und neuer Unruhe kommen 
konnte. 

2) Die Zeit bis 1722 

Dennoch ließ der Abschluss der Angelegenheit auf sich warten. Die Kommission drängte 
weiter auf eine kaiserliche Bestätigung und hatte dazu umso mehr Grund als die Bürger Jo¬ 
hann Georg Heberlen und Johannes Mayer sich erneut an sie wegen Verletzung des Rezesses 
wandten. 119 Die Kommission beriet und kam zu dem Schluss, das „Unwesen“ in Gmünd bre¬ 
che wieder hervor. Man kam aber überein, auf einen erneuten Besuch in Gmünd wegen der 
Kosten, welche die Impetranten kaum tragen könnten, zu verzichten. So schickte die Kom¬ 
mission ein Dekret an die Stadt, 120 in dem sie darauf hinwies, dass Mord, Totschlag und der 
gänzliche Zerfall des Stadtwesens drohe, wenn der Rezess nicht beachtet werde. Müsse die 
Kommission wieder nach Gmünd kommen, werde sie zu den Unkosten auch die für schuldig 
befundenen Ratsmitglieder heranziehen. Dieses Dekret gab der württembergische Kloster¬ 
vogt aus Lorch Ende März in Gmünd dem Rat bekannt. Zugleich wandte sich die Kommissi¬ 
on erneut an den Kaiser. 121 Der Rat erwiderte seinerseits am 21. Mai 1710, 122 er habe wegen 
der „Heiligen Fastenzeit und der Osterferien“ erst jetzt antworten können. Er beklagte sich 
über die niemals ruhigen „Quaerelanten“ in Gmünd, die gewohnt seien, „zu kritisieren, zu 
syndicieren, zu taxieren und durch die Hechel zu ziehen“ und „lose Mäuler“ hätten. Der Rat 
fuhr sodann kurz und bündig fort, er wolle den Rezess halten, aber die Mitbürger wollten es 
nicht. Man habe sie ohne Erfolg daran erinnert. Der Rat habe sich angesichts des gefährdeten 
Zustands der Stadt nicht getraut, die Bürger mit seiner Exekutivgewalt zur Beachtung des 
Rezesses anzuhalten. Die Kommission solle doch die Bürger in einem „geschärften Dekret“ 
ermahnen, den Rezess einzuhalten. 

Über die folgenden Jahre geben die Akten keinen Aufschluss. Vermutlich wurde der Re¬ 
zess teilweise eingehalten und der Rat achtete seinerseits darauf, neue persönliche Verfeh¬ 
lungen zu vermeiden. An der Spitze der Stadt gab es auch personelle Veränderungen: Die 
Bürgermeister Stahl, Eisele und Storr starben in denJahren 1708, 1713 und 1715.Am 14. Juli 
1715 wurde nach 16 Jahren wieder der Schwörtag gehalten. 123 Spätestens im Jahr 1722 hatte 

118 Oktober 1707. aaO 

119 17.2.1710. HSlASA 232, Bii 195 
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die kaiserliche Kommission, die ja noch bestand, zwei neue Delegierte erhalten, nämlich 
den wiirttembergischen Regierungsrat von Lyncker und den Hochfürstlichen Konstanzischen 
Hofrat Schwendtner. Beide waren vor allem um die Beilegung der Streitigkeiten zwischen 
Rat und Untertanen bemüht. 124 

Am 13. Juni 1722 erging dann das kaiserliche Dekret gegenüber Bürgern und Untertanen 
in der Sache „Schwäbisch Gemünd contra Schwäbisch Gemünd“, mit dem die Regierung 
in Wien die Rezesse vom 10. Mai und 1. Juni 1706 mit einigen Änderungen bestätigte. 125 
Der Kaiser bekräftigte, dass diese Rezesse das „Justiz-, Policey- und Oeconomiewesen“ in 
Gmünd wieder aufrichten sollten. Er rügte „missfälligst“ die groben Mängel des Regiments 
des Rats, ferner, dass einige seiner Mitglieder die ihnen anvertraute Gewalt und Autorität 
schändlichst missbraucht hätten. Zu Bürgermeister Storr führte das Dekret aus, dass seine 
üble Administration, seine Ungerechtigkeit und Bedrückung der Bürger, zumal auch seine 
schändliche Bereicherung Ursache genug seien, ihn des Amtes zu entheben, so er noch am 
Leben wäre, dass ihm aber Gelegenheit zur Bewährung gegeben werde. Der Kaiser rügte 
aber auch, dass ein großer Teil der Bürgerschaft den schuldigen Gehorsam und gebührenden 
Respekt gegen die Obrigkeit ganz vergessen habe. 

VH - Der Hauptrezess und der Nebenrezess von 1723 (1706) 

Die beiden Rezesse gingen auf alle wesentlichen Beschwerden der Bürger ein und regelten 
sie fast ausschließlich in ihrem Sinne. 126 So kann man sagen, dass ihr Inhalt diese Beschwer¬ 
den abbildete. 

1) Bestimmungen zu Verfassung und Verwaltung der Stadt 

Die Rezesse legten fest, dass die Ratswahlen und Wahlen der städtischen Bediensteten künf¬ 
tig geheim erfolgen sollten und dass dabei auf die größtmögliche Eignung der Kandidaten zu 
achten sei. Wer mit einer Ratsperson bis zum dritten Grad verwandt war, war künftig nicht 
wählbar. Ein Dispens von dieser Vorschrift konnte nur von der Mehrheit des ganzen Rats 
erteilt werden, was auch für die anderen Vorschriften der Rezesse galt. 127 Gesetze galten für 
alle, auch für den Rat. Das Vertragswerk enthielt weiter Vorschriften zu einer ordentlichen 
Führung des Archivs, 128 regelte das Zivilprozessverfahren und ließ künftig die Vertretung der 
Parteien durch Advokaten zu. 126 Das Appellationsrecht an den Kaiser wurde ausdrücklich 
bekräftigt. 130 Für die Bürger sollten bei geringen Vergehen „leidenliche“ Gefängnisse anstatt 
der bisher dafür üblichen Malefizgefängnisse eingerichtet werden. 131 

Die veralteten Urfehden und Eide, sich nicht an der Stadt zu rächen, wurden abgeschafft. 132 
Der Missbrauch der städtischen Ressourcen wie auch der des Spitals wurde bei Androhung 
der Amtsenthebung untersagt. 133 

124 s. 9.11.1722, StAL B 179, Bü 122, die Kommission war am 5.10.1722 nach Gmünd gekommen. F X Debler 

aaO. S. 105. 

125 Text abgedruckt in „Gmünder Chronik 1908“ 

126 Text abgedruckt in „Gmünder Chronik 1908“ ; im folgenden „HR“ für Hauptrezess und „NR“ für Nebenre¬ 

zess 

127 HR 7 

128 HR 14 

129 HR 10-12 

130 HR 10, NR 22 

131 HR 28 

132 NR 18 

133 HR 25, 26 
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Zu Besoldung und Präsenzgeldern wurde bestimmt, dass alle Präsenzgelder, die für die 
Ausübung von Tätigkeiten des Hauptamts seither bezahlt wurden, vollständig abgeschafft 
wurden. Als Ausgleich wurde den Geheimen eine Besoldungserhöhung bewilligt und für alle 
Ratsmitglieder eine jährliche Summe festgesetzt, aus der Sitzungsgelder für die Teilnahme 
an Ratssitzungen zu reichen waren. 134 

2) Bestimmungen zum Steuerwesen und zur Schatzung 

Breiten Raum nahm die Neuregelung des Steuerwesens, eines Hauptanliegens der Bürger, im 
Hauptrezess ein. 135 Nach wie vor galt das System der Eidsteuer, jeder Steuerpflichtige hatte 
also sein Vermögen selbst auf einem Zettel aufzustellen, diesen den Steuerherren zu überge¬ 
ben und die Richtigkeit seiner Angaben unter Eid zu versichern. 136 Der Steuerfuß war dem 
anderer Reichsstädte angepasst. 137 

Alle Häuser. Scheuern, sonstigen Gebäude und unbebaute Plätze innerhalb der Stadtmau¬ 
ern sollten zur Hälfte ihres Werts, die Gärten in der Stadt dagegen zum ganzen Wert versteu¬ 
ert werden. 138 Darlehen an die Stadt waren voll zu versteuern, sofern sie 5 % Zins ertrugen. 139 
Das Vermögen von Waisen war nur zum halben Wert anzusetzen. 140 

Passivschulden waren nicht zu versteuern mit Ausnahme der Kapitalien, welche der Steu¬ 
erpflichtige künftig bei Klöstern und pia corpora der Stadt aufnahm. Wer für solche Dar¬ 
lehen sein Grundstück belastete, konnte diese Belastung nicht vom Wert des Grundstücks 
abziehen. 141 Damit sollte eine „Kapitalflucht“ zu den steuerfreien geistlichen Einrichtungen 
vermieden werden. 

Alles übrige Vermögen war zu seinem vollen Wert zu versteuern, das galt auch für das 
„feiernde“ Geld. Geld also, das als Rücklage diente. 142 Nach dem Steuerfuß von 1685 war 
das ruhende oder feiernde Geld nur mit dem vierten Teil in die Steuer zu legen, eine Rege¬ 
lung, die nicht nur unverständlich war, sondern die Vermögenden eindeutig begünstigte und 
außerdem als eine Gmünder Besonderheit betrachtet werden musste, weil es sie in anderen 
Reichsstädten nicht gab. 143 

Steuerbetrug führte zur Nachzahlungspflicht, auch der Erben. 144 Ein Vermögensverlust 
während eines Veranlagungszeitraums konnte steuermindernd geltend gemacht werden. 145 

Jeder Bürger hatte einmal im Jahr in Anerkennung seiner Bürgerrechte ohne Rücksicht auf 
die Höhe seines Vermögens eine Steuer von 30 Kreuzern zu entrichten, Bürgerwitwen und 
Waisen zahlten die Hälfte. 146 

Bei Schatzungen war wie bei den Untertanen auch der Zweck der Schatzung anzugeben 
und sie nur zu diesem Zweck zu verwenden. 147 Darlehensaufnahmen durfte nur noch der 
ganze Rat beschließen. 148 


134 kaiserliches Dekret v. 13.6.1722, Punkt 16 

135 HR 29-41 

136 HR 30 

137 HR 29 

138 HR 31 

139 HR 32 

140 HR 33 

141 HR 34 

142 HR 36 

143 Relation, aaO, S. 86 

144 HR 37, 38 

145 HR 39 

146 HR 40 

147 HR 41 

148 HR 44 
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In diesem Zusammenhang wurde der Rat ermahnt, die große Schuldenlast bei „Gott gebe" 
besseren Zeiten nach und nach abzubauen. 

3) Bestimmungen zu den einzelnen Berufsgruppen 

Die Regelungen zum Handwerk bekräftigten zunächst die Fortgeltung der bestehenden Ord¬ 
nungen 1 ^' und das Recht des Handwerks, über Handwerksstreitigkeiten in erster Instanz selbst 
zu entscheiden. 1 ''" Der Rat sollte fortan Achtmeister nur aus den vom Handwerk nominierten 
Kandidaten wählen. 1 " 1 Ganz wesentlich war die Bestimmung, dass zukünftig jeder nur noch 
ein Handwerk ausüben durfte, auch, wenn er mehrere erlernt hatte. 152 Von besonderer Be¬ 
deutung war auch die Bestimmung, dass Handwerker, welche die Handelschaft nicht erlernt 
hatten, aber dennoch Kramläden neben ihrem Handwerk betrieben, diese schließen mussten, 
wenn sie erst nach 1698 begründet worden waren. 153 

Breiten Raum nahmen die Regelungen zum Bierbrauer-, Bäcker- und Wirtegewerbe ein, 154 
weil hier der Übergang zwischen den einzelnen Tätigkeiten fließend war und so nach der 
neuen Regelung zur Ausübung nur eines Handwerks eine sehr differenzierte Beurteilung er¬ 
folgen musste. 

Eine ausführliche Regelung erging zur Umgelderhebung. 155 

Bei den Apothekern wurde festgelegt, dass die von ihnen gewünschte Ulmer Apotheker¬ 
taxe gelten solle. 1 " 6 Außerdem wurde in ihrem Interesse und dem der Ärzte bestimmt, dass 
den Ärzten allein Diagnose und Therapie und den Apothekern ausschließlich Herstellung 
und Verkauf der Arzneien zustehc. Quacksalberei sollte damit ausgeschlossen werden, aber 
auch ein Übergrill der Apotheker in die ärztliche Tätigkeit und umgekehrt. 157 Visitationen der 
Apotheken sollten künftig alle drei Jahre stattfinden. 158 

In den Rezessen waren ferner zahlreiche Regelungen für einzelne Handwerke enthalten. 
Hier sollen nur noch die Regelungen für die Gold- und Silberschmiede abgehandelt werden, 
die tiir die Stadt so wichtig waren und deren Klage erst zu den Rezessen geführt hatte. 

Hier wurde bestimmt, dass Handelsleute und Bürger bei dem hergebrachten Handel der 
Gold- und Silberwaren zunächst verbleiben durften und dass dies auch für alle Goldschmiede 
gelte. 1 '"' Das Kaiserliche Dekret vom 13.6.1722 bestimmte hierzu ergänzend, dass es bei die¬ 
ser Bestimmung „sein beständiges Verbleiben" haben solle und die vorläufige Ordnung des § 
20 HR „in ein immerwährendes unveränderliches Gesetz“ verwandelt werde, sowie, dass alle 
vom Rat erlassenen widersprechenden Dekrete aufgehoben seien. 

Es wurde ferner bestimmt, dass künftig bei allen Silberwaren kein geringeres als 13-lötiges 
Silber zu verarbeiten sei. 16 " Dies gelte auch für die Filigranarbeiter, die sich über Pfusch in 
ihrem Handwerk beschwert hatten. 161 Auch die Beschau der Silberwaren wurde geregelt. 162 
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150 HR 17 

151 HR 18 

152 HR 19 

153 NR 43 

154 NR 28-38 

155 NR 1-7 

156 NR 49 

157 NR 49-52 

158 HR 47 

159 HR 20 

160 HR 21 

161 NR 39 
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4) Sonstiges 

Die Zahl der Beisitzer hatte sich 1699 auf 228 belaufen 163 und war in der Zwischenzeit eher 
noch höher geworden. Die Bürger befürchteten infolgedessen eine Verknappung des Wohn- 
raums und seine Verteuerung. Der Rezess bestimmte daher, dass die Zahl der Beisitzer nach 
und nach verringert werden sollte und neue Beisitzer nur mit Genehmigung des Rats aufge¬ 
nommen werden durften. 164 

Grundsätzlich wurde der Verkauf von Gemeinde- und Allmandgütem erschwert und die 
Entscheidung dem ganzen Magistrat zugewiesen. 165 

Schließlich sei erwähnt, dass in § 23 NR den Bürgern das so beliebte Zechen im Kloster 
Gotteszell im Interesse der Wein- und Bierwirte ebenso untersagt wurde, wie der Kauf von 
Alkoholika aller Art im Kloster. Einen gewissen Ausgleich mag es da bedeutet haben, dass 
zugleich festgelegt wurde, dass die Stadt „jederzeit“ mit gutem und gesundem Brot und Bier 
zu versorgen sei. 166 

5) Schlussfolgerung 

26 Jahre nach der Beschwerde der Goldschmiede waren die Rezesse von 1706 mit einigen 
Änderungen auch vom Kaiser bestätigt worden. Dies war eine lange Zeit und so war von den 
Hauptbeteiligten wohl Johann Georg Heberlen einer der wenigen, die diesen Tag noch erlebt 
hatten. 

Ohne Zweifel hätte ohne das Eingreifen der kaiserlichen Kommission die Reichsstadt 
Gmünd die Bürgerunruhen nicht aus eigener Kraft bewältigen können und so ist zu bezwei¬ 
feln. dass sie als Reichsstadt hätte weiter existieren können. Ohne Zweifel erwiesen diese 26 
Jahre auch erneut eine Schwäche des Systems der kaiserlichen Kommissionen: Es dauerte zu 
lange, bis auch die Autorität des Kaisers gesprochen hatte und dies schadete dem Ansehen 
der Kommission und vor allem der Sache. 

Sachlich waren die Ergebnisse der Rezesse so, dass die Impetranten sie als Sieg auf der 
ganzen Linie betrachten durften. Justiz, Verwaltung, Steuerwesen und Handwerk waren ver¬ 
ständlich und meist gut geregelt und der Macht der fünf Geheimen war ein Riegel vorge¬ 
schoben. Ob freilich der Stadt mit der Regelung der Ausübung nur eines Handwerks und 
der Vorschrift, bestimmte Kramläden zu schließen, im 18. Jahrhundert noch ein guter Dienst 
erwiesen wurde, war wohl auch im Jahre 1723 eher zu bezweifeln und es war auch zu be¬ 
zweifeln, dass diese Regelungen ohne weiteres durchzusetzen waren. Bei den Kramläden 
galt das umsomehr, als deren Führung neben dem eigentlichen Handwerk in süddeutschen 
Reichsstädten nichts Ungewöhnliches war. Das Verbot der Verarbeitung geringlötigen Silbers 
war schließlich auch in Zukunft sicher nur schwer durchsetzbar. 

Es galt nun, den Rezess zu beachten. Hier barg die sicher notwendige Dispensmöglichkeit 
Gefahren für die Zukunft. Besonders musste man sich aber fragen, wie Stadt und Bürger die 
letzten 25 Jahre Überstunden hatten. Bei der Stadt ist festzustellen, dass die Schulden der 
Kontributionskasse seit 1700 auf rund 372 000 fl gestiegen waren, 167 für eine Stadt dieser 
Größe eigentlich eine unvorstellbar große Summe. 


163 Dominikus Debler, Bd. 1.1, S. 312-316 

164 NR 15 

165 HR 27 

166 NR 13 

167 5.9.1721. Entwurf jährlicher Schatzungseinnahme. StAL B 179, Bü 222 
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VIII - Der Vereinigungsrezess vom 17.10.1753 


Gamundia redivivci sive 
aerarium resuscitatum (?) 

1) Die Haushaltssituation ab 1723 

Die Unterzeichnung des Rezesses von 1706 ließ bei vielen Bürgern Hoffnung auf einen 
grundlegenden Neubeginn aufkommen und viele erwarteten sich als Voraussetzung dafür 
eine grundlegende Verbesserung der finanziellen Lage des kleinen Staatswesens. Zu diesen 
Bürgern gehörte auch der damalige Ratskonsulent Eustachius Jeger und so gab er seinem 
zweiten Buch über Recht und Verwaltung der Stadt den beziehungs- und hoffnungsvollen Ti¬ 
tel: „Gamundia rediviva sive aerarium resuscitatum. das ist die in die Tüffe weith gesunckene 
und nun wider empor erhöhte Statt Gmündt.“ 

Die Zeit nach 1723 war einem solchen Neubeginn insofern günstig, als es ruhigere Jah¬ 
re waren, weniger von Kriegen geprägt als die Zeit zu Beginn des Jahrhunderts. Die Stadt 
hatte in ihrem Entwurf der jährlichen Schatzungseinnahmen und der ungefähren Ausgaben 
an Reich und Kreis im Jahre 1721 168 vorgesehen, Bürgern und Untertanen nicht mehr als 
21 000 fl jährlich an Schatzungen zuzumuten, andererseits aber für erforderlich gehalten, für 
Verzinsung und Tilgung ihrer Schulden ca. 15 000 fl dieser Schatzungseinnahmen zu verwen¬ 
den. Dass dies den Versuch einer Quadratur des Kreises bedeutete und die Stadt für Rück¬ 
zahlungsverpflichtungen in dieser Höhe mindestens 5000 fl mehr an jährlichen Einnahmen 
benötigte, wusste sie erklärtermaßen selbst. 

Ein Blick auf 30 Jahresrechnungen der Kontributionskasse in den Jahren von 1730 bis 
1775 166 zeigt denn auch, dass die Stadt ernsthaft versuchte, ihre finanzielle Lage zu verbes¬ 
sern, dieses Ziel aber nicht erreichte. In den Jahren 1729- 1740 wurden zwischen 7000 und 
16000 fl jährlich für Zins und Tilgung verwandt. Die jährliche Belastung von Bürgern und 
Untertanen durch Schatzungen belief sich in dieser Zeit auf etwa 21 000 fl pro Jahr. Auch in 
anderen Reichsstädten war das vierte Jahrzehnt des 18. Jahrhunderts eine verhältnismäßig 
gute Zeit. 1 0 Mit dem Beginn des Österreichischen Erbfolgekrieges ab 1740 war diese gute 
Zeit erst einmal vorbei und Zins und Tilgung gingen in Schwäbisch Gmünd deutlich zurück. 
Dagegen stiegen die Schatzungen, wie die Jahresrechnungen von 1740-1746 zeigen, auf 
durchschnittlich über 25 000 11 pro Jahr an. 171 In die Jahre 1750- 1760 fällt der Beginn des 
Siebenjährigen Krieges im Jahre 1756 und so zeigen denn die Jahresrechnungen 1754- 1760 
bereits durchschnittliche jährliche Schatzungen von ca. 29000 fl bei Zins- und Tilgungsleis- 
tungen von nur 6000 bis 15000 fl. Im nächsten Jahrzehnt waren die Schatzungen bereits 
auf knapp 33000 fl jährlich gestiegen und Zins und Tilgung auf 4000-9000 fl jährlich ge¬ 
lallen. Ähnliches lässt sich für die Jahre 1770- 1775 feststellen. Insgesamt zeigen diese 30 
Jahresrechnungen der Jahre 1730-1775, dass von Bürgern und Untertanen insgesamt rund 
820000 fl an Schatzungen erhoben wurden, also im Durchschnitt der betreffenden Jahre ca. 
27000 fl. wovon knapp 71% die Untertanen trugen. Die jährlichen Schatzungen waren ge¬ 
genüber den Jahren 1650 bis 1700 noch einmal um etwa 11 000 fl jährlich gestiegen. Diese 
hohen Schatzungen sind insgesamt ein Indiz dafür, dass sich die finanzielle Lage der Stadt 
und die Höhe ihrer Verschuldung in jenen Jahren nicht verbesserte, sondern mehr und mehr 
verschlechterte, weil die alten Lasten nicht nachhaltig abgetragen werden konnten. Kaschiert 

168 ebd. 

169 Stadtrechnungen, Stadtarchiv Schwäbisch Gmünd 

170 s. etwa für die Reichsstadt Ulm: Rothe. aaO. S. 177 ff. 

171 Stadtrechnungen, aaO 
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wurde dies durch die bereits geschilderte Praxis der Stadt bei der Handhabung ihrer Rückzah¬ 
lungsverpflichtungen gegenüber den von ihr beaufsichtigten geistlichen und frommen Ein¬ 
richtungen. So zeigen auch die Jahresrechnungen weiterhin auf, dass immer wieder längst 
verfallene Zinse zu einem Teil zurückgezahlt wurden. Auf diese Weise kam 1767/68 das 
neue Waisenhaus in den Genuss von Schatzungseinnahmen, als nämlich die Stadt von früher 
geschuldete Zinse hergab und damit Baurechnungen des Waisenhauses beglich. 172 

Auch die Außenstände vermehrten sich in dieser Zeit rasch. Betrug der Rechnungsvortrag 
1730 noch 29784 fl , 173 so belief er sich 1740 bereits auf 100047 II. 174 und 1775 auf 120415 
fl. 175 Da in diesen Außenständen keine von der Stadt verausgabten Darlehen erscheinen, han¬ 
delt es sich insgesamt um Forderungen der Stadt, die ihre Ursache in Schatzungsrückständen 
der Bürger und Untertanen hatten, zum Teil noch aus der Zeit vor 1700. 

Die Stadt führte die ihr auferlegte Trennung von Stadtkammerkasse und Kontributionskas¬ 
se, die an sich eine haushaltssystematisch unglückliche Lösung war, mit einer Konsequenz 
durch, mit der die kaiserlichen Kommissionen wohl kaum gerechnet hatten. Die Besoldung 
der städtischen Bediensteten wurde zwischen beiden Kassen mit Akribie aufgeteilt und er¬ 
weckt den Eindruck, dass nahezu jedes Argument recht war, um die Besoldung in die Kon¬ 
tributionskasse zu verlagern. Kosten kaiserlicher Kommissionen erschienen in der Rechnung 
der Kontributionskasse. 176 Die Kosten der neuen Remsbrücke am Unteren Tor sind zumindest 
in den wesentlichen Teilen in den Rechnungen der Kontributionskasse von 1764 und 1765 
zu finden, 177 obwohl man sich fragen durfte, ob nicht die zivile Funktion der Brücke ihre 
Bedeutung für Reich und Kreis bei weitem überwog. Ähnliche Fragen stellten sich auch 
bei einer „Verehrung“ für den Provinzial der Franziskaner und bei „Douceurs“ aller Art bei 
allen möglichen Anlässen. Befremdlich mutet schließlich die Verbuchung der Kosten für den 
Trauergottesdienst anlässlich des Todes von Kaiser Franz I. im Jahr 1765 in der Kontributi¬ 
onskasse an. 

Diese Verfahrensweisen hatten für sich, dass die Belastung der Stadt gegenüber Kaiser und 
Reich noch größer erschien, was ihr in manchen Verhandlungen helfen mochte. Gegenüber 
den Abgabepflichtigen war die Stadt ebenfalls in einer besseren Position, weil sie nach außen 
für andere handelte. Das Verfahren der Stadt begünstigte schließlich die Bürger, denn Auf¬ 
gaben wurde teilweise durch Schatzungen der Untertanen mitfinanziert, die eigentlich von 
der Stadtkammerkasse zu tragen gewesen wären, die ja ihre Einnahmen überwiegend von 
Steuern der Bürger bezog. 

Die schlechten finanziellen Verhältnisse der Stadt waren kein Einzelfall unter den süd¬ 
deutschen Reichsstädten des 18. Jahrhunderts, sondern die Regel. Moser nannte dafür in 
seiner „Reichs-Stättischen Regimentsverfassung“ drei Gründe: die zu hohe Veranlagung in 
der Reichsmatrikel, die zu neuen Schuldaufnahmen führe, die dadurch veranlassten inneren 
Unruhen, verbunden mit hohen Kosten für die kaiserlichen Kommissionen und schließlich 
der Umstand, dass in manchen Reichsstädten „übel gehauset“ würde. 178 Unter letzterem ver¬ 
stand Moser persönliches Fehl verhalten der Verantwortlichen. 


172 Stadtrechnung 1767/68, aaO 

173 unter Berücksichtigung einer Kassenbereinigung in der Rechnung 1739/40, Rechnungen der Kontributionskas¬ 
se, aaO 

174 ebd. 

175 Rg. der Kontributionskasse 1774/75, aaO 

176 s. etwa Jahresrechnung 1784/85, aaO 

177 Stadtrechnungen. aaO; zur Remsbrücke s. auch H. Kissling: Die Remsbrücke von 1765 und ihre Figuren in: 
Gmünder Studien, Bd. 4, 1993, S. 51 ff 

178 aaO. S. 293 
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Die zuerst genannten beiden Ursachen wurden bereits für das Ende des 17. Jahrhunderts in 
Schwäbisch Gmünd aufgezeigt. Dabei ist für Gmünd daran zu erinnern, dass die bürgerlichen 
Unruhen um 1700 stark von sozial sehr schlecht gestellten Bürgerinnen und Bürgern geprägt 
waren. Gründe für die Annahme auch der dritten Ursache sind jedenfalls am Ende des 17. 
Jahrhunderts in Gmünd ebenfalls vorhanden. 

Freilich wurde die Ansicht Mosers, wie Rothe in seiner Abhandlung über die Reichsstadt 
Ulm bemerkt, von seinen Zeitgenossen nicht allgemein geteilt. 179 Der Niedergang der Städte 
wurde auch auf die schleppende Rückzahlung der öffentlichen Schulden durch die Kom¬ 
munen zurückgeführt, wodurch sich deren Lasten erhöhten, die wiederum auf die Bürger 
abgewälzt wurden. Isn Es wurde in diesem Zusammenhang auch darauf verwiesen, dass die 
Stagnation des eigenen Handels und Gewerbes dazu führte, dass die Städte Kapitalien bei 
auswärtigen Gläubigern aufnehmen mussten, wodurch die Zinsen der eigenen Wirtschaft 
verloren gingen. 181 

ln Gmünd lag hier insoweit eine Besonderheit vor, als die Stadt auch im 18. Jahrhundert 
sehr viele Darlehen bei den pia corpora der Stadt aufnahm oder von früher her schuldete, so 
dass die schleppend gezahlten Zinsen wenigstens zu einem großen Teil wieder an Einrich¬ 
tungen der Stadt zurück flössen. Die Stadt zeigte sich auch in der Lage, im Interesse ihrer 
Gläubiger, Zinsen im Einzelfall schneller zurückzuzahlen, 182 was den Baumaßnahmen der 
Gmünder Klöster immerhin zugute kam. 

Ergänzend zu der Ursachenkette Mosers ist schließlich die Hungersnot der Jahre ab 1770 
zu nennen, die zu erheblicher Fruchtteuerung und wirtschaftlicher Depression führte. 

2) Bürgerbeschwerden und Bürgerbefragung 

Die friedlicheren Jahre bis 1740 waren für Bürger und Untertanen eine für damalige Ver¬ 
hältnisse bessere Zeit. Dazu trug bei, dass die Schatzungen - wenn auch auf hohem Ni¬ 
veau - berechenbarer waren, seit der Schwäbische Kreis 1714 ein stehendes Heer aufgestellt 
hatte. Sie waren damit besser in wirtschaftliche Dispositionen einzuplanen. Die friedliche 
Zeit begünstigte auch den Handel mit den konjunkturempfindlichen Gmünder Waren, wie es 
Devotionalien. Schmuck und kleine Gold- und Silberarbeit nun einmal sind. Dies wiederum 
nützte den Goldschmieden, deren Wohlergehen auch im 18. Jahrhundert bestimmend für das 
politische Klima der Stadt sein musste. Auch die Baumaßnahmen der Klöster in den zweiten 
25 Jahren des 18. Jahrhunderts waren ein hoffnungsvolles Zeichen. Selbst die Stadt ging nun 
daran, die Brunnen aut dem Marktplatz und vor dem Chor des Münsters zu erneuern. 183 

Die Verhältnisse der Stadtkammerkasse entwickelten sich bis in die zweite Hälfte des 18. 
Jahrhunderts wesentlich günstiger als die der Kontributionskasse, da es bei ihr jetzt nur noch 
wenig Konfliktstoff gab. Das Volumen der jeweiligen Halbjahrshaushalte war auch klein ge¬ 
worden. Bis 1740 betrugen die Einnahmen ca. 5000 fl im Halbjahr, bis 1750 im gleichen 
Zeitraum 8000 bis 10000 fl. Bis 1770 erreichten die Einnahmen, wenn auch nicht immer, 
13000 bis 15000 fl pro Halbjahr. 


179 Rothe, aaO.S. 172 

180 so David Hünlin, Anmerkungen über die Geschichte der Reichsstädte, vornehmlich im schwäbischen. Ulm 
1775, zit. bei Rothe, aaO, S. 172 

181 Rothe, ebd. 

182 so eine Rückzahlung von 2433 II an die Dominikaner am 14.2.1749 und an die Franziskaner am 20.2.1749 in 
Höhe von 5829 fl, s. Rechnung der Stadtkammerkasse Jacobi 1749, Stadtarchiv Schwäbisch Gmünd 

183 1724 und 1725, beim Marienbrunnen durch Christoph Katzenberger und Sebastian Schedel, s. die Stadtrech¬ 
nungen der Stadtkammerkasse für die betreffenden Jahre. Stadtarchiv Schwäbisch Gmünd 
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Die Ausgaben zeigen ein ähnliches Bild. Die Rechnungsvorträge, die angesichts der Haus¬ 
haltssystematik dieser Zeit ja am ehesten ein Bild der damaligen Finanzlage geben, zeigen, 
dass die Stadt sogar in diesem Zeitraum Darlehen verausgabte. Die Stadtrechnung Lucia 
1723 zeigt noch ausschließlich Restanten der Bürger und Untertanen von 8764 fl. 184 In der 
Stadtrechnung Lucia 1745 waren die Außenstände der Stadt auf 21 627 fl gestiegen, doch 
unter Einschluss eines Darlehens von 2000 fl an die Benediktinerabtei Weingarten. 185 In der 
Rechnung von 1750 ist ein weiteres Darlehen von 6000 fl an das Kloster Wetlenhausen aus¬ 
gewiesen. 1760 erhielt die Reichsstadt aus Darlehen von rund 77000 fl Zinsen von 2357 fl. 
Allerdings stammten davon allenfalls 30000 fl aus Darlehen an Dritte. Die gesamten Außen¬ 
stände der Stadt betrugen 1764 bereits 136627 fl und waren 1774 etwa gleich hoch. 186 Der re¬ 
alisierbare Geldwert dieser Forderungen der Kasse war im einzelnen zweifelhaft. Es handelte 
sich dabei auch um Rückstände aus Johannis- und Martinisteuer, Bürgergeld, Wachtgeld, 
Hellergeld, Handlohn und Weglöse. Insbesondere aus den Steuerrückständen kann man den 
Schluss ziehen, dass die Vermögensverhältnisse der Bürger nach wie vor schlecht waren. 
Man muss aber auch annehmen, dass die Steuermoral ähnlich wie in anderen süddeutschen 
Reichsstädten nicht gut war, obwohl man Verständnis für die Forderungen der Stadtkammer¬ 
kasse eher annehmen durfte als bei Schatzungsumlagen für Reich und Kreis. 

Die Frage der Steuerehrlichkeit stellt sich auch wegen der Rechnungsergebnisse der Bür¬ 
gersteuern im 18. Jahrhundert, denn diese waren über die Veranlagungszeiträume hinaus na¬ 
hezu identisch. Die Johannis- und Martinisteuer betrug zwischen 1724 und 1732 jeweils 
zwischen 487 11 und 496 fl, zwischen 1746 und 1750 ertrug sie zwischen 553 und 564 fl. 
Auch bei einer Steuer, die am ehesten einer Vermögenssteuer gleicht, sind diese fast gleich 
hohen Zahlungen auffällig. Es ist daraus zu folgern, dass die einmal von den Steuerpflichti¬ 
gen gemachten Angaben über lange Jahre nicht geändert und damit nicht berichtigt wurden. 
Teilweise ist dieses Verhalten der Gmünder Steuerpflichtigen sicher auch aus der Tatsache zu 
erklären, dass das neue Steuerrecht des Rezesses von 1723 offenbar nicht annähernd in vol¬ 
lem Umfang in die Wirklichkeit umgesetzt wurde. Dies ergibt sich aus einer entsprechenden 
Bemerkung des Vereinigungsrezesses von 1753. 187 

Was für das Steuerwesen galt, war auch für andere Bereiche festzustellen, die der Rezess 
von 1723 geregelt hatte. Sämtliche Kaufleute mit dem Oberachtmeister Franz Achilles Stahl 
an der Spitze, beschwerten sich im Februar 1746 188 beim Rat darüber, dass entgegen dem Ne¬ 
benrezess 186 Handwerker, welche die Handelschaft nicht erlernt hatten, immer noch Kram¬ 
läden betrieben. Der Rat beschloss darauf 160 den Rezess „strictissime zu exekutieren“. Kurz 
darauf 161 schrieb der Gmünder Bürger und Goldschmied Simon Geiger dem Rat, er gehe mit 
dem „kostbaren“ Werk des Rezesses „höchst missbräuchlich“ um, weil nämlich nicht das 
Geringste der darin enthaltenen Verordnungen beachtet werde. Die Bürger würden durch ein 
solches Verhalten des Rats verspottet und die kaiserliche Majestät verlacht. 

Am 14. September 1747, nach immerhin 24 Jahren, beschloss der Rat, den Rezess von 
1723 mit Beginn des Jahres 1748 „ohnausweichlich“ in „seine Wirklichkeit“ zu setzen und 
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tat dies der Bürgerschaft kund. 162 Dies tat er freilich nicht zum ersten Mal, wie die Kauf¬ 
mannschaft 1749 dem Rat bestätigte. 193 Die Kaufleute baten bei dieser Gelegenheit erneut, 
bekannten „Stimplem“, wde Hans Georg Eisele, dem Ratsmitglied Philipp Schedel, Christian 
Schedel. Jakob Haas, Anton Mayer, außerdem aber „allen Silberarbeitern, Seilern, Bauern, 
Hausierern, Umträgern, Silber-, Gold- und Strümpfhändlern“ gemäß dem Rezess ihre uner¬ 
laubten Läden zu schließen. Die Kaufleute deuteten zugleich an. andernfalls eine Klage beim 
Reichshofrat einzureichen. 

Die Schließung der Läden erfolgte aber weiterhin nicht. Ein Grund hierfür war wohl auch 
die verstärkt aufgekommene Unsitte des sogenannten „Abschlags“. So nannte man die Ge¬ 
pflogenheit von Gmünder Handelsleuten, den Goldschmieden, aber auch andern Handwer¬ 
kern. kein Geld für ihre Arbeit zu zahlen, sondern an Zahlungs Statt allerlei Waren, die sie 
aus dem „Ausland“ einhandelten. Der Abschlag taucht schon 1680 in Gmünder Urkunden 
auf und wurde von der öffentlichen Meinung stets negativ bewertet. 194 Im Rezess 1723 ist 
von ihm nicht die Rede, w ; as darauf hindeutet, dass er zu dieser Zeit nicht als gravierendes 
Problem empfunden wurde. 

Die Waren, welche die Handwerker von den Handelsleuten bekamen, waren für sie zum 
einen nicht immer nützlich, zum andern wurden sie von den Handelsleuten oft im Wert will¬ 
kürlich zu hoch angesetzt, so dass der Handwerker auch dadurch einen Schaden hatte. Natür¬ 
lich war er nun darauf angewiesen, die Waren zu verkaufen, wodurch er mit den Kaufleuten, 
die Läden betrieben. Schwierigkeiten bekam. Diese sagten denn auch, der Abschlag ruiniere 
ihren Stand gänzlich. 195 Vermutlich gab es in Gmünd auch deshalb so viele Läden von Be¬ 
rufsfremden, weil diese gleichsam im Nebenerwerb die Waren verkaufen mussten, die sie als 
Abschlag bekamen. 

Nach w ie waren auch die Regelungen des Silber- und Goldschmiedehandwerks umstritten, 
insbesondere die Frage, wie viel Lot das zu verarbeitende Silber haben musste. Die Regelun¬ 
gen des Rezesses 1723 waren auch hier nicht umgesetzt worden, was freilich beim Angebot 
des Handwerks, das auf viele Produkte von kleinerem Wert ausgerichtet war, auch nicht 
leicht gewesen wäre. Flexibilität war hier gefragt. 

Schließlich wairde von den Vorschriften des Rezesses über die Blutsverwandtschaft bei 
Wahlen zum Rat entweder großzügig dispensiert oder sie wurden gar nicht angewandt. Der 
Gmünder Vogt Joseph Dominikus Hummel nannte in seinem Streit mit dem Gmünder Rat um 
1740 dazu zahlreiche Beispiele und behauptete auch, für die Erlangung seines Amtes 800 fl 
an verschiedene Ratsmitglieder bezahlt zu haben. 166 

Angesichts der Fülle nicht gelöster Probleme und der Tatsache, dass Rat wie Bürger erklär¬ 
ten, der Rezess von 1723 sei nicht verwirklicht, ist nicht verwunderlich, dass die kaiserliche 
Kommission, die um 1745 mit der Untersuchung der bäuerlichen Klagen in Gmünd befasst 
war, 197 sich spätestens 1746 auch mit den bürgerlichen Beschwerden befasste. 198 Freilich wa¬ 
ren die Gmünder Bürger von den Vorgängen, die zum Rezess von 1723 geführt hatten, aus 
eigenem Erleben oder über Erzählungen noch gründlich ernüchtert und dies galt auch für den 
Rat. So nahm das Verfahren einen völlig anderen Verlauf. 

192 StALB 178. Bü 114, S. 727 

193 19.6.. StAL B 178. Bü 120. S. 791 

194 H.Krause-Schmidt: „ihr Brodt mit kleiner Silberarbeit erwerben“. Schwäbisch Gmünd 1999, S. 232 f. 

195 Schreiben an Rat. 19.8.1749, StAL B 178, Bü 120, S. 791 

196 HStAS C 10. Schwäbischer Kreis, Nr. 700 

197 s.o. 3. Kap.. 6. Abschnitt 

198 dieses Datum nennt auch der Brief des Goldschmieds Geiger v. 22.6.1747, aaO 
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Es begann mit der Befragung von 870 zünftigen und 54 unzünftigen Bürgern im Oktober 
und November 1751 durch den Ellwanger Notar Bergmann. 199 418 dieser Bürger erklärten, 
unzufrieden mit der Verwaltung und Führung der Stadt zu sein. Dies ist eine beachtlich hohe 
Zahl und auch als Mehrheit anzusehen, weil ein stattlicher Teil der Bürger sich nicht äußerte, 
nicht äußern wollte, krank oder verreist war. Die Unzufriedenheit war nicht in allen Zünften 
gleich hoch. Besonders groß war sie bei der 350 Mitglieder starken Zunft der Schmiede und 
Goldschmiede. 181 von ihnen waren unzufrieden. Unzünftige und die beiden Zünfte der Ba¬ 
der und Schreiner, sowie der Schuhmacher äußerten sich dagegen positiver. 

Hauptbeschwerden waren, dass der Rezess von 1723 nicht eingehalten wurde, ferner die 
hohen Schatzungen, die vielen Beisitzer, die fehlende Polizeiordnung und die Steuerun¬ 
gleichheit. Deutlich berufsbezogen waren die Vorwürfe, jeder könne tun und lassen, was 
er wolle, die Kaufleute schwächten das Handwerk, und Berufsfremde, also die „Stimpler“ 
würden ins Handwerk pfuschen. Sehr selten waren Vorwürfe eines eigennützigen Verhaltens 
der Mitglieder des Rats. 

Der Hofmeister von Gotteszell, Johann Peter Bommas, als Unzünftiger angehört, fügte 
dem hinzu, die Justiz sei schlecht und parteiisch. Ämter würden gekauft. Der Rat sei zu groß. 
Eine bürgerliche Deputation sei zur Überwachung der öffentlichen Ausgaben erforderlich. 
Dem „Commercio“ der Stadt als seiner Seele müsse aufgeholfen werden. Das Vermögen 
sei nach seinem wahren Wert zu versteuern. Eine Reduzierung der Zahl der Beisitzer sei 
notwendig. 

Am 28. Juli 1752 wurden im Gmünder Rathaus auf Grund eines kaiserlichen Mandats fünf 
Syndici von den impetrantischen Bürgern gewählt, welche diese im weiteren Verfahren vor 
dem Reichshofrat vertreten sollten. 20,1 An der Wahl nahmen 381 von den als impetrantisch 
eingetragenen Bürgern teil, doch erklärten erstaunlicherweise 125 hiervon, nicht wählen zu 
wollen. Gewählt wurden von den andern der Hofmeister Johann Peter Bommas, der Apothe¬ 
ker Jehle, der Achtmeister der Goldschmiede Jakob Bulling, der Grünbaumwirt Leonhard 
Dudeum und der Goldschmied Antoni Förster. 

Vier von ihnen. Jakob Bulling war nicht dabei, wandten sich im August 1753 201 an den Rat 
und boten an. gemeinsam mit ihm einen neuen Rezess zu erarbeiten. Der Rat nahm dies an 
und so wurde der Rezess mit dem beziehungsvollen Titel „Vereinigungsrezess“ erarbeitet 
und am 17. Oktober 1753 errichtet. Die kaiserliche Ratifikation erfolgte am 5. Mai 1758. 

Wenn die Magistrate und Bürgerschaften 
so klug wären und anfangs überlegten, 
was ... Prozesse ,... Kommissionen und 
Exekutionen kosten, würden sie sich... 
lieber bald anfangs mit einander 
vergleichen . 202 

3) Der Vereinigungsrezess vom 17. Oktober 1753 

In 143 Punkten regelte der gemeinsam erarbeitete Vertrag die Wünsche und Beschwerden 
der Bürger. In vielem wurde dabei wörtlich das Gleiche festgelegt wie in den Rezessen von 
1723. Doch gab es auch bemerkenswerte Neuerungen. Ein Vergleich mit 1723 zeigt auch, 

199 StAL B 179, Bü 225 

200 Stadtarchiv Schwäbisch Gmiind 

201 30.8., Vorrede zum Vereinigungsrezess (i.f.: VR), aaO 

202 Moser, Reichs-Stättische Regimentsverfassung, aaO, S. 460 


dass einzelne Bestimmungen nicht mehr auftauchen, was am ehesten daraufhindeutet, dass 
ihre Wiederholung nicht mehr notwendig war. 

a) Bestimmungen zu Verfassung und Verwaltung der Stadt 

Über wörtliche Wiederholungen der früheren Rezesse hinaus wurde folgendes festgelegt: 
Die in der Jegerschen Periphrasia enthaltene Rats- und Gerichtsordnung war vom Rat strikt 
einzuhalten. 202 Die Stadt wurde verpflichtet, zwei Advokaten einzustellen, welche die Bürger 
auf Wunsch in ihren Prozessen zu vertreten hatten. 204 Dem Archiv wurde untersagt. Originale 
nach außen zu geben. 

Eine zentrale Neuerung war, dass die drei Bürgermeister und die zwei Oberstättmeister, 
die fünf Geheimen also, künftig neben ihrem Amt keinen andern Beruf ausüben durften. Als 
Ausgleich wurde das Gehall der Bürgermeister auf 500 11 und das der Oberstättmeister auf 
400 fl pro Jahr erhöht. 205 Die Zahl der Ratsmitglieder wurde von 21 auf 12 reduziert, offenbar 
in der Annahme, so durchgängig kompetente Mitglieder im Rat zu haben. Der Rat bestand 
fortan aus den fünf Geheimen, drei Unterstättmeistern, drei Kassierern und einem Senator, 
der den Bauaufgaben Vorstand. 206 Der Qualität der Beratung diente auch die Bestimmung, 
dass die zwei Ratskonsulenten den politischen Sitzungen mit Konsultativrecht und solchen 
in Justizsachen mit Stimmrecht beiwohnen sollten. 207 

Die Zahl der Vögte wurde auf zwei festgelegt. Einer war in Iggingen, zugleich für das Amt 
Spraitbach und einer in Bargau, zugleich für das Amt Bettringen angesiedelt. 208 In Sprait- 
bach, Mutlangen, Reichenbach, Mögglingen, Oberbettringen und Straßdorf wurde im Aus¬ 
gleich dafür zugleich das Schultheißenamt wieder eingeführt. 209 

Die Abhaltung des Schwörtags im August wurde erneuert. 210 

Der im Rezess 1723 21 ' ausdrücklich untersagte Missbrauch der städtischen Ressourcen 
und der des Spitals ist im Vereinigungsrezess nicht mehr erwähnt. Im Zusammenhalt mit der 
Bürgerbefragung deutet dies eindeutig darauf hin, dass der frühere Rezess insoweit beachtet 
wurde. 

b) Bestimmungen zum Steuerwesen und zur Schatzung 

Auch der Vereinigungsrezess befasste sich eingehend mit dem Steuerwesen als einer Haupt¬ 
ursache der neuerlichen Beschwerden der Bürger. 212 Der alte Rezess wurde in seinen we¬ 
sentlichen Punkten bestätigt. Ergänzend wurde bestimmt, dass Taxation und Anschlag der 
Grundstücke von 1748 Grundlage der Steuererhebung sein sollte. Die Taxation sollte alle 
neun Jahre von einer Deputation von Rat und Bürgern erneuert werden. 213 Anders als 1723 
sollten Häuser künftig mit ihrem ganzen Wert besteuert werden. 214 


203 die etwa bei Schroeder: Das Alte Reich und seine Städte, München 1991. S. 365 f. vertretene Auffassung, die 
Periphrasia sei das „offizielle Stadtrechtsbuch" der Stadt gewesen, kann mit dieser Bestimmung des VR aller¬ 
dings nicht begründet werden. 
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Das Vermögen der Waisen sollte die früheren Vergünstigungen nur noch erhalten, wenn 
die Waisen unter Vormundschaft standen und sich nicht durch ihre eigene Arbeit ernähren 
konnten. :|? Schulden bei auswärtigen Gläubigern konnten künftig nicht mehr steuermindernd 
geltend gemacht werden. 216 

VR 99 bestimmte - deutlicher noch als 1723 dass die Stadt die Schulden der Kontri¬ 
butionskasse abbauen solle und führte aus, dass eine erste Voraussetzung dafür sei, dass die 
Restanten mit vielen 1 000 11 von den Bürgern und Untertanen beigetrieben würden. VR 100 
legte ferner fest, dass bei den derzeitigen friedlichen Zeiten eine zusätzliche doppelte Schat¬ 
zung im Jahr erhoben werden solle, die nur dem Abbau der Schulden der Kontributionskasse 
dienen dürfe. Neu war auch die Bestimmung in VR 97, dass zur Abhör und Billigung der 
Rechnungen der Kontributionskasse die 1752 gewählten bürgerlichen Syndici beizuziehen 
seien. Die Syndici hatten überdies ein Anhörungsrecht bei den Rechnungen der Stadtkam¬ 
merkasse. 217 Die kaiserliche Regierung bestimmte hierzu ergänzend, dass das Amt der Syn¬ 
dici beständig beizubehalten sei. 

c) Bestimmungen zu den einzelnen Berufsgruppen 

Die allgemeinen Regelungen der Rezesse von 1723 wurden bestätigt. Die umstrittene Bestim¬ 
mung über den Betrieb von Lüden neben einem Handwerk 218 wurde so neu gefasst, 216 dass die 
bestehenden Läden Bestandsschutz erhielten, neue aber nicht eröffnet werden durften. Damit 
zusammen ist VR 49 zu sehen, der den Handelsleuten bei hoher Strafandrohung untersagte, 
Goldschmiede und andere Handwerker an Zahlungs Statt mit. Waren zu entlohnen. VR 74 
erstreckte dieses Verbot des Abschlags auch auf fremde Handelsleute und VR 75 schließlich 
bestimmte, dass Handelsleute, die im „Ausland“ Gold- und Silberwaren gegen andere Waren 
eintauschten, diese Waren in der Stadt nur stückweise oder en gros verkaufen durften. Diese 
Vorschriften waren im Sinne der Kauflcute, weil Kramläden durch die Unsitte des Abschlags 
in Zukunft nicht noch „gefördert“ wurden und sie machten auch das Verbot dieser Kramläden 
für die Handwerker erträglicher. 

Die Gewerbe der Bäcker und Wirte wurden wiederum umfassend geregelt. Unter Zugrun¬ 
delegung eines Vergleichs der Wein- und Bierwirte von 1748 220 wurde unter anderem festge¬ 
legt. dass Wirte Braun- und Weißbier, aber dann keinen Wein ausschenken durften. 221 Dage¬ 
gen war die Kombination von Weißbier und Wein im Ausschank gestattet, nicht dagegen die 
von Braunbier und Wein. 

Bei den Apothekern blieb alles beim alten, lediglich die Ulmer Taxe wurde durch die Stutt¬ 
garter Taxe ersetzt." 2 Ergänzend wurde bestimmt, dass zu der bestehenden Apotheke am 
Standort des heutigen Rathauses noch eine weitere hinzukommen dürfe, die möglichst von 
einem Gmünder Bürgersohn zu betreiben sei. 223 

Bei den Regelungen für die Gold- und Silberschmiede ist bemerkenswert, dass nun bei 
Silberwaren von geringem Gewicht auch 10-lötiges Silber verarbeitet werden durfte, 224 um 
„dem Silber Commercio als einer dieser Stadt sehr einträglichen Nahrung desto besser auf- 
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zuhelfen.“ Umso erstaunlicher ist, dass Filigranarbeiter in Zukunft nur noch 15-lötiges Silber 
verarbeiten durften. 225 

d) Sonstiges 

Nach wie vor wurde die große Zahl der Beisitzer als Problem betrachtet und die Bestimmung 
des Rezesses 1723 (NR 15) fortgeschrieben. 226 Gleiches gilt sinngemäß für den Verkauf von 
Gemeinde- und Allmandgütern. 227 Schließlich wurde wiederum das Zechen und der Kauf von 
Alkoholika in Gotteszell untersagt. 228 

4) Schlussfolgerung 

Der Rezess von 1723 hätte eine Grundlage für einen Neubeginn sein können, wenn er in die 
Tat umgesetzt worden wäre. Die vorhandenen Quellen lassen den Schluss zu, dass diese Um¬ 
setzung nicht in erster Linie böser Wille des Rats verhinderte, sondern seine Schwäche, die 
eine konsequente Amtsführung nicht zuließ. Dies zeigen besonders deutlich die Vorschriften 
über die Schließung der Kramläden und über das Steuerwesen. Aber auch das Finanzwesen 
wurde nicht auf eine neue Grundlage gestellt. Trotz der günstigeren Jahre verschlechterte 
sich sogar die Lage der Stadt weiter. 

Der neue Rezess ist zunächst deshalb bemerkenswert, weil er gemeinsam erarbeitet wur¬ 
de. Die rüden Feindseligkeiten vom Anfang des Jahrhunderts sind nicht mehr festzustellen. 
Freilich waren auch die Vorwürfe gegen die Verwaltung nicht die gleichen wie um 1700. 
Auffällig ist im Stadium der Erarbeitung des Rezesses, dass es auch hier rasch an Einigkeit 
bei den Bürgern fehlte und dass es ausgerechnet der Achtmeister der Goldschmiede war, der 
aus der Reihe der Syndici ausscherte. Auffällig ist auch, dass sich 125 Bürger als impetrant 
bezeichneten, aber nicht an der Wahl ihrer Prozessvertreter teilnahmen . 

Inhaltlich ist gerade die Tatsache, dass die Syndici auch nach dem Rezess die Bürger zu 
vertreten hatten, besonders bemerkenswert, wie es auch im Sinne der Bürger ein Fortschritt 
war, dass die Syndici die Rechnung der Kontributionskasse nicht nur abhören durften, son¬ 
dern auch zu billigen hatten. Freilich wurde dieses zarte Pflänzchen der Mitbestimmung 
nicht immer genügend gepflegt, weil die Wahl der Syndici in den folgenden Jahrzehnten des 
öfteren unterblieb. 

Die nunmehr bei den fünf Geheimen eingeführte Hauptamtlichkeit war dazu angetan, 
Vorwürfe des Amtsmissbrauchs für die Zukunft auszuschließen. Allerdings musste man sich 
fragen, ob man für eine kleine Stadt wie Gmünd tatsächlich fünf nunmehr hoch besoldete 
Bürgermeister und Oberstättmeister brauchte. Die Reduzierung der Zahl der Ratsmitglieder 
führte überdies dazu, dass alle Räte nunmehr gleichzeitig ein städtisches Amt bekleideten, 
in dem sie der Weisung des jeweiligen Amtsbürgermeisters unterlagen. Die Geheimen hatten 
ohnedies mit ihren fünf Stimmen im neuen zwölfköpfigen Rat nun noch mehr Gewicht als 
früher. Ein Rat im eigentlichen Sinne war dies endgültig nicht mehr und die Einführung der 
Syndici war kein echter Ausgleich dafür. 

Die Bestimmungen zur Verarbeitung von Gold und Silber schließlich trugen den Keim 
neuen Streits in sich und dieser brach auch bald aus. Beachtlich war das strikte Verbot des 
Abschlags. Nicht nur die letztgenannte Bestimmung rechtfertigt es immerhin, dem Rat wie 
den Syndici Mut bei der Erarbeitung ihres Vertragswerks zu attestieren. 
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5. Kapitel - Familien in Schwäbisch Gmünd 


. dass niemand glauben konnte, 

eine Ware sei gut, wenn sie nicht 
vom Achillischen Haus herkommt . 1 


1) Die Familie Stahl 

An der Nordwand der St. Leonhardskirche in Schwäbisch Gmünd stehen mehrere Kreuzi¬ 
gungsepitaphien, die an die Familie Stahl erinnern. Sie war über 100 Jahre tonangebend in 
Gmünd. Der erste dort erwähnte Träger dieses Namens ist Johann Stahl. Er war möglicher¬ 
weise Sohn des Stättmeisters Balthasar Stahl in Gmünd (1587-1647) und lebte von 1607 
bis 1661. Johann Stahl war Oberstättmeister und zuletzt Bürgermeister. 2 Ebenfalls auf einem 
Epitaph finden wir Sohn, Enkel und Urenkel von Johann Stahl. Sein Sohn Achilles (I) wurde 
1640 geboren und starb 1708 als Bürgermeister in Gmünd. Wir kennen ihn in seinem Amt 
aus den Bürgerunruhen der Jahre nach 1700. Achilles Stahl war mit einer Tochter des Bür¬ 
germeisters Vitus Jageisen verheiratet und hatte mit ihr zwei Söhne, Johann Burkhard und 
Johann Georg. 

Johann Burkhard Stahl war Kaufmann und lebte im Haus „auf dem Brückle“ am Kalten 
Markt. 2 Sein Bruder Johann Georg (1668- 1740) war ebenfalls Kaufmann und 22 Jahre Bür¬ 
germeister. Er war mit Maria Cäcilia Wingert verheiratet, der Tochter Michael Wingerts, der 
die Stadt im Gotteszellischen Prozess vertreten hatte. Johann Georg Stahl und seine Frau 
hatten eine Tochter und zwei Söhne: Veronika Stahl, Ignaz Stahl und Achilles Stahl (II). Die 
Tochter Veronika Stahl heiratete den Weißlammwirt Johann Kaspar Dehler in der Milchgasse 
und gebar ihm die Tochter Maria Cäcilia. Veronika Debler starb früh. Ihr Mann wurde in 
zweiter Ehe Vater des Stiftsdekans und Chronisten Franz Xaver Debler. Der Sohn Ignaz Stahl 
wurde Priester und war erster Benefiziat der Stahlschen Stiftung für den Salvator. 

Bürgermeister Johann Georg Stahl und seine Frau hinterließen ihr Vermögen zu gleichen 
Teilen ihren beiden Söhnen und ihrer Enkelin Maria Cäcilia (1721-1786), die mit Joseph 
Ferdinand Anton Storr, dem späteren Bürgermeister (1715-1785) verheiratet war. Sie 
erbte von ihren Großeltern das Rechbergische Haus in der Rinderbacher Gasse. 4 Achilles 
Stahl (II) erhielt das Stammhaus bei der Grät, das heutige Haus Rettenmayr. Achilles Stahl 
(1700- 1776) war mit seiner Base Katharina Wingert verheiratet. Ihr Vater Franz Josef war 
Wirt der renommierten „Goldenen Kante“ dem Vorgängerbau des nachmaligen Postgebäudes 
auf dem Marktplatz und er war Bürgermeister der Stadt von 1739 bis 1751. 

In der Lebenszeit von Achilles Stahl kulminierte der Aufstieg des Hauses Stahl in rasantem 
Tempo, doch es zeigten sich auch schon erste Zeichen des Niederganges, als er als reichster 
Mann der Stadt starb. Achilles Stahl wie auch seine Frau hatten vom Reichtum beider El- 

1 Dom. Debler, V. 1.383 

2 s. dazu und zu den folgenden Lebensdaten: G. und A. Keck: Beiträge zur Gmünder Familienkunde in Gmünder 
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3 Vorgängerbau des Möbelhauses Leicht 

4 s. dazu Klaus Graf in einhorn-Jahrbuch 1992, S. 127-136: Die Rechbergischen Häuser in Schwäbisch Gmünd, 
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tern her gute Voraussetzungen für wirtschaftlichen Erfolg und wussten diese auch klug zu 
nutzen. 5 Achilles Stahl war Kaufmann und Lebzeltner. Kerngeschäft seiner Handlung waren 
das Wachsbleichen, Wachsziehen und Backen von Lebkuchen, doch betrieb er auch andere 
Handelszweige in dem vom Vater ererbten Haus, das nun den Namen „Achillisches Haus“ 
trug. Achilles Stahl war auch Oberstättmeister, wurde aber anders als Vater, Großvater und 
Urgroßvater nicht Bürgermeister. Ohne Zweifel hätte er das werden können, wenn er es ge¬ 
wollt hätte. 

Achilles und Katharina Stahl zogen sechs Söhne und fünf Töchter groß und sie wollten je¬ 
des gut versorgt wissen, sei es in Fortsetzung der bewährten Heiratspolitik des Hauses Stahl, 
sei es materiell. 

Achilles Stahl war es. der Johann Michael Keller, den Baumeister aus Ncckarsulm in die 
Stadt holte. Keller riss im Auftrag von Achilles Stahl 1753 die „Goldene Kante“ ab und baute 
einen neuen Gasthof, auf den wenig später zu Gunsten seines Sohnes Michael die Rechte 
der Posthalterei übertragen wurden. 1758 7 ließ Achilles Stahl durch Johann Michael Keller 
das Haus Marktplatz 11 erbauen. 8 Das Haus war für seinen ältesten Sohn Franz Georg be¬ 
stimmt. 1763 baute Keller 9 für Achilles Stahl das Haus Marktplatz 25 zur Apotheke um. 10 
Sein Sohn Xaver Stahl erhielt die Erlaubnis, dort die zweite Apotheke der Stadt zu errichten, 
wie es der Vereinigungsrezess 1753 vorgesehen hatte. Im Jahre 1760 erbaute Keller für Mel¬ 
chior Debler, den Schwiegersohn von Achilles Stahl und Vater des Chronisten Dominikus 
Debler das Haus, das heute Rathaus der Stadt ist. Man darf annehmen, dass die benachbarten 
Schwiegereltern den Bau des Hauses nicht nur mit Worten förderten." 

Dominikus Debler, der es als Enkel wissen musste, schreibt, dass Achilles Stahl elf Häuser 
neu erbaute, einige mehr sein Eigentum nannte und um Gmünd herum I 12 Tagwerk an Gü¬ 
tern nebst 4000 Schafen zu eigen hatte." 

Achilles Stahl war auch im Jahr 1773 der erste der Familie, der nobilitiert wurde und sich 
seither Edler von Pfeilhalden nennen durfte. Als Grund seiner Erhebung in den Adelstand 
wurden seine Verdienste in der Hungerkatastrophe der Jahre 1770-1772 genannt. 1 ' 

Als Achilles von Stahl 1776 starb, hatten seine Bauaufträge das Gesicht der Innenstadt 
und vor allem des Marktplatzes verändert und bis heute geprägt, aber auch den Anstoß für 
Neubauten anderer Gmünder gegeben. 

In der nächsten Generation sind vor allem die drei Söhne Georg Franz (1728- 1797), Jo¬ 
hann Michael (1729-1799) als Posthalter und Achilles von Stahl (III) zu erwähnen. 

Achilles von Stahl (1743-1802) führte zusammen mit seinem Bruder Georg Franz das 
Stammhaus am Marktplatz weiter. Georg Franz von Stahl heiratete die mit ihm verwandte 
Veronika Stahl „vom Brückle“ am Kalten Markt, sodass in der zweiten Generation das dorti¬ 
ge große Vermögen wieder teilweise in den anderen Familienzweig zurück floss. Georg Franz 
von Stahl war bis zu seinem Tod der vierte Bürgermeister in fünf Generationen der Stahl. Er 


5 s. dazu Gustav Keck: Über das sog. „Achillische Haus“ in der Reichsstadt Gmiind in Gmünder Heimatblätter 
1932, S. 25 ff. 

6 Strobel, aaO, 111, 228 

7 ebd., III, 220 

8 später ..Ignaz Mohr“ 

9 Strobel. aaO. III. 232 

10 heute Mohrenapotheke 

11 das „Achillische Haus“ dagegen wurde erst 1807 umgebaut. Die Zuweisung des Baus an J.M.Keller ist daher 
nicht haltbar, s. auch Strobel, aaO, III. 205 

12 Dom. Debler. aaO. V.2, 590 

13 Keck. aaO. S. 26 
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STAMMBAUM DER FAMILIE STAHI 


Balthasar Stahl, Stättmeister (1587-1647) vh. m. Margarete Cloß 

I 

Johannes Stahl. Bürgermeister (1607-1661) vh. nt. Veronika Bulling 

I 

Achilles Stahl (1). Bürgermeister (1640-1708) vh. m. Margarete Jageisen (1644-171 I) 


Joh. Georg Stahl, Kaufmann und Bürgermeister 
(1668-1740) 

verh. m. Maria Cacilia Wingert 


Veronika Stahl. Ignaz Stahl Achilles Stahl (II) 

vh. Debler Kaufmann u. OStm 

(1700-1776) 

| vh. m. Katharina Wingert 

I (1705-1774) 

Mar.Cäc. Debler 
vh. m. 

BM Storr i 

v. Ostrach 


Johann Burkhard Stahl. Kaufmann 
(1663-1734) 


Franz Anton Stahl 
(1698-1761) 



M.V.Stahl 

M.Th. 

vh. m. 

Stahl 

Franz. 

vh. m. 

Georg 

Johann 

Stahl 

Debler 

(s.u) 



Cäcilie Stahl 
vh. m. 

G.F.Bciswinger 


Achilles Stahl (III) 
vh. m. 

Josefa Stoir 


Michael Stahl 
Posthalter 


Veron. Stahl 
vh. m. 

Dr. Doll 
Bürgermeister 


M.Th. Stahl 
vh.m. 
Melchior 
Debler 


Franz Georg Stahl 

Bürgermeister 

(1728-1797) 

vh. m. M. V. Stahl (s.o.) 


Alois Beiswinger Achilles v. Stahl (IV) Dominikus Debler 

Bürgermeister 
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war es, der 1780 durch Johann Michael Keller mit Kosten von über 100000 fl 14 das Rokoko- 
Schlößchen erbauen ließ. Sein Bruder Achilles von Stahl heiratete Josepha, die Tochter des 
Bürgermeisters von Storr. Deren Urgroßvater mütterlicherseits war also sein Großvater vä¬ 
terlicherseits. Er ließ als Landsitz für sich die Pfeilhalde erbauen, aber auch acht neue Häuser 
in der Stadt. 15 

Die Töchter von Achilles von Stahl (II) heirateten in andere bekannte Gmünder Familien, 
die Debler, Doll und Beiswinger. Der Letztgenannte, Spitalmeister in Gmünd, war Vater des 
letzten Amtsbürgermeisters der Reichsstadt und ersten Bürgermeisters unter württembergi- 
scher Verwaltung, Alois Beiswinger. Alois Beiswinger wiederum warein Schwiegersohn des 
Bürgermeisters von Storr. 

Unter der Leitung der Söhne von Achilles von Stahl (II) ging das Stammhaus in kaum 30 
Jahren zugrunde. Der katastrophale Brand in der Gmünder Innenstadt im Jahr 1793, bei dem 
die Familie vier Wohnhäuser und zwei gewerbliche Bauten verlor, trug zum Niedergang des 
Hauses bei, der 1811 unter Achilles von Stahl (IV) mit dem Konkurs endete. 

Dominikus Debler. der Enkel, sagt von der Familie Stahl, sie seien die Reichsten hier 
gewesen, hätten aber ihre Mitbürger leben lassen und sie nicht betrogen, 16 ein Attest, das er 
nicht allen Verwandten von der Deblerschen Linie ausstellte. Freilich steht diese Aussage in 
Kontrast zu seinem Vorwurf, auch die Stahl hätten Handwerker per „Abschlag“ entlohnt. Viel¬ 
leicht darf man diesen Widerspruch mit seiner Befangenheit als naher Verwandter erklären. 

2) Die Familie der Debler 

Auch die verschiedenen Zw'eige der Familie Debler bestimmten das politische Leben und 
das Baugeschehen der Reichsstadt im 18. Jahrhundert, wenn auch nicht in dem Maße, wie 
es die Familie Stahl tat. Auch von dieser Familie ist Bemerkenswertes zu berichten. 17 Ne¬ 
ben den Chronisten Franz Xaver Debler und Dominikus Debler ist vor allem Johann Debler 
(1720- 1790), Goldschmied und Handelsmann zu erwähnen. 

Er war in erster Ehe mit Maria Theresia Stahl aus dem Familienzweig der Stahl „auf dem 
Brückle“ verheiratet und sein nicht immer freundlicher Verwandter Dominikus Debler sagte 
von ihm: „er war ein Goldschmied und konnte nicht viel.“ 18 Er habe aber das Glück gehabt, 
bei seinem Bruder Georg Debler, auch städtischer Kassier, der reich geheiratet hatte, als 
Gesellschafter in dessen Handlung einzutreten. Ob Deblers Beurteilung stimmte, müssen wir 
offen lassen, jedenfalls florierte die Gesellschaft der Gebrüder Debler außerordentlich. 19 Die 
Firma hatte ihren Sitz in der heutigen Bocksgasse 18, dem sog. „Grünen Haus“, das 1658 
von Friedrich Vogt, dem Sohn des Erbauers der Wallfahrtsstätte auf dem Salvator, errichtet 
worden war. Georg Debler und seine Frau Theresia, denen alle Kinder gestorben waren, sind 
vor allem als die Stifter des Deblerschen Benefiziums auf dem Salvator bekannt. Sie finan¬ 
zierten dort auch 1770 die Erbauung des Benefiziathauses durch Johann Michael Keller. 20 


14 s. dazu K.J.Herrmann in Festschrift für K.J.Herrmann: 100 Jahre Stadtgarten, S. 81 f„ Schwäbisch Gmünd 
2007 

15 Keck, aaO, S.27 

16 Dom. Debler. aaO. V.2, 386 

17 ausführlich dazu W. Debler. Das Geschlecht der Debler und seine Bedeutung für die Stadt Schwäbisch Gmünd, 
Schwäbisch Gmünd 1985 

18 Dom. Debler, aaO, V.2, 425 

19 s. G. Keck, Das Grüne Haus in Gmünder Heimatblätter, 1935, S. 49-53 

20 s. dazu die Arbeit des Verf. „Der Salvator bei Schwäbisch Gmünd" in Gmünder Studien, Bd.4, Schwäbisch 
Gmünd 1993, S. 69, 88 
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Als Georg Debler 1770 gestorben war, führte sein Bruder die Firma sehr erfolgreich fort, was 
gegen Dominikus Deblers Einschätzung seiner Fähigkeiten spricht. Er handelte vor allem mit 
Schmuck, Silber, Baumwolle, Stoffen, Kaffee, Wein und Metallen. Für sich und seine Frau 
Elisabeth, mit der er seit 1762 in zweiter Ehe verheiratet war, ließ er von Johann Michael 
Keller um 1780 das heutige Haus Marktplatz 16 erbauen. Als Johann Debler im Mai 1790 
starb, wurde er zu den reichsten Männern der Stadt gezählt und seine Handlung, zu der sein 
unbemittelter Vater den Grund gelegt hatte, wurde als die beste in Gmünd betrachtet. 21 Das 
Haus auf dem Marktplatz galt auch wegen seiner Innenausstattung als eines der schönsten in 
Gmünd und sein Nachlass wurde auf 127 505 fl veranschlagt. 22 

Deblers Söhne Johann Georg, verheiratet mit der Tochter des Bürgermeisters Sebastian 
Doll, und Franz Xaver führten die Handlung sehr erfolgreich fort, waren aber außerordentlich 
unbeliebt in der Stadt. Das galt insbesondere für Johann Georg Debler, der die Gesellschaft 
bald alleine führte, denn sein Bruder, der um 1791 das sog. Palais Debler in der Bocksgasse 
erbauen ließ, zog schon bald nach Augsburg, wo er 1796 starb. Die Unbeliebtheit der beiden 
beruhte darauf, dass sie die Methode des „Abschlags“ ungeachtet des Verbots im Vereini¬ 
gungsrezess in großem Umfang praktizierten, weshalb Dominikus Debler die beiden Brüder 
als „die Verderber der Stadt“ bezeichnete. 23 

3) Die Storr, weitere Familien 

a) Zu den Familien, die das Geschehen in Gmünd über Generationen mitbestimmten, zähl¬ 
ten auch die Sion'. Johann Michael Storr ist wegen seiner unglücklichen Rolle als Bürger¬ 
meister Anfang des 18. Jahrhunderts bereits bekannt. Das Ansehen der Storr wurde dadurch 
gemindert, dennoch war Storrs Sohn Benedikt Stadtpfarrer und Dekan von 1728 bis 1736 
in Gmünd. 24 Benedikt Storr hatte in Rom Theologie studiert und wird als ein Mann von 
außerordentlicher Wohlgestalt, hünenhafter Statur und würdevoller Haltung geschildert. 2 - Er 
scheint wie sein Vater von hohem Selbstbewusstsein gewesen zu sein, denn Benefiziaten 
der Pfarrkirche charakterisierten ihn als Dekan „von hochtrabendem Geist“, der „ein großer 
Apollo zu sein sich bedünke“. 26 Der Neffe von Benedikt Storr war Joseph Ferdinand Storr, als 
Bürgermeister der Stadt nobilitiert mit dem Zusatz von Ostrach. Enge verwandtschaftliche 
Bande verknüpften auch die Storr mit anderen Gmünder Familien. 

Am Ende des 18. Jahrhunderts sind schließlich die mit den bereits genannten Familien 
verschwägerten Familien der Doll und Beiswinger zu nennen. 

b) Diese Familien waren es, die in der lokalen Geschichtsschreibung häufig auch Patrizier¬ 
familien genannt wurden, Familien also, die mit der Geschichte der Stadt verwachsen und 
daher sehr einflussreich waren. Sie blieben beim Heiraten möglichst in der gesellschaftlichen 
Gruppe, der sie angehörten. Unvermeidbar war, dass auch andere in diese Gruppe heirate¬ 
ten. weil Verwandtenehen und die dafür erforderlichen kirchlichen Dispensgewährungen sich 
sonst zu sehr gehäuft hätten. Doch wurden Einheiratende rasch integriert. Ein Beispiel dafür 
ist Baptist Brentano, ursprünglich ein Ludwigsburger Kaufmann. Er heiratete eine Tochter 


21 Franz Xaver Debler. Kronologische Nachrichten, S. 186 

22 W. Debler. aaO, S. 60 

23 Dom. Debler, aaO. V.2, 425 f. 

24 Mager. aaO, S. 82 

25 ebd. 

26 o.D., DAR B I. 2a. Bii 50. Um 2 
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des Bürgermeisters von Storr. 27 Nach seinem Bankrott in Ludwigsburg ließ er sich in Gmünd 
nieder und war dort zunächst Steuerschreiber und ab 1786 bis zu seinem Tod im Jahr 1797 
Spitalmeister. 28 Er war verschwägert mit Achilles v. Stahl (III) und mit dem Bürgermeister 
Beiswinger. So regierte eine kleine Oligarchie die Stadt, was auch in anderen süddeutschen 
Reichsstädten anzutreffen ist. Ihr Selbstverständnis zeigte sich auch darin, dass sie die Brun¬ 
nen vor dem Münster und auf dem Marktplatz im Jahr 1776 mit ihren bis heute erhaltenen 
Wappen schmückten. 29 

Die Ratsordnung Karls V. von 1552 mit ihrem Prinzip der Lebenslänglichkeit der wichtigs¬ 
ten Ämter und dem Kooptationsrecht begünstigte das Entstehen oligarchischer Strukturen 
weit mehr als dies die Ratsordnung vor 1552 getan hatte. Damals wurde strikt an dem Prinzip 
festgehalten, dass ein Bürgermeister nach einem Jahr aus dem Amt zu scheiden hatte und 
erst ein Jahr später wieder gewählt werden durfte. 30 Diese Regelung gab jungen und neuen 
Kräften eine Chance und legte die Ausübung der Macht in mehr Hände. Auch der größere 
Einfluss der Zünfte ist insoweit zu nennen. 

In 200 Jahren bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts hatte die Ratsordnung Karls V. im we¬ 
sentlichen nur noch die Änderungen erfahren, dass die Macht der Geheimen und des Klei¬ 
nen Rats durch die faktische Abschaffung des Großen Rats noch gestärkt wurde und dass 
die schon erwähnte Verringerung der Zahl der Ratsstellen im Vereinigungsrezess erfolgte. 
Diese negative Kontinuität hatte die Macht einiger Weniger noch verfestigt. Eine Kontrolle 
ihrer Machtausübung erfolgte nicht, sieht man von den kaiserlichen Kommissionen im 18. 
Jahrhundert und der Möglichkeit der Appellation an den Kaiser ab. Machtausübung ohne 
Kontrolle aber pflegt erfahrungsgemäß meist in Willkür auszuarten. So war es auch nach 
so langer Zeit nicht verwunderlich, dass die herrschende Schicht der Stadt deren Ämter als 
Verfügungsmasse betrachtete, über die sie mehr oder weniger frei entscheiden konnte. Diese 
Einstellung wird auch durch die offen zu Tage liegende Praxis bestätigt, für die Erlangung 
von Ämtern Geld zu bezahlen. Im Rat selbst wurde diese Praxis zwar negativ beurteilt und 
als „schmutzige Bestechung“ bezeichnet, wie ein Papier aus einer Ratsdiskussion des Jahres 
1797 zeigt ' 1 , man übte sie aber dennoch. Die Neubesetzung des Rats nach dem Tod des Bür¬ 
germeisters Frankenstein am 10. November 1795 ist insoweit ein Beispiel. 32 Bei ihr wurde 
wider Erwarten der Goldschmied Ignaz Herliköfer in den Rat gewählt, was die Bürger mit 
Schmährufen quittierten, weil sie den Wählern die Annahme von Bestechungssummen in 
erheblicher Höhe vorwarfen. Die Bürger warfen einigen Ratsmitgliedern in den folgenden 
Nächten die Fenster ein und brachten dem neuen Ratsmitglied ihre Abneigung in noch ande¬ 
rer hier nicht wiederzugebender Weise zum Ausdruck. 

Es liegt auf der Hand, dass Strukturen dieser Art auch im wirtschaftlichen Bereich der 
Stadt anzutreffen waren. Die Gewohnheit der Handelsleute, Handwerker mit Naturalien zu 
bezahlen, wurde trotz des Verbots im Vereinigungsrezess weiterhin gerade von den reichsten 
Familien geübt, was zu einem weiteren sozialen Niedergang bei den ärmeren Schichten führ- 


27 Dom. Debler, aaO. V. 1, 264 

28 Dom. Debler, aaO. V. 1.381 f. 

29 s. M. Schneider: Von den Wappen an den beiden Röhrenbrunnen auf der Hofstatt und am Marktplatz in: Gmün¬ 
der Heimatblätter 1931. S. 89 ff. 

30 s. dazu K. Graf: Gmünd im Spätmittelalter in: Geschichte der Stadt Schwäbisch Gmünd, hrsg. v. Stadtarchiv 
Schwäbisch Gmünd. Stuttgart 1984, S. 87, 108 

31 Diskussionsbeitrag im Rat der Stadt anlässlich der Neubesetzung von Ratsstellen nach dem Tod der Bürger¬ 
meister v. Stahl und Büchler. KP XX-5. Fotokopie Stadtarchiv Schwäbisch Gmünd 

32 s. die ausführliche Schilderung bei Dom. Debler, aaO. V.2, 354 f. 
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te. Kriegszeit und hohe Schatzungen taten ein übriges und so überrascht es nicht, dass einzel¬ 
ne Kauf- und Handelsleute schnell zu außerordentlichem Reichtum gelangen konnten. Dafür 
war freilich auch ursächlich, dass bei aller Starrheit der Vorschriften ihre Durchsetzung oft 
sehr liberal gehandhabt wurde. Überraschender ist da, dass dennoch die Höhe der gezahlten 
Kameralsteuem das ganze 18. Jahrhundert hindurch sehr gleichmäßig war. Bei allen vorhan¬ 
denen Absetzungsmöglichkeiten, die es auch in den Steuerordnungen der Reichsstadt gab, 
ist das bei einer Steuer, die wie hier vor allem Vermögenssteuer ist, eigentlich nur schwer 
denkbar. 

Aus heutiger Sicht ist an den Gmünder Patrizierfamilien andererseits bemerkenswert, dass 
sie ihr beachtliches Vermögen auch in eine große Zahl von sehr ansehnlichen Gebäuden 
investierten, die neben den kirchlichen Gebäuden bis heute der alten Stadt ihr besonderes 
Gepräge geben. 
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6. Kapitel - Das Ende der Reichsstadtzeit - Zusammenfassung 


„ Wenn nicht Fremde hier 
Ordnung errichten , so 
geschieht keine . 1,1 


1) Die letzten fünfzig Jahre 

Die Jahre nach 1753 waren für die Stadt Schwäbisch Gmünd Jahre der Katastrophen, Un¬ 
glücksfälle, Not und einer schlechten wirtschaftlichen Lage bei zugleich geringer Fähigkeit 
von Bürgermeistern, Rat und Verwaltung, sich in außergewöhnlichen Situationen zu behaup¬ 
ten. 

Letzteres zeigte sich bei der Verwirklichung des Vereinigungsrezesses von 1753/1758. 
Auch dieser wurde wie der Rezess von 1706/1723 in wesentlichen Punkten nicht umgesetzt. 
Die Zahl der bürgerlichen Syndici reduzierte sich durch Tod und Überwechseln von zwei 
Syndici in die städtische Verwaltung- bis 1769 auf einen, den Apotheker Abraham Jehle. 
Diesem sagte man nach, sich um seine Aufgabe nicht genügend zu kümmern, was nach dem 
Aufzug des weiteren Apothekers Xaver Stahl auch verständlich war. Dennoch wurden die 
Syndici nicht durch Nachwahl ersetzt, ln dieser Situation erhob ausgerechnet Achilles Stahl 
(II) im Jahr 1769 zusammen mit 28 weiteren Gmünder Bürgern Klage beim Reichshofrat 
mit dem Begehren, die Syndici wählen zu lassen, ferner zwei Advokaten, wie im Vereini¬ 
gungsrezess vorgesehen, endlich zu ernennen und schließlich die Taxation der Häuser und 
Grundstücke zum Zweck der Erneuerung des Steuerfußes endlich vorzunehmen. Auch dies 
war im Vereinigungsrezess bestimmt worden, doch war die Taxation bis 1769 nicht erfolgt, 
ja es waren noch nicht einmal die bürgerlichen Deputierten für das Gutachtergremium beru¬ 
fen worden, das man zu diesem Zweck einsetzen wollte. Der Anlass der Klage von Achilles 
Stahl war an sich eher gering, es ging ihm darum, den Verkauf eines Gemeindegrundstücks 
an der Rems unterhalb der Stadt rückgängig zu machen, weil er davon persönliche Nachteile 
befürchtete. 1 2 3 

Achilles Stahl warf dem Amtsbürgermeister abschließend auch Nepotismus vor. Die Klage 
war u.a. von den Söhnen Stahls, dem Postverwalter Michael Stahl, von Achilles Stahl (III) 
und weiteren bekannten Gmündern unterzeichnet. Nicht zum ersten Mal zeigten sich so Brü¬ 
che und Risse im festen Gefüge der Gmünder Oberschicht. Zum Streit trug ohne Zweifel bei, 
dass in dieser Zeit Dominikus Geiger einer der drei Bürgermeister war. Er regierte von 1751 
bis zum April 1769 und man sagte ihm nach, er sei sehr „verschlagen“ gewesen und habe die 
Stadt „beinah allein regiert“. 4 

Bürgermeister und Rat ließen sich denn auch durch die Klage Stahls wenig beirren, son¬ 
dern beschlossen am 9. März 1769, 5 den beanstandeten Verkauf zwar rückgängig zu machen. 


1 Dominikus Debler. aaO. V.2, S. 457 

2 u.a. war dies der Hofmeister von Gotteszell, Bommas, einer der Wortführer der Bürger. 

3 Klage von Achilles Stahl und weiteren Bürgern. März 1769. StAL B 179, Bü 225 

4 Franz Xaver Debler, aaO. S. 142 

5 StAL B 179. Bü 225 
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aber wegen der Notwendigkeit, neue Syndici zu wählen, zunächst einmal nur eine Umfrage 
„zunftenweise“ zu machen. Zur Einrichtung des Steuerfußes beschieden sie die Kläger da¬ 
hin, dass diese fortgesetzt werden solle. Die Advokaten schließlich, so der Rat, wolle man 
einstellen, sobald sich „gute Leute“ meldeten. Der Rat kündigte schließlich an, gegen die Im¬ 
petranten unnachsichtig mit Strafe vorzugehen, sollten sie so „frech“ bleiben wie seither. 0 

Entsprechend der Grundtendenz dieses Beschlusses wurde auch in den folgenden Jahren 
verfahren. 1778 waren die bürgerlichen Syndici wieder einmal gewählt und wurden auch in 
diesem Jahr erstmals auf ihren Wunsch hin zur Abhör der Spitalrechnung hinzugezogen, 7 ein 
Verfahren, das Punkt 97 des Vereinigungsrezesses vorgesehen hatte. Am Schwörtag 1782 8 
teilte der Rat der versammelten Bürgerschaft mit 9 , man wolle den Vereinigungsrezess von 
1753 nun in Vollzug setzen, nachdem die „Glorwürdigste Kaiserliche Majestät“ erst neuer¬ 
lich dem Rat eine entsprechende „nachdrucksame Weisung“ hätte zugehen lassen. 10 Das an¬ 
gefangene Steuergeschäft werde nun „unverweilt“ fortgeführt und „einsmalen berichtiget“. 
Ziel sei, eine den Vermögensverhältnissen angemessene Regelung zu finden. Der Rat teilte 
seinen Bürgern mit, man w'olle bei dieser Gelegenheit auch den Vereinigungsrezess durch¬ 
gehen und seine noch nicht verwirklichten Regelungen in Vollzug setzen oder den Rezess 
ändern, wo es die geänderten Zeitumstände erforderten. 

Es ergibt sich daraus zum einen, dass fast 30 Jahre nach dem Vereinigungsrezess die Steu¬ 
ervorschriften noch immer nicht angemessen waren, obwohl gerade dieses Thema die Bürger 
besonders bewegt hatte. Zum andern erklären die Äußerungen des Rats zu einem weiteren 
Teil, warum im ganzen 18. Jahrhundert Martini- und Johannissteuer in annähernd gleichem 
- geringem - Umfang flössen. Offenbar wurde nie eine ausreichende Grundlage für Ände¬ 
rungen der Steuer durch eine neue Taxation der Güter geschaffen, so dass es beim einmal 
Erklärten, was die Immobilien betrifft, weitgehend blieb. So erklärt sich auch die zunächst 
verwunderlich scheinende Bemerkung des herzoglichen Rentkammerrats Bernritter bei der 
Besitzergreifung im Jahre 1802", die Stadtkammerkasse erhebe zweimal jährlich „unverän¬ 
derliche“ Steuern. 

Innerhalb der Verwaltung wurden, wohl unter dem Eindruck der Vorhaltungen der kaiserli¬ 
chen Kommission, Überlegungen angestellt, die Verwaltungsabläufe zu untersuchen und wo¬ 
möglich zu verbessern. So machte Alois Beiswinger als Verantwortlicher für das städtische 
Finanzwesen in einer Ausarbeitung von 60 Seiten im Jahr 1783 Vorschläge zur Verbesserung 
der Verwaltungsarbeit. 12 Dabei konzentrierte er sich insbesondere auf das städtische Bauwe¬ 
sen. ein methodischer Ansatz, der bis heute anzutreffen ist. Es ist nicht mehr festzustellen, 
inwieweit diese Vorschläge noch realisiert wurden. Interessant ist die Ausarbeitung Beiswin- 
gers vor allem wegen ihrer Zustandsbeschreibung, die erkennen lässt, dass Planlosigkeit, 
schlechtes Wirtschaften und fehlende Kontrolle in vielen Bereichen üblich war. 

Dabei wären Verbesserungen umso notwendiger gewesen, als sich die Lage der Bürger 
drastisch verschlechterte. In den Jahren 1770-1772 führte die Hungerkatastrophe zu einer 
wirtschaftlichen Depression. Die Gold- und Silberschmiede erlitten eine erhebliche Einbuße 

6 ebd. 

7 Franz Xaver Debler, aaO. S. 151 

8 8.8.1782 

9 StALB 178. Bü 155 

10 wohl durch die kaiserliche Kommission von 1779/1780 wegen der Beschwerden der Bauern, s. dazu Jüngling. 
aaO, S. 57 f. 

11 26.-29.9.1802, StAL D 23, Nr. 99 

12 StALB 177, Bü 87 
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durch die wirtschaftspolitischen Maßnahmen Kaiser Josephs II. 13 Dieser hatte zunächst die 
österreichisch-böhmischen Länder seines Hauses zu einem Wirtschaftsraum zusammenge¬ 
fasst und dann ab 1775 zu einem Zollgebiet vereinigt. Im Zusammenhang damit wurde die 
Einfuhr bestimmter Waren, die auch im Inland hergestellt werden konnten, verboten oder 
durch hohe Zölle verteuert. Dieses Prohibitivsystem, das die Produktion dieser Waren im 
österreichischen Inland anregen sollte, fand seinen Höhepunkt im Patent Josephs II. von 1784 
und einem weiteren von 1787, mit dem die Einfuhrregeln wesentlich verschärft wurden. Die 
Gmünder Gold- und Silberschmiede wurden dadurch erheblich betroffen, weil sie große Ab¬ 
satzmärkte für Waren einbüßten, die nach der Einschätzung des Rats „schwerlich anderswo¬ 
hin als in die österreichischen Lande zu gebrauchen sein dürften.“ 14 

Im Oktober 1785 und im März 1786 wandelten daraufhin Gold- und Silberschmiede mit 
ihren Angehörigen aus, zusammen etwa 110 Männer, Frauen und Kinder, und zogen nach 
Wien. 15 

Trotz dieser Lage des Handwerks wurden Werkleistungen weiterhin von Gmünder Unter¬ 
nehmern über den „Abschlag“ abgegolten. Von einer besonders üblen Form des Abschlags 
berichtet Dominikus Debler im Jahr 1789 16 : Der Handelsmann Xaver Stahl legte eine Lotte¬ 
rie für Goldschmiede auf, bei der sie zum teilweisen Entgelt ihrer Leistungen Lose kaufen 
mussten. 

1789 herrschte eine große Kälte in Gmünd, bei der sich erneut die Armut vieler Bürger 
zeigte, waren sie doch nicht imstande, genügend Heizmaterial zu kaufen. Manche halfen sich 
damit, die Holzkreuze vom Friedhof zu entwenden, um sie zu verheizen. 17 Doch wurde auch 
von Bürgern Geld gesammelt, damit die Armen der Stadt Heizmaterial kaufen konnten. 18 

Im Juli 1793 schließlich brach der große Brand hinter dem neuen Rathaus und dem Achil- 
lischen Haus aus, bei dem 27 Gebäude zerstört wurden. 19 

In einem merkwürdigen Kontrast zu all dem stand der Kauf des Deblerschen Hauses und 
sein Umbau in ein neues Rathaus für 22000 fl. Franz Xaver Debler bemerkte dazu, es sei eine 
große Summe für ein solches Haus. 20 

Die Jahre nach der Französischen Revolution 1789 führten zu einer rapiden Auflösung des 
kleinen Staatswesens. Anzeichen für eine Selbstaufgabe war dabei die Tatsache, dass ab 1783 
bei der Stadtkammerkasse und ab 1790 bei der Kontributionskasse keine Rechnung mehr 
gestellt wurde. Bei weiteren Kassen, die von städtischen Bediensteten administriert wurden, 
war es ähnlich, so dass 1802 Rentkammerrat Bernritter feststellte, dass 92 Rechnungen von 
17 unter der Verantwortung der Stadt stehenden Kassen noch nicht aufgestellt waren. 21 Als 
Gründe dafür wurden der Brand von 1793 und die fortlaufenden Kriege ab 1792 genannt, 
doch gab es Pflegen, wie etwa das Hospital zum heiligen Geist, das 1780 seine letzte Rech¬ 
nung aufgestellt hatte. So war in den letzten Jahren vor 1802 die unabdingbare Grundlage für 
eine ordnungsgemäße Verwaltung nicht mehr gegeben. 


13 s. dazu Ernst Bruckmiller. Handel und Gewerbe zur Zeit Josephs II. in: Österreich z.ur Zeit Kaiser Josephs II.. 
Katalog des Niederösterreichischen Landesmuseums, N.F., Nr. 95, W'ien 1980. S. 52,55 f. 

14 zit. bei Heike Krause-Schmidt: „...ihr Brodt mit kleiner Silberarbeit erwerben". Schwäbisch Gmünd 1999. S. 
270 

15 Franz Xaver Debler. aaO. S. 168. 171. s. auch Krause-Schmidt. aaO. S. 273 

16 aaO. V.l.S. 271 

17 Franz Xaver Debler, aaO. S. 177 

18 ebd.. S. 176 

19 s. Klaus Jürgen Herrmann: Der große Brand des Jahres 1793 in Schwäbisch Gmünd in: Festschrift K. J. Herr¬ 
mann, Schwäbisch Gmünd 2007. S. 42 

20 aaO, S. 161 

21 Bericht Bernritters. StAL D 23, Nr. 99 
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Auch die Verschuldung der Reichsstadt stieg in diesen letzten Jahren der Selbständigkeit 
nochmals sprunghaft an. Die Rechnung der Kontributionskasse für das Jahr 1785" nennt 
noch verzinsliche Schulden der Stadt von rund 200000 fl. Diese waren wieder zu über 60% 
bei den frommen Stiftungen der Stadt aufgenommen, denen man überdies 1779 noch einsei¬ 
tig die Zinsen auf 3 % heruntergesetzt hatte. 23 

Später, nach der Mediatisierung war dieser Zahl von 200000 fl noch der Vermerk hinzu¬ 
gefügt worden: „Diese Summe hat sich bis 1802 auf 871 056 fl vermehrt“. 24 Auch wenn man 
erwägt, dass die ursprünglichen Angaben der genannten Stadtrechnung die Höhe der unver¬ 
zinslichen Schulden und der Zinsrückstände, welche ohne Zweifel vorhanden waren, nicht 
nannten, ist die Zahl von 871 056 fl eklatant hoch. 23 Zu diesen Verbindlichkeiten kamen auch 
noch die der Stadtkammerkasse und der Separatkasse hinzu, so dass die Gesamtverbindlich¬ 
keiten nach Abzug der Aktiva die Summe von 1 Million Gulden überschritten haben dürften. 

Ein Blick auf die Gesamtverschuldung anderer südwestdeutscher Reichsstädte zeigt kurz 
vor der Mediatisierung vielfach eine hohe Verschuldung. 26 Die oft genannten Pro-Kopf-Ver¬ 
schuldungen geben allerdings teilweise die Verschuldung pro Einwohner der Stadt an und 
zum Teil auch pro Einwohner von Stadt und städtischem Territorium. Es ist auch festzustel¬ 
len, dass die bei den einzelnen Städten genannten Zahlen zum Teil voneinander abweichen. 
Dennoch kann gesagt werden, dass die Stadt Gmünd sich mit ihrer Verschuldung im oberen 
Drittel der südwestdeutschen Reichsstädte bewegte und dass diese pro Einwohner der Stadt 
bei knapp 5600 Einwohnern im Jahr 1802 ungefähr 180 fl betrug, was bei Ansetzung des 
Werts von 30 Euro pro Gulden einer Pro-Kopf-Verschuldung von ca. 5400 Euro entsprechen 
würde. 

Der rapide Anstieg der Verschuldung erfolgte, obwohl die Stadt große Teile ihres Eigentums 
veräußerte. Um 1800 wurden Grundstücke im Bereich von Wall und Graben, das Bleichhaus, 
der Bleichgarten, eine Sägmühle, sämtliche Allmandplätze, die Gemeindegrundstücke am 
Straßdorfer Berg, Siechenberg und Georgishof, sowie das Schlößle in Bargau verkauft. 2 Die 
alten Waffen der Rüstkammer wurden ebenso veräußert 28 wie die Zinnkannen der Stadt. Als 
1796 die Stadt dem Schwäbischen Kreis anlässlich des Waffenstillstandes mit Frankreich ca. 
200000 II an Geld und Naturalien abliefern sollte, wurde in den Kirchen und Klöstern hier¬ 
für Kirchensilber eingeschmolzen. 29 Mit Genehmigung des Augsburger Ordinariats wurden 
Grundstücke der Stiftskirchenpflege, St. Leonhards-Pflege, des Spitals und von St. Katharina 
verkauft. 30 Von den Bürgern versuchte man Darlehen zu erhalten und bot dafür Zinssätze bis 
zu 6 % an. 31 

22 Stadtarchiv Schwäbisch Gmünd 

23 Franz Xaver Debler, S. 153 

24 Stadtrechnung Kontributionskasse 1784/85, aaO. S. 48 

25 Diese Zahl unterscheidet sich von der Höhe der Verbindlichkeiten der Kontributionskasse, nämlich 649 824 II. 
die ßemritter, aaO, nennt, was darauf zurückzuführen sein kann, dass Bernritters Bericht vor der Erstellung der 
versäumten Jahresrechnungen gefertigt wurde und seine Zahlen daher nicht stimmten. 

26 s. etwa die Zahlenangaben bei Alfred Lutz: Die Reichsstadt Ravensburg am Ende des Alten Reiches in: Alte 
Klöster - Neue Herren, Die Säkularisation im deutschen Südwesten 1803, Bd. 2.2., Ostfildern 2003, S. 772 

27 Dominikus Debler, aaO, V. 1. S. 397. V.2, S. 408-468 

28 9.9.1800. aaO. V.2, S. 427 

29 Gült- und Zinsbuch des Dominikanerklosters, 1738-1802, mit Anhang, S. 75: Chronik ab 1. August 1796. Kopie 
Stadtarchiv Schwäbisch Gmünd. Fach 24 und Continuatio Protocolli, aaO, f. 230. Was Grimm: Geschichte der 
ehemaligen Reichsstadt Schwäbisch Gmünd von Anbeginn bis auf den heutigen Tag. Gmünd 1867. Nachdruck 
Grafenberg 1989. S. 261 in diesem Zusammenhang von einem allgemeinen Schuldentilgungsplan der Stadt 
sagt, beruht auf einem Missverständnis. 

30 aaO, V.2, S. 413 f., 428 

31 14.2.1801. aaO. V.2. S. 468. Ähnliches geschah in der Reichsstadt Ravensburg, s. Lutz. aaO, S. 771 
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In diesen schwierigen Zeiten war auch wieder eine erhöhte kommunalpolitische Aktivi¬ 
tät der Bürger festzustellen. 1796 trafen sich Johann Georg Debler vom Grünen Haus, der 
Handelsmann Josef Büchler, der Heberliswirt Michael Köhler, der Handelsmann Johannes 
Debler und der Goldschmied Joseph Rudolph mit den gerade zu viert amtierenden bürgerli¬ 
chen Syndici Achilles von Stahl (III), seinem Bruder Michael von Stahl, dem Goldschmied 
Anton Ott und Josef Förster im Spital zu einer Besprechung und legten sich an deren Ende 
die Bezeichnung „Bürgerliche Repräsentanten“ zu. 32 Sie wandten sich in diesem und im fol¬ 
genden Jahr an den Rat mit der Forderung, die bevorstehende Ratswahl unparteilich und ohne 
Korruption durchzuführen. 33 1797 wurde auch ohne Information des Rats die Bürgerschaft 
zunftweise und ohne die „unzünftigen“ Bürger auf dem Grundstück von Michael von Stahl 
in der Bleich versammelt, um die Syndici zu wählen. Die „bürgerlichen Repräsentanten“ 
stellten den üblen Zustand der Stadt dar. Die Versammlung wählte drei bürgerliche Syndici 
und drei bürgerliche Repräsentanten, nachdem Achilles von Stahl (III) und Josef Förster ihre 
Ämter als Syndicus niedergelegt hatten. 34 

1799 errichtete Stiftspfarrer Thomas Kratzer mit dem Rat und acht Bürgern eine neue 
Bettelordnung. 35 

Im Jahr 1800 waren der Rat und die bürgerlichen Syndici ständig auf dem Rathaus wegen 
der täglichen Geschäfte zusammen. Auch die „bürgerlichen Repräsentanten", Stiftspfarrer 
Thomas Kratzer und die Oberachtmeister wurden hinzugezogen 36 und die bürgerlichen Syn¬ 
dici gaben ihre Stimmen gleich den Mitgliedern des Rats ab. 37 

Am 14. Dezember 1800 versammelten sich die Zünfte auf den Zunfthäusern und wurden 
aufgefordert, ihre Beschwerden vorzutragen. Diese lauteten zusammengefasst so, dass es kei¬ 
ne Ordnung gebe, keine Haushaltung, dass die Personalkosten zu hoch seien, die Verwaltung 
Faulenzer beschäftige und die beiden Vögte auf dem Land überflüssig seien. 38 1801 wurden 
die Bürger erneut auf die Zunfthäuser gerufen. Ihre Kritik galt wiederum den herrschenden 
Zuständen in Gänze, aber auch der Tätigkeit der bürgerlichen Syndici und Repräsentanten. 
Auch diese seien „magistratisch“ gesinnt und hätten ihre „Nebenabsichten“. Der Heberlis¬ 
wirt Michael Köhler etwa habe seine Stelle als „bürgerlicher Repräsentant“ niedergelegt, 
nachdem sein Sohn Spitalmeister geworden sei. 39 

Am 8. August 1802 wurden bei geringer Wahlbeteiligung der Goldschmied Leonhard Wet¬ 
zenmaier und der Hasenwirt Johannes Haas zu neuen bürgerlichen Syndici gewählt, was Do¬ 
minikus Debler mit der Bemerkung quittierte: „Beide haben das Pulver nicht erfunden.“ 40 
Die letzten Jahre der Stadt zeigten so eine weiter schwindende Autorität von Bürgermeis¬ 
tern und Rat und es zeigten sich plötzlich Formen der Entscheidung, die man mit einem 
modernen Wort als die des „Runden Tisches“ bezeichnen könnte. 

Am 27. September 1802 führte der Herzog von Württemberg die provisorische Besitz¬ 
ergreifung auch bei der Reichsstadt Schwäbisch Gmünd durch und dies war auch faktisch 
das Ende der Reichsstadt. All das, was die Reichsstädte ganz oder teilweise dem Zugriff der 
drohenden Mediatisierung hatten entziehen wollen, war auf lange Zeit verloren: Ihre Gesetz- 

32 Dominikus Debler, aaO. V.2, S. 375 

33 aaO, V.2, S. 378, 388 

34 aaO, V.2, S. 387 f. 

35 aaO, V.2, S. 389 

36 aaO. V.2, S. 397 

37 aaO. V.2, S.416 

38 aaO, V.2, S. 457 

39 aaO. V.2, S. 464 

40 aaO, V.2. S. 553 
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gebungsgewalt und Justiz mit Appellationsrecht an die beiden Reichsgerichte, ihr Besteue¬ 
rungsrecht, die kommunalen Einnahmen, die Befreiung vom Militärdienst, die Regalien, die 
Aufsicht über die Pflegschaften und Stiftungen und die gesamte Polizei, um nur einige zu 
nennen. 41 

„Aus freien Reichsbürgern sind wir 
Heloten geworden. " 4: 

2) Zusammenfassung 

Ein Blick auf die wesentlichen Ursachen, die zum Niedergang der Reichsstadt Schwäbisch 
Gmünd im 17. und 18. Jahrhundert führten, zeigt, dass es Gründe gab, die im Bereich von 
Reich und Kreis zu finden war und andererseits solche im Verantwortungsbereich der Stadt. 

Im Bereich von Reich und Kreis ist herausragend erstens eine chronische Überforderung 
von Stadt und Land durch die überzogene Reichsmatrikel, die sich durch die vielen kriegeri¬ 
schen Auseinandersetzungen dieser Zeit besonders verhängnisvoll auswirkte und schließlich 
zum finanziellen Kollaps der Reichsstadt führte. Ergänzend sind hier die Forderungen der 
durchziehenden Truppen zu nennen. Die Klagen über die Reichsmatrikel finden sich auch in 
anderen Reichsstädten. 43 Die weltlichen und geistlichen Territorien standen demgegenüber 
gerade in Südwestdeutschland mit ihren Matrikularbeiträgen deutlich günstiger da. 

Eine zweite Ursache ist die Verfassung der Reichsstadt, die ihr 1552 von Karl V. oktroyiert 
wurde. Sie begünstigte Nepotismus und Oligarchie, stand der Wahl tüchtiger Männer im Weg 
und verhinderte eine durchgreifende Kontrolle der Regierenden. Freilich wäre hier, hätte man 
es nur gewollt, denkbar gewesen, Besseres aus dieser Verfassung zu machen. 

Als Ursache aus dem eigenen Verantwortungsbereich ist drittens zu nennen, dass die Re¬ 
zesse von 1706/1723 und 1753/1758 vom Rat nach Kräften nicht beachtet wurden. Das galt 
auch für die Rezesse mit den Untertanen. Diesen gegenüber resultierte die Haltung des Rats 
vor allem aus fehlendem gutem Willen. Bei den bürgerlichen Rezessen stand auch die man¬ 
gelnde Durchsetzungsfähigkeit des Rats der Umsetzung der Rezesse im Wege. Das Steuer¬ 
wesen der Stadt war sicherlich ein Beispiel, wo der Rat sich weder durchsetzen wollte noch 
konnte, was aber die Einnahmen der Stadt und die Meinung der Bürger von ihrer Stadt sehr 
negativ beeinflusste. 

Vierte Ursache war die anfällige Wirtschaftsstruktur der Stadt, die vor allem vom Wohl der 
Gold- und Silberschmiede abhing. Hier zeigte sich auch der konstruktive Mangel kleiner Ein¬ 
heiten. Sie waren der Wirtschaftspolitik der großen Territorien des Reiches ausgeliefert. Am 
Beispiel der Stadt Gmünd erweisen das nicht nur die geschilderten Maßnahmen Josephs II. 
um 1780. Eine eigenständige Wirtschaftspolitik der Reichsstadt, die darauf hätte erwidern 
können, war nicht denkbar. 

Schließlich ist fünftens als Ursache zu nennen, dass nicht nur Bürgermeister und Rat, son¬ 
dern auch die Bürger selbst Veränderungen skeptisch bis ablehnend gegenüberstanden und 
lieber in gewohnterWeise weitermachten. Das galt auch bei Mißständen, was den Chronisten 
Dominikus Debler zu der Äußerung veranlasste: „Eigentlich haben die Herren nicht die gan¬ 
ze Schuld an der Unordnung.“ 44 Die Regelungen der Rezesse für die einzelnen Handwerke 

41 siehe dazu Rolf Kießling: Die Mediatisierung der Reichsstädte in: Alte Klöster - Neue Herren, aaO, S. 719 

42 Dominikus Debler. aaO. 1, S. 3 

43 s. etwa Rainer Jensch für Wangen in: Auslöschung der zwey Adler an dem Lindauer und Leitkirchcrthurm in: 
Die Mediatisierung der Reichsstädte wie Anm. 41, S. 822 

44 aaO. V.2, S. 548 


sind ein beredtes Zeugnis dieser Haltung. Es ging den Bürgern vor allem darum, den Bestand 
zu erhalten, wofür allerdings die verbreitete Armut immerhin eine Erklärung ist. 

Das optische Erscheinungsbild der Stadt scheint dieser Beschreibung zu widersprechen, 
doch war es so, dass es trotz allem bei einigen Bürgern Geld gab und dass dieses auch in 
ansprechende Baulichkeiten investiert wurde. Es gab auch Geld im kirchlichen Bereich, das 
dank entsprechender Verwaltung und der Spendenbereitschaft der Bürger vorhanden war und 
angesichts der geringen Bedürfnisse der Mönche und Nonnen wieder im Umbau und Neubau 
der Klöster angelegt werden konnte. Die Aufgaben der Stadt selbst waren im baulichen Sek¬ 
tor nicht vergleichbar mit denen einer heutigen Kommune, so dass die „öffentliche Armut“ 
sich im Stadtbild wenig bemerkbar machte. 


Die Ursachen des Niedergangs der Stadt Gmünd sind in oft abgewandelter Form auch in 
anderen Reichsstädten anzutreffen. Es gab aber auch Reichsstädte wie etwa Heilbronn, das 
noch 1790 dank seiner hervorragenden finanziellen Lage seine Vermögenssteuer herunter¬ 
setzen konnte. 45 Doch überwogen die negativen Beispiele und führten zu der Auffassung der 
Historiker, das Ende der Reichsstädte als ebenso zwangsläufig zu betrachten wie das Ende 
des Alten Reiches. 46 Vom „Dämmerschlaf“, ja von der „Hanswurstiade“ in den Reichsstädten 
war die Rede. 47 Liebenswürdiger war da der Verweis auf Christoph Martin Wielands Ge¬ 
schichte der Abderiten, für die das Leben in den Reichsstädten ein gewisses Vorbild war. 48 
Bei dieser Beurteilung mag auch die kleindeutsch-preußische Entwicklung der deutschen 
Geschichte eine Rolle gespielt haben 44 . Auch die lokale Geschichtsschreibung vertrat über¬ 
wiegend die Auffassung, dass das Ende der Reichsstädte gewissermaßen eine schicksalhafte 
Voraussetzung für den Weg zur größeren Einheit gewesen sei. 50 Andererseits verwies Volker 
Press auf das zwar „überhöhte“ Prestigebewusstsein des reichsstädtischen Bürgertums, aber 
auch auf seinen Stolz auf die unmittelbare Stellung unter dem Reichsoberhaupt und darauf, 
dass es in den Reichsstädten oft recht lebendig zuging. 51 

Erst eine geänderte und mildere Beurteilung des Alten Reiches, auch als Folge der neueren 
deutschen Geschichte, führte auch zu einer differenzierteren Beurteilung der Reichsstädte. 
Man stellte die Frage, ob das Ende des Reiches 1806 unvermeidbar war und wie es mit 
diesem hätte weitergehen können. Es wurde auch auf die verschiedenen Modelle einer Neu¬ 
ordnung des Reiches verwiesen, angefangen von der Diskussion über eine Zukunft des Her¬ 
zogtums Württemberg überhaupt bis zu den verschiedenen Verteilungsmodellen, die Reichs¬ 
städte betreffend, wobei auch Korruption schließlich die Entscheidung lenkte. 57 Schon diese 
Diskussionen, die um 1800 geführt wurden, zeigten, dass die Behauptung von der schick- 


45 s. Christhard Schrenk: Schock und Chance, Die Mediatisierung der Reichsstadt Heilbronn in: Die Mediatisie¬ 
rung der Reichsstädte wie Anm. 41, S. 751 

46 s. Volker Press, Die Reichsstädte des Schwäbischen Reichskreises zwischen Revolution und Mediatisierung in: 
Baden und Württemberg im Zeitalter Napoleons. Band 2, Stuttgart 1987. S. 121, S. 123 

47 etwa bei Otto Borst, zit. bei Ursula Laurentzsch: Der Anfang vom Ende. Politische Strukturen der Reichsstadt 
im 18. Jahrhundert in: Geschichte der Stadl Schwäbisch Gmünd, Stuttgart 1984. S. 293. 307 

48 s. etwa V. Press, aaO. S. 124 

49 s. dazu Anton Schindling: War das Scheitern des Alten Reiches unausweichlich? ln: Heiliges Römisches Reich 
Deutscher Nation. 962-1806, Altes Reich und Neue Staaten 1495-1806, Berlin 2006, S. 303-317 

50 s. dazu Klaus Jürgen Herrmann: 200 Jahre Säkularisierung und Mediatisierung in: Festschrift Klaus Jürgen 
Herrmann, Schwäbisch Gmünd 2007. S. 96, 116-123 

51 aaO. S. 123 

52 ausführlich dazu Bernd Wunder: 80 000 Livres für eine Reichsstadt! Die Mediatisierung der Reichsstadt 
Schwäbisch Hall 1791-1806 in: Die Mediatisierung der Reichsstädte, wie Anm. 41. S. 791 ff, 795 
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salhaften Notwendigkeit der Mediatisierung in dieser Form nicht stimmte, sondern dass die 
im Reichsdeputationshauptschluss gefundene Form vor allem machtpolitischen Erwägungen 
entsprang. Es wurde ferner auch auf den „Republikanismus“ verwiesen, der in den Reichs¬ 
städten mit ihrer ursprünglich genossenschaftlichen Prägung immer noch lebendig war 53 und 
auf die ursprünglich gemeinsame Basis der Reichsstädte, deren nicht nur äußerer Ausdruck 
der Schwörtag war. 54 Auch in Schwäbisch Gmünd wurde am Schwörtag immer beharrlich 
festgehalten, auch da, wo Bürgermeister und Rat diesen als gemeinsame Basis nicht mehr 
wollten und sich statt dessen, wie es das neue Rathaus, aber auch die Ausschmückung von 
Marienbrunnen und Löwenbrunnen mit den Wappen der Regierenden zeigten, lieber als Ob¬ 
rigkeit gerierten. 

Konkret erkennt man freilich auch am Beispiel der Stadt Schwäbisch Gmünd, dass Refor¬ 
men der politischen, wirtschaftlichen und finanziellen Verfassung der Stadt im Jahr 1802 seit 
100 Jahren überfällig waren. Deshalb wünschten sich manche Gmünder, unter ihnen auch 
der intelligente Nörgler Dominikus Debler kurz vor dem Einzug der Württemberger eine Än¬ 
derung von außen. Doch änderte sich ihre Meinung bald durch die rüd-taktlose Art, mit der 
die Württemberger mit den Gmündern umsprangen und durch die nicht sehr positive weitere 
Entwicklung in den folgenden Jahrzehnten. Und so mochte sich mancher zu Recht fragen, ob 
es vielleicht statt der Rolle der württembergischen Munizipal Stadt für die Reichsstädte auch 
noch intelligentere Lösungen gegeben hätte. Sie hätten darin bestehen können, dass bei allen 
notwendigen Reformen die Eigeninitiative sich vor Ort hätte kraftvoll entfalten dürfen. Dies 
hätte auch eine Brücke geschlagen zu den Leistungen der Reichsstädte bis ins 16. Jahrhun¬ 
dert. die sie in besserer Zeit mit eigener Initiative unbestreitbar erbrachten. 


53 s. dazu Kießling. aaO, wie Anm. 41, S. 727 

54 so Urs Hafner, s. bei Kießling, ebd. 
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BÜCHER AUS DEM STADTARCHIV SCHWÄBISCH GMÜND 


Angelika Ehmer: Die Maucher 

Leben und Werk einer Künstlerfamilie, die im 17. Jahrhundert fürstliche Auftraggeber mit 
prunkvollen Waffen. Klcinplastik und Gerät aus Elfenbein und Bernstein belieferte. 

„Ehmers überaus verdienstvolle Leistung stellt die Maucher-Forschung in der Tat auf eine 
neue Grundlage. Doch nicht nur den Fachleuten kann das Werk empfohlen werden - auch der 
Liebhaber der resionalen Kunst- und Kulturgeschichte wird nicht zuletzt dank dei gediege¬ 
nen Ausstattung des Werks auf seine Kosten kommen.“ (Klaus Graf) 

240 Seiten mit 155 Abb., gebunden, ISBN 978-3-927654-27-3 


Andreas Udo Fitzel: Peter Hartenbeck (um 1550-1616) 

Von einem wackeren Schwaben aus Gmünd, Wundermaschinen, abenteuerlichen Rei¬ 
sen und abertausenden Silbertalern 

Im Herbst des Jahres 1584 mühten sich mehrere Männer monatelang mit einer tonnenschwe¬ 
ren neuartigen Erfindung in einer wichtigen Mission über die Alpen und durch halb Europa. 
Einer der maßgeblichen Männer dieses abenteuerlichen Unternehmens: ein gewisser Peter 
Hartenbeck aus Schwäbisch Gmünd. In Spanien sollte er die ersten modernen maschinen¬ 
geprägten Münzen des gesamten spanischen Weltreichs anfertigen. Und in Tirol sollte er 
überhaupt einer der besten Münzgraveure und Medailleure der Spätrenaissance und des 
Frühbarock werden. Diese biografische Studie bringt eine bisher unbekannte Gmünder Per¬ 
sönlichkeit an das Licht. 96 Seiten, 67 Abb., gebunden, ISBN 978-3-936373-32-5 

Gmünder Studien - Beiträge zur Stadtgeschichte 

Die einzelnen Bände enthalten wissenschaftliche Beiträge sachkundiger Autoren aus den 
verschiedensten Fachbereichen. Sie sind reich bebildert mit Fotos, Skizzen und Karten. 

164 Seiten, kart., ISBN 978-3-921703-92-2 
240 Seiten, kart.. ISBN 978-3-927654-34-1 
240 Seiten, kart.. ISBN 978-3-927654-60-0 
144 S., gebunden, ISBN 978-3-927654-83-9 
192 S., gebunden, ISBN 978-3-936373-21-9 

Karlheinz Hegele: Hans Baidung - Ein Maler in Zeiten des Umbruchs 

Der Autor entwirft ein zwar sehr persönlich geprägtes, aber dennoch schlüssiges Bild von 
einem Künstler und Menschen, der an der Bruchstelle zwischen Mittelalter und Renaissance 
lebend in seinem Schaffen diesen Umbruch signifikant verkörpert hat. 

80 Seiten, 54 Abb., gebunden, ISBN 978-3-927654-73-0 

Heinz-Dieter Heiss: Vom Leprosenspital zum Krankenhaus 
Aus der Geschichte des Schwäbisch Gmünder Krankenhauses 

(Veröffentlichungen des Stadtarchivs Schwäbisch Gmünd Nr. 8) 

Eine Gesamtdarstellung des Gmünder Krankenhauswesens vom Aussätzigen- oder Armen¬ 
haus St. Katharina bis zu den neuzeitlichen Reformen im Städtischen Spital unter Dr. Wörner 
am Ende des 19. Jahrhunderts.. 76 Seiten, 14 Abb., kart., ISBN 978-3-927654-78-5 


Band 3: 
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Heinz-Dieter Heiss: Das Städtische Krankenhaus im Spital zum Heiligen Geist zu 
Schwäbisch Gmünd (Veröffentlichungen des Stadtarchivs Schwäbisch Gmünd Nr. 11) 
Aut Grund neuer Quellen und derer akribischer Interpretation wird nicht nur ein Bild der 
Organisation des Krankenhauswesens gezeichnet, sondern auch eine lebendige Vorstellung 
von dessen Entwicklung über die Jahrzehnte gegeben, von den Anfängen eines modernes 
Krankenhauses und den Fortschritten in der Medizin, bis hin zum Ende des Städtischen Hos¬ 
pitals in der Stadt selbst. 96 Seiten, 9 Abb., kart., ISBN 978-3-936373-31 -8 

Klaus Jürgen Herrmann: Beiträge zur Gmünder Stadtgeschichte 

In dieser Festschrift zum 60. Geburtstag des Schwäbisch Gmünder Stadtarchivars haben die 
Herausgeber zwölf grundlegende Arbeiten, die vor allem in den einhom-Jahrbüchern der 
letzten drei Jahrzehnte erschienen sind, zu einem handlichen Taschenbuch versammelt. Diese 
Zusammenstellung ergänzt ideal die Arbeiten des Verfassers zur Strafjustiz der Reichsstadt 
im 18. Jahrhundert, die unter dem Titel „Ganoven, Gauner, Galgenvögel“ erschienen sind. 

156 Seiten, 1 Abb., kart. ISBN 978-3-936373-33-2 

Klaus Jürgen Herrmann: Ganoven, Gauner, Galgenvögel 

Strafjustiz in und um die Reichsstadt Schwäbisch Gmünd im 18. Jahrhundert 

Der Schwäbisch Gmünder Stadtarchivar und Historiker Dr. Klaus Jürgen Herrmann stellt mit 
diesem Buch seine jahrelangen Forschungen über das Kriminal wesen des 18. Jahrhunderts in 
und um die Reichsstadt Schwäbisch Gmünd vor. Das Buch ist reich bebildert und hat einen 
soliden Quellen- und Literaturanhang. 

208 Seiten, 96 Abb., gebunden, ISBN 978-3-927654-82-2 

Hans-Jürgen Jüngling: Reichsstädtische Herrschaft und bäuerlicher Protest 
Der Konflikt zwischen der Reichsstadt Schwäbisch Gmünd und ihrem Landgebiet 
(1775-1792) (Veröffentlichungen des Stadtarchivs Schwäbisch Gmünd Nr. 6) 

Der Autor „leistet damit nicht nur einen Beitrag zu einem wichtigen Kapitel der Schwäbisch 
Gmünder Stadtgeschichte, sondern zeigt anhand eines Fallbeispiels auch die Konfliktlösungs¬ 
mechanismen des Heiligen Römischen Reiches auf“. (Schweizerische Zeitschrift für Ge¬ 
schichte) 128 Seiten, 11 Abb., kart., ISBN 978-3-921703-89-2 

Hermann Kissling: Künstler und Handwerker in Schwäbisch Gmünd 1300-1650 

Ein Standardwerk zur Kunstgeschichte der Reichsstadt Schwäbisch Gmünd von der Staufer¬ 
zeit bis zum Ende des Dreißigjährigen Krieges. „Eine würdige Krönung der breit gefächerten 
wissenschaftlichen Tätigkeit, die realen Sachverhalten überzeugenden Lebensbezug abge¬ 
winnt.“ (Prof. Dr. Hermann Baumhauer) 

236 Seiten, 37 Abb., gebunden, ISBN 978-3-927654-46-4 

Bernd Kleinhans: Kinos in Gmünd 1897-1945 

(Veröffentlichungen des Stadtarchivs Schwäbisch Gmünd Nr. 10) 

Seit im Herbst 1897 erstmals „bewegte Bilder“, w ie man damals sagte, auf dem Jahrmarkt 
vorgeführt wurden, haben die Gmünder jedes neue Filmangebot mit Begeisterung aufge¬ 
nommen. Schon vor dem Ersten Weltkrieg gab es in der Stadt die ersten Kinos, und Film 
wurde bald zum festen Bestandteil des kulturellen Lebens. Vielleicht ist es gerade bei einem 
so schnelllebigen Medium wie dem Film, das unseren Alltag heute prägt, besonders wichtig, 
sich seiner Geschichte zu erinnern. 

80 Seiten, 21 Abb., 4 Diagramme, kartoniert, ISBN 978-3-936373-20-2 
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Heike Krause-Schmidt: „Männlich weiter!“ - Gmünder Frauen und die Revolution 
1848/49 (Veröffentlichungen des Stadtarchivs Schwäbisch Gmünd Nr. 7) 

Eine Studie zu dem bisher unbekannten Beitrag, den die Gmünder Frauen auf örtlicher Ebene 
in den Revolutionsjahren 1848 und 1849 leisteten. 

88 Seiten, 17 Abb., kartoniert, ISBN 978-3-927654-72-3 

Ernst Lämmle: Die Gmünder Juden - Wege und Schicksale 1861 -1945 

Das Buch bedeutet „ ... den Anfang einer bewußte}} Aufarbeitung einer Epoche unserer neu¬ 
esten Geschichte, den grausamen Umgang mit einer spezifizierbaren Gruppe innerhalb einer 
Diktatur und dem unmenschlichen Schicksal, das die meisten dieser Juden - alle von ihnen 
einst geachtete Bürger - erleiden mußten. “ (Aus dem Vorwort) Nachdruck der Erstausgabe 
von 1979 120 Seiten, kt„ ISBN 978-3-927654-71 -6 

Ulrich Müller: Vom Musketier zum Gl - Geschichte der Gmünder Garnisonen 

(Veröffentlichungen des Stadtarchivs Schwäbisch Gmünd Nr. 9) 

Die militärhistorische Studie führt vom württembergischen Infanterie- und Artillerieregiment 
vom Beginn des 19. Jahrhunderts über die beiden Weltkriege bis hin zur Auflösung der deut¬ 
schen Wehrmacht im Jahr 1945. Dazu gehört auch die Geschichte der amerikanischen Garni¬ 
son vom Anfang der 50er Jahre bis hin zu ihrer Ablösung in den 90er Jahren des vergangenen 
Jahrhunderts. 140 Seiten, 26 Abbildungen, kartoniert, ISBN 978-3-927654-98-3 

Johannes Schüle: Gmünder Photographen 

Die Anfänge der Photographie in Schwäbisch Gmünd 

Das neue Medium Fotografie war in der Mitte des 19. Jahrhunderts eine Sensation - auch in 
Gmünd. Doch bald ließen sich die ersten Wanderfotografen, die ihr Gewerbe zunächst ambu¬ 
lant betrieben hatten, in Ateliers nieder und warben im „Remsthal-Boten“ für ihre „gediegene 
Arbeit zu reellsten Preisen“. 

96 Seiten, gebunden, mit 130 historischen Fotografien, 36 Abb.. ISBN 978-3-927654-94-5 

Richard Strobel: Die Portale des Heiligkreuzmünsters 

Die fünf Portale des gotischen Münsters werden mit ihrer Rahmenarchitektur, der skulptura- 
len Ausstattung, Lage, Funktion und ihrer Bild- und Symbolsprache ausführlich gewürdigt. 

72 Seiten, kartoniert, 121 Abb., davon 77 in Farbe. ISBN 978-3-927654-88-4 

Stefan Timpe: Gegen den „Zahn der Zeit“ - Zur Restaurierungspraxis am Heilig- 
Kreuz-Münster in Schwäbisch Gmünd im 19. und 20. Jahrhundert 

Die wissenschaftliche Studie zu den Substanzerhaltungsmaßnahmen „füllt eine bisher als 
misslich empfundene Forschungslücke zur Baugeschichte des heutigen Münsters mehr als 
gelungen aus.“ 

152 Seiten, Fadengebunden, 77 s/w-Abb, 2 beigelegte vierfarbige Fassadenabwicklungen im 
Leporellofalz, ISBN 978-3-927654-89-1 

Zeitzeugen berichten ... Erinnerungen an die Zeit von 1930 bis 1945 

In einer Dokumentation des Stadtarchivs Schwäbisch Gmünd zeichnen zwanzig Bürgerinnen 
und Bürger ein persönlich gefärbtes Bild der Zeit zwischen 1930 und 1945 in ihrer Heimat¬ 
stadt: Das Erstarken der NS-Bewegung, die Machtergreifung, die allmähliche Veränderung 
des Alltags - aus erster Hand entsteht ein Bild von Gmünd im „Dritten Reich“. 

368 Seiten, zahlreiche Abbildungen, ISBN 978-3-921703-94-6 
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